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Forderungen gut begründet
Die Forderungen der Gewerkschaften für die 2,3 Millionen 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes beim Bund und bei 
den Kommunen liegen auf dem Tisch. Die Gehälter sollen um 
4,8 Prozent (die Inflationsrate abgezogen etwa 4 Prozent), je-
doch mindestens um 150 Euro bei den unteren Gehaltsgrup-
pen (das sind bis zu 7,5 Prozent) steigen. Zudem verlangen die 
Gewerkschaften, dass die Arbeitszeit Ost an das Westniveau  
angepasst, also gesenkt werden soll. Mit dem bisherigen „Nein“ 
des Arbeitgeberblocks wird eine Tarif-Nullrunde angeboten. 
Hauptgrund sei die dramatische Notlage der Staatsfinanzen 
in Folge der Corona-Lockdown-Maßnahmen, heißt es. In der 
Tat, die Gesamtwirtschaft stürzt in diesem Jahr um knapp 
6 Prozent ab. Gegenüber der bisherigen Planung der öffent-
lichen Haushalte wird mit Steuerausfällen von über 90 Milli-
arden Euro gerechnet. Unter diesem Druck der öffentlichen 
Haushaltsnotlage ist ein harter Tarifkonflikt zu erwarten. Da-
bei geht es um die Frage, ob die durch die Corona-Krise stark 
geforderten Beschäftigten ein Lohnopfer bringen müssen 
oder aber einen Anspruch auf Erhöhung ihrer Gehälter haben. 
Niemand bestreitet ernsthaft die aktuelle fiskalische Notlage 
des Staates allein schon wegen der massiven Steuerverlus-
te. Hinzu kommen dringliche Zusatzausgaben etwa für das 
Gesundheitssystem und Überbrückungshilfen für Unterneh-
men, die Finanzierung der Kurzarbeit und die Unterstützung 
von Familien. Die Idee, in dieser Situation Staatsausgaben zu 
streichen und/oder Steuern zu senken, ist absurd. Die Folgen 
wären ein in seinen Grundaufgaben notleidender Staat, die 
weitere Gefährdung des sozialen Zusammenhalts und eine 
Verfestigung der gesamtwirtschaftlichen Krise. 
Deshalb konzentriert sich die Politik derzeit bei weggebro-
chenen Steuereinnahmen und zusätzlichen Krisenkosten ver-
antwortungsvoll auf die Stärkung der Handlungsfähigkeit des 
Bundes, der Länder sowie auch der Gemeinden. 
In dieses allgemeine Muster staatlichen Handelns muss die Fi-
nanzierung der tarifpolitischen Forderungen eingebettet wer-

den. Die bisherigen und die hinzukommenden Personalaus-
gaben dürfen wegen der Covid-19-bedingten Steuerverluste 
nicht zusammengekürzt werden. Während mit der Schulden-
bremse ein Einsparzwang ohne Rücksicht auf öffentliche Auf-
gaben und die positive Rolle der Staatsverschuldung verabso-
lutiert worden ist, lehrt die Corona-Krise: Der effiziente Staat 
mit einem handlungsfähigen öffentlichen Dienst muss derzeit 
auch im Bereich der Personalausgaben über die Aufnahme öf-
fentlicher Kredite finanziert werden. Logischerweise erhöhen 
sich die Personalausgaben im Ausmaß der angestrebten Tarif-
erhöhungen, die der Präsident und Verhandlungsführer der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 
Ulrich Mädge, Oberbürgermeister von Lüneburg, auf „min-
destens 5,7 Milliarden Euro“ schätzt. 
Dem Anstieg der Gehälter stehen allerdings Vorteile gegen-
über: Die Motivation und Identifikation der Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst werden verbessert; die Binnenwirtschaft wird 
durch die erhöhte private Konsumnachfrage gestärkt. Sollten 
die Kommunen über den erforderlichen Spielraum für Kredite 
nicht verfügen, müssten der Bund und die Länder – wie derzeit 
beim Ausfall von Gewerbesteuern – einen Ausgleich leisten.
Der gesamtwirtschaftliche Spielraum für die öffentliche Kre-
ditaufnahme liegt auf der Hand: Bei niedrigen Zinsen und ei-
ner Inflationsrate knapp oberhalb von Null sind Widerstände 
durch die Finanzmärkte nicht in Sicht. Im Gegenteil, selbst bei 
Minusrenditen fliehen die Anleger in den „sicheren Hafen“ 
der Staatsanleihen. Mehr denn je ist der Staat gefordert, die 
Lücke zwischen überschüssigem Sparen und den realwirt-
schaftlichen Investitionen zu schließen. Also, die Forderung 
zur Gehaltserhöhung im öffentlichen Dienst ist in Corona-
Zeiten gut begründet und auch finanzierbar. 

Prof. Rudolf Hickel, 
Wirtschaftswissenschaftler und ehemaliger Direktor 
des Instituts für Arbeit und Wirtschaft
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AGAL-Fachtagung
Nicht erst seit der Corona-Krise ist die Digitalisierung der 
Schulen ein großes Thema. Zugleich haben die Schulschlie-
ßungen zum Schutz vor dem Corona-Virus das E-Learning 
forciert. Wie gehen die Auslandsschulen mit dem Thema Di-
gitalisierung um? Wie können Inlands- und Auslandsschulen 
voneinander lernen? Diese Fragen werden auf der 23. Fach-
tagung der Arbeitsgruppe Auslandslehrerinnen und -lehrer 
(AGAL) vom 25. bis 28. November in der Heimvolkshochschu-
le Mariaspring unter anderem mit Vertreterinnen und Vertre-
tern der Zentralstelle für das Auslandsschulwesen diskutiert. 
Über eine kritische Bestandsaufnahme hinaus will die Fachta-
gung den Austausch fördern. Neue Formate wie Open Media 
Labs, Bar Camps und Mikro Formate werden durch Referen-
ten vorgestellt und vor Ort erprobt. Die Tagung richtet sich 
insbesondere an Lehrerinnen und Lehrer, die vom Auslands-
schuldienst zurückgekehrt sind oder sich auf einen Auslands
einsatz vorbereiten wollen. Lehrkräfte im Schuldienst können 
für die Teilnahme Dienstbefreiung beantragen.
Weitere Infos und Anmeldung: www.gew.de/agal

10 Jahre Templiner Manifest
Das „Templiner Manifest“, das die GEW 2010 vorgelegt hat, 
war ein Weckruf für die bundesdeutsche Wissenschaftspoli-
tik. Auf einer Konferenz in Berlin soll am 25. November ge-
meinsam mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
sowie Vertreterinnen und Vertretern des Bundes, der Länder 
und der Hochschulen eine kritische Bilanz gezogen werden, 
wie sich die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen in der 
Wissenschaft in der vergangenen Dekade entwickelt haben. 
Darüber hinaus wird die GEW den Blick nach vorne richten 
und die weiteren Schritte für die GEW-Kampagne für den 
„Traumjob Wissenschaft“ diskutieren. Die Teilnahme ist auch 
per Livestream möglich; für alle, die vor Ort dabei sein wollen, 
wird es ein sicheres Hygienekonzept geben. GEW-Mitgliedern 
werden die Reisekosten nach Berlin erstattet. 
Weitere Informationen, Programm und Anmeldung:
www.gew.de/10-jahre-templinermanifest 

Aktionszeitraum der GEW
Im Herbst 2020 startet der jährliche Aktionszeitraum der 
bundesweiten GEW-Initiative „Bildung. Weiter denken!“. 
Diesmal im Fokus: die Arbeitsbelastung der Erzieherinnen, 
Erzieher und Lehrkräfte. Die Arbeits- und Lernbedingun-
gen werden immer drückender, weil das Bildungssystem in 
Deutschland drastisch unterfinanziert ist. Zudem wird es um 
die Forderung „A13 für alle“ – also um die bessere Bezah-
lung aller Grundschullehrkräfte, aber auch der Sek-I-Lehr-
kräfte, die schlechter als A13/E13 verdienen – gehen. Zur 
Unterstützung der Aktivitäten hat die GEW Ideen entwickelt 
und Materialien vorbereitet. Alle Informationen finden sich 
auf www.gew.de/AZR. 

Tarifverhandlungen mit Berlitz
Am 7. Oktober beginnen die Tarifverhandlungen der Gewerk-
schaften mit der Berlitz Deutschland GmbH. Die GEW fordert 
2,5 Prozent mehr Gehalt für die Beschäftigten bei einer Lauf-
zeit des Tarifvertrages von einem Jahr. Berlitz versucht seit 
längerem, wirtschaftliche Krisensituationen auf dem Rücken 
der Beschäftigten auszutragen. In diesem Jahr verzeichnete 
das Unternehmen pandemiebedingt Wirtschaftseinbußen 
und veranlasste für viele Beschäftigte Kurzarbeit. Das bedeu-
tet für die Beschäftigten seit vielen Monaten Einkommensein-
bußen. Gleichzeitig leisten sie weiterhin gute Arbeit, die Kurse 
sind weiterhin nachgefragt. Mit Blick auf die wirtschaftliche 
Lage von Berlitz entschied sich die GEW für eine moderate 
Forderung. Die Gesamtbetriebsvereinbarung Kurzarbeit gilt 
noch bis Ende des Jahres.
Die Berlitz Deutschland GmbH ist ein bundesweit agieren-
des Weiterbildungsunternehmen und, neben dem Goethe- 
Institut, die einzige tarifgebundene Sprachschule in Deutsch-
land.

Mehr von der Betriebsrente
Rentnerinnen und Rentner, die gesetzlich krankenver-
sichert sind, haben seit 1. Januar 2020 mehr von ihrer 
Betriebsrente: Seither sind aus der Betriebsrente Kran-
kenkassenbeiträge erst abzuführen, sobald sie den Frei-
betrag von 159,25 Euro monatlich übersteigen. Dieser 
Freibetrag wird zukünftig jeweils zum 1. Januar ange-
passt. Früher gab es eine sogenannte Freigrenze: Renten 
unterhalb dieses Betrages blieben beitragsfrei, war die-
ser überschritten, wurde auf die gesamte Betriebsrente 
der volle Krankenkassenbeitrag einbehalten. 
Die Gewerkschaften hatten sich seit Jahren für eine Ent-
lastung der Betriebsrenten stark gemacht. Leider erwies 
sich die Umsetzung verwaltungsmäßig als sehr kom-
pliziert. Viele Rentnerinnen und Rentner warten noch 
immer auf ihr Geld. Die Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL) als größte Betriebsrentenkasse in 
Deutschland erläuterte die Gründe: An Menschen, die 
neben der VBL-Betriebsrente keine weiteren Betriebsren-
ten beziehen, hat die VBL von Mitte August 2020 bis Mitte 
September 2020 individuelle Mitteilungen versandt. Die-
se enthalten den neuen Netto-Rentenzahlbetrag sowie 
die Höhe der zustehenden Nachzahlung rückwirkend ab 
1. Januar 2020. Auch die Überweisung der Nachzahlung 
sollte Ende August 2020 erfolgt sein.
Werden dagegen weitere Betriebsrenten bezogen, darf 
der Freibetrag nur einmal von der Summe der monatli-
chen Einnahmen aus Betriebsrenten abgezogen werden. 
Hierfür war ein neues Meldeverfahren der Krankenkas-
sen über die Höhe der anderen Betriebsrenten notwen-
dig, das erst im Oktober an den Start geht. Erst nach Ein-
gang dieser Mitteilung kann die VBL nach und nach die 
individuellen Mitteilungen versenden und den Rückzah-
lungsbetrag ermitteln. 
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Keine Lust auf unser Online-Formular? Fordern Sie den Prämienkatalog an!
Per E-Mail: mitglied-werden@gew.de   |   Per Telefon: 0 69 / 7 89 73-211 

oder per Coupon:

#

Bitte den Coupon vollständig ausfüllen und an folgende Adresse senden:
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Reifenberger Straße 21, 60489 Frankfurt a. M., Fax: 0 69 / 7 89 73-102

Vorname/Name

Straße/Nr.

PLZ/Ort

GEW-Landesverband

Telefon	 Fax

E-Mail

Neues Mitglied werben und Prämie online anfordern 
www.gew.de/praemienwerbung *�Dieses Angebot gilt nicht für Mitglieder  

des GEW-Landesverbandes Niedersachsen.

Mitmachen lohnt sich ...
... für jedes neu geworbene GEW-Mitglied erwartet Sie ein GEW-Kurierrucksack.*
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Prämie des Monats Oktober:
GEW-Kurierrucksack

Bildung bewegt – und zwar überall. Der geräumige GEW-Kurierrucksack mit gepolsterten Tragegurten 
sowie Hüft- und Brustgurt sieht gut aus und bietet Platz für alle Fälle. Ob für den Einkauf, den Kita-Ausflug 
in den Park oder einen Stapel Deutsch-Klausuren.



Kita-Leiter Marcus Eismann aus 
Leipzig betont: „Die Gesellschaft 
muss sich fragen, welchen Wert 
sie der Erziehung ihrer Kinder 
beimisst.“

Eine Frage der 
Wertschätzung
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>>>

// Im aktuellen Tarifkonflikt  
spielen die Sozial- und Erzie-
hungsberufe eine wichtige Rolle. 
Gerade die Kolleginnen und  
Kollegen in Kitas und sozialen 
Diensten waren im Corona- 
Lockdown für andere da – doch 
ihr Gehalt reicht manchmal  
kaum für den Lebensunterhalt.  
Betroffene erzählen. //

Marcus Eismann hat sich schon früh ent-
schieden, Verantwortung zu überneh-
men. Mit seinen 32 Jahren leitet er nun 
bereits die zweite Kita, ein neu eröff-
netes Haus in Leipzig-Lindenau, in dem 
mehr als 100 Kinder betreut werden und 
15 Kolleginnen und Kollegen arbeiten. 
Zuvor war der Sozialpädagoge bereits 
drei Jahre Chef einer anderen Kita der 
Stadt, nachdem er zunächst seinen Ba-
chelor in Sozialer Arbeit abgelegt hatte. 
Eismann fühlt sich für seinen Leitungs-
job gut gerüstet, aber mit knapp 2.400 
Euro netto im Monat nicht fair bezahlt. 
„Produktionsmitarbeiter in der west-
deutschen Automobilindustrie rechnen 
mit Jahreseinkommen von 40.000 bis 
45.000 Euro. Ich schaffe es nicht mal auf 
30.000 Euro im Jahr“, sagt er. Und da-
bei habe es in den vergangenen Jahren 
schon spürbare Steigerungen gegeben. 
„Die Gesellschaft muss sich fragen, wel-
chen Wert sie der Erziehung ihrer Kinder 
beimisst“, sagt der Sozialpädagoge. „Die 
Kitas legen immerhin den Grundstein 
dafür, wie sich die Menschen später in 
die Gesellschaft einbringen.“
Der sächsische Kita-Leiter ist einer der 
rund 2,3 Millionen Beschäftigten beim 
Bund und bei den Kommunen, für die 

die Tarifverhandlungen am 22./23. Ok-
tober in Potsdam in die dritte Runde ge-
hen. Dem Sozial- und Erziehungsdienst 
(SuE) mit seinen rund 300.000 bei kom-
munalen Trägern Beschäftigten kommt 
dabei eine Schlüsselrolle zu. Zu dem Be-
reich gehören diverse Berufsgruppen 
der Kinder- und Jugendbetreuung und 
des Sozialwesens, die in den ersten Mo-
naten der Corona-Pandemie als Helden 
beklatscht wurden. Die Gewerkschaften 
fordern 4,8 Prozent mehr Gehalt, min-
destens jedoch 150 Euro mehr im Mo-
nat. „Klatschen allein reicht nicht. Jetzt 
müssen die Gehälter spürbar steigen“, 
sagt die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe. 

„Geld ist doch da“
Eismann findet, gerade in den Wochen 
des Corona-Lockdowns sei das Un-
gleichgewicht zwischen gesellschaft-
licher Bedeutung und angemessener 
Bezahlung der Sozial- und Erziehungs-
berufe absolut augenfällig geworden. 
„Plötzlich war es für die Wirtschaft und 
das Gesundheitssystem immens wich-
tig, dass wir arbeiten gehen und die 
Kitas geöffnet halten“, sagt Eismann. 
„Aber vor Infektionen schützen konn-
ten wir uns kaum. Das Risiko haben wir 
trotzdem getragen – für die Kinder, für 
die Familie und für die Gesellschaft.“ 
Jetzt aber wollten die Arbeitgeber da-
von nichts mehr wissen, im Gegenteil: 
Der Bund und die Kommunen würden 
stattdessen darauf setzen, dass der 
Sozial- und Erziehungsdienst unter 
Corona-Bedingungen deutlich weniger 
Druck aufbauen könne als bei früheren 
Tarifkonflikten. Er hoffe jedoch, sagt 
Eismann, dass sich die Kolleginnen und 
Kollegen nicht nur von ihrer sozialen, 
hilfsbereiten Lebenseinstellung leiten 
lassen, sondern auch für ihre Rechte 
eintreten. Über Steuereinnahmen ver-
füge Deutschland jedenfalls trotz der 
Krise ausreichend. „Geld ist doch da“, 
sagt Eismann, der sich auch im Leipzi-
ger Bezirksverband der GEW engagiert. 
„Die öffentliche Hand muss es aber 
auch an der richtigen Stelle ausgeben.“ 
Hinzu kommt: Inzwischen bessern freie 
Träger, die einen großen Anteil der Kita-
Landschaft gestalten, zunehmend die 
Gehälter auf. Beobachter fürchten da-
her bereits, dass sie kommunalen Ein-
richtungen Fachkräfte abwerben könn-

XXXXX XXXXX
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>>> ten. Auch deshalb, so Gewerkschafter  
Eismann, sei eine Gehaltssteigerung 
dringend nötig.

Knapp 2.000 Euro netto
Anders als Eismann hat Daniela Gjung-
jek aus Sindelfingen etwas länger ge-
braucht, ihre Berufung zu finden: elf 
Semester Jurastudium, drei Jahre Ver-
waltungsangestellte im Stuttgarter 
Haus der Geschichte. Mit 32 Jahren 
aber entdeckte sie ihren Traumjob und 
begann eine Praxisintegrierte Ausbil-
dung in einer Kita. Eine Freundin, die 
schon Erzieherin war, erzählte ihr von 

der neuen Chance, schulische Ausbil-
dung und Praxis in der Einrichtung mit-
samt Ausbildungsvergütung zu verbin-
den. Heute begleitet die 40-Jährige eine 
Krippengruppe im städtischen Ganz-
tagshaus Brunnenwiesenstraße 14, in 
dem 100 Kinder zwischen acht Wochen 
und zehn Jahren betreut werden. „Ei-
gentlich wollte ich schon lange mit Kin-
dern arbeiten“, sagt die Erzieherin rück-
blickend. „Jetzt mache ich meinen Job 
mit viel Herzblut und genieße es, dass 
ich bei den Kindern viel bewirken kann.“
Der Haken an der Geschichte ist für sie 
jedoch die Bezahlung. Gjungjek verdient 
mit ihrer 39-Stunden-Woche knapp 
2.000 Euro netto im Monat. Doch in 
der Hochburg der Automobilindustrie 
rund um Stuttgart mit den Werken von 

Mercedes-Benz und Porsche seien die 
Lebenshaltungskosten enorm hoch und 
Wohnraum kaum zu bezahlen. „Für eine 
Zwei-Zimmer-Wohnung muss man zu-
sammen mit den Nebenkosten 1.000 
Euro kalkulieren“, sagt Gjungjek. Da 
bleibe für eine Familie nicht viel zum Le-
ben. „Ich kann mir meinen Job nur leis-
ten, weil mein Mann gut verdient“, sagt 
sie. Der Beruf der Erzieherin und des 
Erziehers erhalte von der Gesellschaft 
immer neue Bildungsaufgaben, die etwa 
den Grundstein für die Schullaufbahn 
legen sollen, werde aber ansonsten viel 
zu wenig wertgeschätzt. Zwar habe sich 
die Einkommenssituation nach den wo-
chenlangen Streiks 2015 durch bessere 
Eingruppierungen ein wenig verbessert. 
„Doch wenn man in Zukunft noch aus-
reichend Nachwuchs gewinnen will“, 
sagt Gjungjek, „muss der Beruf lukrati-
ver werden.“ Schon länger fehlten Kol-
legen in ihrer Einrichtung, Corona habe 
die Lage dann weiter verschärft. „Wir 
können einige Schichten derzeit nicht 
abdecken. Die Eltern und Kinder leiden 
deutlich unter diesen Einschränkungen.“

Fehlende Wertschätzung
Neben den finanziellen Tarifforderun-
gen geht es am Verhandlungstisch in 
Potsdam auch um mehr gesamtdeut-
sche Gerechtigkeit: Die wöchentliche 
Arbeitszeit der Kolleginnen und Kolle-
gen im Osten soll von 40 Stunden bei 
Vollzeit auf 39 Stunden wie im Westen 
sinken. „30 Jahre nach der Einheit ist 
es höchste Zeit, dass die Arbeitszeit im 
Osten an das Westniveau angepasst 
wird“, sagt GEW-Chefin Tepe.
Bei dieser Anpassung geht es um Men-
schen wie Juliane Reichstein. „Der 
Ost-West-Unterschied muss endlich 
beendet werden“, sagt die 39-jährige 
Thüringerin aus Gotha. „Es gibt keinen 
Grund, warum wir für das gleiche Gehalt 
länger arbeiten müssen. Die Kosten der 
Ausbildung und die Lebenshaltungskos-
ten sind überall gleich.“ Die Mutter von 
Zwillingen hat von 2014 bis 2017 eine 
Ausbildung zur Erzieherin absolviert, 
seither arbeitet sie im Reggio-Kinder-
haus der Stadt. 200 Kinder zwischen ei-
nem Jahr und sechs Jahren werden dort 
nach der Reggio-Bildungsphilosophie 
des italienischen Pädagogen Loris Mala-
guzzi betreut. Sein Leitbild stellt die Kin-

der, ihre Fähigkeiten und Rechte in den 
Mittelpunkt und sieht die Erwachsenen 
vor allem als deren Begleiter.
Reichstein hat sich sehr bewusst für 
dieses Haus entschieden, und sie liebt 
ihren Arbeitsplatz. Bevor ihre Zwillinge 
vor zehn Jahren auf die Welt kamen, 
hatte sie als Logopädin in einer freien 
Praxis gearbeitet. Nach der Elternzeit 
entschied sie sich für die Erzieherinnen-
Ausbildung. Nun bringt sie ihre beson-
deren Kompetenzen im Kinderhaus 
ein, etwa im Umgang mit Inklusion und 
Mehrsprachigkeit. Trotz der Berufser-
fahrung kommt sie mit einer 37,5-Stun-
den-Stelle netto nur auf rund 1.500 
Euro im Monat. „Wenn mein Mann 
nicht so gut verdienen würde, ginge das 
gar nicht“, sagt Reichstein. „Ein Leben 
als Alleinerziehende mit diesem Gehalt 
möchte ich mir gar nicht vorstellen.“ Die 
Angestellte ärgert diese fehlende Wert-
schätzung der Gesellschaft. „Wir tragen 
gerade während der Corona-Pandemie 
eine Riesenverantwortung für die Ge-
sundheit der Kinder, gefährden aber 
unsere eigene Gesundheit – und erfül-
len zudem einen Bildungsauftrag für die 
Schullaufbahn“, sagt das GEW-Mitglied. 

Daher finde sie es absolut richtig, in die-
sem Herbst hart für Gehaltserhöhun-
gen zu kämpfen.
Der jüngste Tarifabschluss vom Frühjahr 
2018 für die im öffentlichen Dienst von 
Bund und Kommunen Beschäftigten 
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„Der Ost-West-Unterschied muss  
endlich beendet werden“, fordert die  
Erzieherin Juliane Reichstein aus Gotha.
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„Ich kann mir meinen Job nur leisten, 
weil mein Mann gut verdient“, sagt  
die Erzieherin Danjela Gjungjek aus 
Sindelfingen.
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hatte mit 30 Monaten eine ungewöhn-
lich lange Laufzeit. Die Gehälter sind in 
diesem Zeitraum durchschnittlich um 
7,5 Prozent gestiegen. Damals hätten 
einige Berufsgruppen tatsächlich ein 
überproportionales Lohnplus erhalten, 
erinnert sich Gesa Bruno-Latocha, Re-
ferentin für Tarif- und Beamtenpolitik 
beim GEW-Hauptvorstand. Auch Un-
gereimtheiten aus der Umstellung vom 
Bundesangestelltentarif (BAT) auf den 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) seien nachträglich korrigiert 
worden, erklärt Bruno-Latocha. 
Der Tarifrunde 2020 ist ein Sondie-
rungsgespräch von ver.di mit den kom-
munalen Arbeitgebern im Juni voraus-
gegangen. Die Gewerkschaften haben 
angeboten, die Tarifrunde wegen der 
Corona-Pandemie auf 2021 zu verschie-
ben. Für die Zeit vom Auslaufen des 
Tarifvertrages Mitte 2020 bis zur Auf-
nahme der Verhandlungen im nächsten 
Jahr sollten die Beschäftigten eine ma-
terielle Entschädigung erhalten  – doch 
das lehnten die kommunalen Spitzen-
funktionäre ab. „Statt die Leistungen 
der Kolleginnen und Kollegen in der 
Krise zu honorieren, wollen die Arbeit-
geber die Gewerkschaften zu einem 
Lohnverzicht zwingen“, kritisiert Daniel 
Merbitz, GEW-Vorstandsmitglied für Ta-
rif- und Beamtenpolitik. Daher gebe es 

nun harte Verhandlungen. Da allerdings 
klassische Großkundgebungen unter 
Corona-Bedingungen schwer möglich 
seien, entwickeln die Gewerkschaften 
derzeit neue analoge und digitale Ak-
tionsformen. „Nur wenn es gelingt, die 
Arbeitgeber bundesweit unter Druck zu 
setzen“, sagt Merbitz, „können wir faire 
Lohnsteigerungen erreichen.“

Großer Fachkräftemangel
Dieser Anspruch gilt nicht nur in den 
Metropolen wie Berlin oder München – 
sondern ebenso in Großmehring, einem 
Bilderbuch-Örtchen in Oberbayern: 
7.200 Einwohner, katholische Kirche mit 
Zwiebeltürmchen, kleine Grund- und 
Mittelschule, die Donau vor der Haustür. 
In einem Kindergarten der Gemeinde 
arbeitet seit sechs Jahren Kinderpfle-
gerin Andrea Oberhofer. Die 54-Jährige 
kennt die Nöte im Kollegenkreis – sie 
war schon immer bei der Kommune an-
gestellt und engagiert sich als Personal-
rätin. Die Fluktuation im Kita-Bereich sei 
enorm groß, sagt die erfahrene Kollegin, 
der Mangel an Fachkräften werde immer 
größer. Inzwischen würden Tagesmütter 
für die Kitas abgeworben und in einer 

Schnellbesohlung binnen 40 Stunden 
zur Hilfskraft geschult. „Wir bekommen 
keine Leute mehr. Und diejenigen, die im 
System sind, müssen darunter leiden“, 
sagt Oberhofer. Gerade für Männer, die 
in den Einrichtungen benötigt würden, 
sei der Beruf kaum attraktiv. 
Die Forderung der Gewerkschaften fin-
det das GEW-Mitglied aus Oberbayern 
deshalb mehr als gerechtfertigt Die 
Mieten und die Lebenshaltungskosten 
in der Region seien durch die Präsenz 
von Audi im nahen Ingolstadt immens 
hoch. „Ohne Nebenjob können sich 
manche ihre Wohnung kaum leisten – 
obwohl die Ausbildung eine der längs-
ten in Deutschland ist.“ Sie selbst sei 
zwar in keiner Notlage, weil ihre Kinder 
schon erwachsen und aus dem Haus 
seien. Aber junge Kolleginnen und Kol-
legen in ihrem Umfeld würden für die 
Erzieherausbildung einen Kredit auf-
nehmen. „Und wenn sie endlich im Job 
sind, müssen sie alles wieder abbezah-
len“, sagt Oberhofer. „Gesellschaftliche 
Wertschätzung sieht anders aus.“

Sven Heitkamp, 
freier Journalist
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„Wir bekommen keine Leute mehr.  
Und diejenigen, die im System sind, 
müssen darunter leiden“, kritisiert die 
Kinderpflegerin Andrea Oberhofer aus 
dem bayerischen Großmehring.

Gehälter im Sozial- und Erziehungsdienst
Mit der jüngsten Erhöhung zum 1. März 2020 stiegen die Gehälter der beim 
Bund und bei den Kommunen beschäftigten Erzieherinnen und Erzieher sowie 
Sozialarbeiterinnen/-pädagoginnen und Sozialarbeiter/-pädagogen im Schnitt 
um 1,06 Prozent. Damit wurde das in der Tarifrunde 2018 ausgehandelte Er-
gebnis von insgesamt 7,5 Prozent Gehaltssteigerungen erreicht. Je nach Ein-
gruppierung und Erfahrungsstufe liegen die Brutto-Entgelte von Erzieherinnen 
aktuell zwischen rund 2.830 (Entgeltgruppe S 8a, Erfahrungsstufe 1, Vollzeit) 
und ca. 4.310 Euro (Entgeltgruppe S 8b, Erfahrungsstufe 6), wobei Erzieherin-
nen und Erzieher mit einem absolvierten Anerkennungsjahr grundsätzlich mit 
der Erfahrungsstufe 2 (in der Entgeltgruppe S 8a derzeit knapp 3.040 Euro)  
beginnen; Kita-Leitungen verdienen – abhängig von der Größe der Einrich-
tung – zwischen knapp 2.890 Euro (Entgeltgruppe S 9, Stufe 1, Kita bis 40 Plät-
zen) und rund 5.850 Euro im Monat (höchste Erfahrungsstufe, Kita mit mehr 
als 180 Plätzen). Kinderpflegerinnen und -pfleger erhalten zwischen rund 2.290 
und ca. 3.410 Euro. Sozialarbeiterinnen/-pädagoginnen und Sozialarbeiter/-pä-
dagogen verdienen monatlich zwischen ca. 3.200 und knapp 4.710 Euro.
In der Tarifrunde 2015 haben die Gewerkschaften eine Aufwertung des Erzie-
herinnenberufs durchgesetzt; die Gehälter stiegen dadurch gegenüber 2009 
deutlich an. Zum Vergleich: 2009 betrug das Einstiegsgehalt 2.040 Euro, 2015 
lag es in der neu geschaffenen Entgeltgruppe S 8a bei 2.460 Euro.
2020 sollte ursprünglich zwischen Gewerkschaften und den öffentlichen Ar-
beitgebern von Bund und Kommunen über eine weitere Aufwertung der Berufe 
im Sozial- und Erziehungsdienst verhandelt werden. Aufgrund der Corona- 
Krise wurden diese Verhandlungen auf unbestimmte Zeit verschoben.� jam
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Der Zauber der Solidarität
Thomas Bernhard tat es in seinem Schauspiel „Die Macht der 
Gewohnheit“ allen kund: „Die Wahrheit ist ein Debakel!“ Wäh-
rend dort ein Zirkusdirektor versucht, das „Forellenquintett“ 
von Franz Schubert mit einer renitenten Bühnentruppe aufzu-
führen, führt das vereinigte Ensemble der kommunalen Arbeit-
geber und des Bundesinnenministeriums während der Tarifrun-
de für die bei Bund und Kommunen Beschäftigten in Potsdam 
ein ähnlich absurdes Stück auf. Noch gestern und vorgestern 
überschlug sich die Politik mit Lobeshymnen und rhythmi-
schem Klatschen für den unverzichtbaren öffentlichen Dienst 
in der Corona-Krise. Heute wird zynisch in die Kasse geschaut 
und mit den Schultern gezuckt. Keine Paraderolle! Nachdem 
die Gewerkschaften ihre Forderungen und Erwartungen den 
Kommunen und dem Bund präsentiert hatten, gab es nur eine 
beschämende Antwort: Kein Angebot, wenn etwas denkbar 
sei, dann nur mit langer Laufzeit. Dies ist die traurige Wahrheit. 
Bitter, nachdem die Beschäftigten im öffentlichen Dienst – so 
wie ihre Kolleginnen und Kollegen in den anderen Branchen 
von der Klinik über den Supermarkt bis zum Fernverkehr – mo-
natelang dieses Land in schwieriger Zeit am Laufen gehalten 
haben und auch weiter halten. Das muss mit einer ordentlichen 
Gehaltserhöhung anerkannt und gewürdigt werden.
Bei der zweiten Verhandlungsrunde in Potsdam, nur knapp 
zwei Wochen vor dem großen Einheitsfestakt, haben sie eine 
wahre Farce aufgeführt: Die kommunalen Arbeitgeber wollen 
mit Blick auf die Arbeitszeit den Osten für weitere fünf Jahre 
abkoppeln. 
Wir müssen es klar benennen: Nach nunmehr 30 Jahren deut-
scher Einheit ist die Einheit bei der Arbeitszeit für die kommu-
nalen Beschäftigten längst überfällig. Das sage ich nicht nur 
als jemand, der aus den nicht mehr ganz so neuen Bundeslän-
dern stammt, sondern ganz besonders aus gesamtdeutscher 
Sicht: Wir können uns dauerhaft keine Sonderwirtschaftszo-
ne, kein Tarif-Experimentierfeld zu Lasten der Beschäftigten 
leisten. Denn wir stehen vor neuen Umverteilungskämpfen, 

vor der Frage, wer die Folgen der Abmilderung der Corona-
Krise bezahlen soll. Ich vermute vorsichtig, es sollen nicht die 
Konzerne und die Superreichen sein … Tarifpolitik ist Sozialpo-
litik ist Wirtschaftspolitik. Wir hörten die Arbeitgeber schon 
deklamieren, die Schuldenbremse, die leeren Kassen, die si-
cheren Arbeitsplätze, die es im öffentlichen Dienst gibt. Sie 
verstecken sich hinter forscher Rhetorik, die sich im Gewand 
des Neoliberalismus kleidet. 
Dies lassen wir ihnen nicht durchgehen. 2020 wird ein Wende-
punkt sein: Menschen, Land und Leben haben sich verändert. 
Es stellen sich die großen Fragen nach dem Zusammenhalt 
einer Gesellschaft. Wir antworten mit Solidarität. Urgewerk-
schaftlich und zeitlos. Dieser Zauber bindet immer wieder. 
Nur so können wir erfolgreich dem Ungeist der neuen alten 
Kassenwarte und dem Unwesen der Beschäftigtengruppen-
Gegeneinander-Ausspieler etwas entgegensetzen. Jetzt sind 
die Arbeitgeber am Zug, ihr unwürdiges Schauspiel zu been-
den und stattdessen ein Stück mit Respekt und Wertschät-
zung aufzuführen! Tarifautonomie heißt Verantwortung zu 
übernehmen. Wir fordern dies ein! 
Ich erlebe in dieser Tarifrunde viel Zuspruch, die Kolleginnen 
und Kollegen wollen sich einmischen, auch und gerade unter 
erschwerten Bedingungen, sie wollen ihren Beitrag leisten, 
wollen mithelfen. 
Bereits ein kleiner Einsatz hilft – zum Beispiel, indem die ge-
druckten Tarif-Infos in den Einrichtungen weitergegeben wer-
den oder in den sozialen Medien ein SharePic geteilt wird. 
Alle können und sollen sich einbringen. Die GEW ist eine Mit-
machgewerkschaft. Und wir müssen noch mehr Mitglieder 
gewinnen. Wir haben erlebt, wie wichtig es ist, füreinander da 
zu sein. Halten wir zusammen, schließen wir uns zusammen. 
Lassen wir uns verzaubern von der guten alten Solidarität! 

Daniel Merbitz, 
GEW-Vorstandsmitglied Tarif- und Beamtenpolitik
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Auch während der Corona-Pandemie sind wir bei Erkran-
kungen wie Depressionen, Burnout, Angstzuständen 
und berufsbezogenen Belastungsstörungen für Sie da. 
In unserer psychosomatischen Privatklinik in Düsseldorf 
stehen neben der hohen fachlichen Behandlungsquali-
tät Ihre Sicherheit und Ihr Komfort stets im Vordergrund.

Sie fühlen sich angesprochen? Dann informieren Sie 
sich jetzt unverbindlich – wir freuen uns auf Sie!

Klinik Via Mentis 
40629 Düsseldorf
Rennbahnstraße 2

T (0211) 54 25 59 - 0 
info@via-mentis.de
www.via-mentis.de

Perspektiven schaffen, 

    LEBENSFREUDE GEWINNEN!
Psychosomatik in Düsseldorf

Jetzt Warnstreiks!
// Auch in der zweiten Verhand-
lungsrunde über den Tarifvertrag 
für die im öffentlichen Dienst bei 
Bund und Kommunen Beschäftig-
ten haben die Arbeitgeber kein 
Angebot vorgelegt. Das wollen 
sie erst Mitte Oktober tun. Auf 
die Blockadehaltung der Arbeit-
geber haben die Gewerkschaf-
ten Ende September sofort mit 
ersten Warnstreiks geantwortet. 
Diese sollen mit Blick auf die 
dritte Verhandlungsrunde am 
22./23. Oktober in Potsdam aus-
geweitet werden. //

Die Gewerkschaften verlangen 4,8 Pro-
zent mehr Gehalt, mindestens jedoch 
150 Euro im Monat. Zudem erwarten 
sie, dass die wöchentliche Arbeitszeit 
für die Angestellten in den östlichen 
Bundesländern von 40 auf 39 Stunden 
gesenkt und damit an das Westniveau 
angeglichen wird. Der Tarifvertrag soll 
ein Jahr laufen.
Weder beim Thema Gehalt noch bei 
den weiteren Verhandlungspunkten 
gab es in der zweiten Runde viel Bewe-
gung. Die Arbeitgeber spielen auf Zeit – 
in jeder Beziehung übrigens: So wollen 
sie durchsetzen, dass die kommunalen 
Beschäftigten in den östlichen Bundes-
ländern noch bis 2025 länger als ihre 
Kolleginnen und Kollegen im Westen 

arbeiten. Mit anderen Worten: Abgese-
hen vom Mund-Nasen-Schutz und den 
Abstandsregeln verhielten sich die Ar-
beitgeber bisher ähnlich wie in der Vor-
Corona-Zeit: Sie geben sich verhand-
lungsoffen, lassen an der einen oder 
anderen Stelle durchblicken, dass sie 
zu konstruktiven Lösungen bereit seien. 
Aber in den Kernfragen mauern sie sich 
ein und schieben als Begründung vor: 
Es seien noch zwei Termine mit ver.di  
vereinbart, um über die Bereiche Pfle-
ge/Gesundheitswesen und Sparkassen 
zu verhandeln. Dabei geht es jedoch um 
Spezialthemen, die mit der allgemeinen 
Gehaltserhöhung nichts zu tun haben. 
Das Kalkül bei der Beton-Strategie der 
Arbeitgeber: Sie hoffen, dass die Streik-
bereitschaft der Beschäftigten vor der 
Veröffentlichung eines Angebots weni-
ger leidenschaftlich ist als nach dessen 
Bekanntwerden.

Arbeitgeber-Rituale
Diese Rituale der Arbeitgeber sind 
schon in „normalen“ Tarifrunden be-

lastend, während der Corona-
Pandemie jedoch völlig 

unangemes-
sen. Ins- 

beson-
dere 

weil die Gewerkschaften Mitte des Jah-
res vorgeschlagen hatten, die Runde in 
das Frühjahr 2021 zu verschieben und 
den Beschäftigten für die Übergangs-
zeit einen Ausgleich zu zahlen. Bis zum 
nächsten Jahr, so die Überlegung der 
Gewerkschaften, seien viele Entwick-
lungen, die die Corona-Krise ausgelöst 
hat, besser einzuschätzen, und die Ver-
handlungen könnten dementsprechend 

auf einem gesicherteren Funda-
ment geführt werden. Das haben 

In der Tarifrunde 2020 für den 
öffentlichen Dienst in Bund und 
Kommunen verhandeln die Ge-
werkschaften für rund 2,3 Mil-
lionen Beschäftigte. Für circa 
200.000 Beamte und Versor-
gungsempfänger soll das Tarif
ergebnis zeit- und wirkungs-
gleich übernommen werden. 
Ver.di hat gegenüber den Arbeit-
gebern von Bund und Kommunen 
die Verhandlungsführerschaft 
für die DGB-Gewerkschaften 
GEW, GdP und IG BAU. Alle ak-
tuellen Infos zur Tarifrunde 
für die bei Bund und Kommu-
nen Beschäftigten finden Sie 
auf der GEW-Website unter 
www.gew.de/troed2020. � ur

Bund und Kommunen 2020 4,8 %
mehr Gehalt!

Tarifrunde
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Auch während der Corona-Pandemie sind wir bei Erkran-
kungen wie Depressionen, Burnout, Angstzuständen 
und berufsbezogenen Belastungsstörungen für Sie da. 
In unserer psychosomatischen Privatklinik in Düsseldorf 
stehen neben der hohen fachlichen Behandlungsquali-
tät Ihre Sicherheit und Ihr Komfort stets im Vordergrund.

Sie fühlen sich angesprochen? Dann informieren Sie 
sich jetzt unverbindlich – wir freuen uns auf Sie!

Klinik Via Mentis 
40629 Düsseldorf
Rennbahnstraße 2

T (0211) 54 25 59 - 0 
info@via-mentis.de
www.via-mentis.de

Perspektiven schaffen, 

    LEBENSFREUDE GEWINNEN!
Psychosomatik in Düsseldorf

die Arbeitgeber jedoch strikt abgelehnt 
und bestanden auf dem ursprüngli-
chen Tarifrundenfahrplan. Entspre-
chend verärgert reagierte GEW-Vorsit-
zende Marlis Tepe: „Die Forderungen 
der Gewerkschaften liegen auf dem 
Tisch. Die Arbeitgeber bewegen sich 
jedoch nicht und vergeuden Zeit. Das 
versteht in der Öffentlichkeit niemand. 
Das Verhalten der Arbeitgeber ist eine 
Respektlosigkeit gegenüber den Be-
schäftigten.“
Mit Blick auf den Vorschlag der Ar-
beitgeber, die Arbeitszeit Ost in zwei 
Schritten bis 2025 auf das Westniveau 
zu senken, stellte GEW-Tarifchef Dani-
el Merbitz fest: „Das kann doch nicht 
ernst gemeint sein. Die Kolleginnen und 
Kollegen warten schon seit 30 Jahren 
auf gleiche Arbeitsbedingungen in Ost 
und West.“ 
Das Herzstück der Eingruppierung der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
ist das Thema „Arbeitsvorgang“. Die-
ses sei ihnen, so betonen die Verhand-
lungsführer der Arbeitgeber, beson-
ders wichtig. Die Eingruppierung in 
den Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst (TVöD) hängt nämlich davon ab, 
in welchem zeitlichen Umfang welche 
Tätigkeiten ausgeübt werden. Dabei 
dürfen Arbeitsvorgänge, die zu einem 
abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen, 
nicht beliebig aufgespalten werden. 
Genau das versuchen die Arbeitgeber 
aber immer wieder, um Beschäftig-
te schlechter zu bezahlen als ihnen 
zusteht. Dieser Praxis haben etliche 
Gerichtsurteile einen Riegel vorge-
schoben: Die Richter sprachen den Be-

schäftigten eine höhere Entgeltgruppe 
zu. Beispiel: Wenn ein Rechtsgutach-
ten erstellt wird, gehören dazu auch 
einfache Tätigkeiten wie das Kopieren 

von Seiten. Ausschlaggebend für die 
Bewertung ist jedoch das Arbeitser-
gebnis, also das Gutachten, und nicht 
die unter Umständen vielen Arbeits-

Jetzt Warnstreiks! Nicht zufrieden mit dem Gehalt
Stefan Kähler, Kita-Leiter aus Rendsburg und  
GEW-Vertreter Schleswig-Holsteins in der Tarif-
kommission

Stefan Kähler brach sein Lehramtsstudium kurz vor 
dem Staatsexamen ab, weil er zu fließend Franzö-
sisch sprach. „Ja, klingt seltsam“, sagt der heute 
42-Jährige. „Aber es gab ein Problem: Ich machte 
keine Fehler, aber konnte die Grammatikregeln 
nicht erklären. So wäre ich wahrscheinlich kein 
guter Lehrer geworden.“ 
Doch dass er mit Kindern arbeiten wollte, stand fest, seit er als Heranwach-
sender in der kirchlichen Kinder- und Jugendarbeit aktiv war. Heute leitet 
Kähler eine Kita im schleswig-holsteinischen Rendsburg. 
An die Ausbildung zum Erzieher „bin ich entspannt rangegangen, musste aber 
schnell feststellen, dass sie in der Theorie doch sehr anspruchsvoll ist“, sagt 
Kähler. 
Nach nun elf Jahren im Beruf ist er „immer noch völlig zufrieden, nur am  
Monatsende, wenn ich auf mein Gehalt schaue, nicht so ganz“. Für gute  
Bezahlung und bessere Bedingungen für die Erziehungsfachkräfte setzt er sich 
in der GEW ein: Er ist Sprecher der Landesfachgruppe für sozialpädagogische 
Berufe und vertritt Schleswig-Holstein in der Tarifkommission. Die laufende 
Tarifauseinandersetzung ist die zweite, die er hautnah miterlebt.
In der Kita Stadtpark, die er seit 2018 leitet, betreut ein Team aus rund  
20 Fachkräften 105 Mädchen und Jungen, viele davon sprechen im Eltern-
haus kaum Deutsch. „Die Eltern bringen ihre Kinder, damit sie es lernen, und 
wir freuen uns darüber – aber wir haben zu wenig Personal, um mit allen die 
Sprache wirklich ausreichend zu trainieren“, sagt Kähler. Dabei seien die Ver-
hältnisse in der 30.000-Einwohner-Stadt im Bundesvergleich eher gut.

Esther Geißlinger, 
freie Journalistin
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>>> schritte, die ebenfalls nötig sind, um 
zum Ziel zu kommen.
Obwohl die Arbeitgeber in den Ver-
handlungen kein einziges überzeugen-
des Praxisbeispiel nennen konnten, 
wollen sie die Gewerkschaften jetzt 
dazu zwingen, den Tarifvertrag in ih-
rem Sinn zu ändern. „Die Vorschläge 
der Arbeitgeber würden eine zentrale 
Säule des über Jahrzehnte entwickelten 
Eingruppierungsrechts im öffentlichen 
Dienst zerschlagen“, betonte Merbitz. 
„Das werden die Gewerkschaften nicht 
hinnehmen.“

Altersteilzeit verbessern
Zudem verhandeln Gewerkschaften 
und Arbeitgeber über das Thema Al-
tersteilzeit. Die Gewerkschaften wol-
len durchsetzen, dass die aktuelle 
Regelung verlängert und verbessert 
wird. Dafür haben sie Vorschläge ge-
macht. Gerade angesichts steigender 
Belastung und Arbeitsverdichtung ist 
Altersteilzeit für viele Beschäftigte at-
traktiv. Die derzeitige Quotenregelung 
im Tarifvertrag hindert viele Kollegin-
nen und Kollegen, die Altersteilzeitre-
gelung zu nutzen. Außerdem sind die 
Aufstockungsbeträge für Gehalt und 
Rentenbeiträge gerade für Beschäf-
tigte in den unteren und mittleren 
Entgeltgruppen zu niedrig, um sich 
Altersteilzeit leisten zu können. „Wir 
erwarten von den Arbeitgebern ein 
klares Bekenntnis, dass sie auch in Zu-
kunft attraktive Altersteilzeitregelun-
gen anbieten“, sagte Merbitz.
Einerseits haben die Arbeitgeber in 
zwei Verhandlungsrunden kein An-
gebot zur Lohnsteigerung vorgelegt. 
Andererseits werden sie nicht müde 
zu betonen, dass sie für die von ihnen 
nicht bezifferte Gehaltserhöhung eine 
lange Laufzeit von drei Jahren wollen. 
Denn 2022 werde für die öffentlichen 
Haushalte das schwierigste Jahr, weil 
dann die Schuldenbremse wieder greift. 
Dafür brauchten sie Planungssicherheit, 
argumentierten die Arbeitgeber. Das 
hört sich nicht nach einem Angebot 
an, das die Beschäftigten zum Jubeln 
bringt. Es klingt nach einer Festlegung 
auf minimale Lohnsteigerungen für 
mehrere Jahre.
Bei allen Warnstreiks und Aktionen, zu 
denen die GEW aufruft, steht in Pan-

demiezeiten der Gesundheitsschutz an 
erster Stelle. Die Bildungsgewerkschaft 
hat Aktionsformen entwickelt, bei de-
nen Abstand und Hygieneregeln ein-
gehalten werden können. Dabei setzt 
sie neben klassischen Warnstreiks ver-
stärkt digitale Formate ein, die die Be-
schäftigten aktiv mitgestalten und über 
soziale Medien teilen können. Mit Blick 
auf die Wochen bis zur dritten Verhand-
lungsrunde unterstrich GEW-Tarifex-

perte Merbitz: „Ich bin sicher, dass die 
Beschäftigten den Arbeitgebern eine 
klare Antwort geben. Das wird ein hei-
ßer Herbst!“

Ulf Rödde, 
Redaktionsleiter der  
„Erziehung und Wissenschaft“

Oliver Brüchert, 
Tarifkoordinator des GEW-Hauptvorstandes

GEW-Pixi-Buch „Streik in der Kita“
Die Pixi-Buch-Sonderausgabe „Streik in der Kita“ der GEW soll für die berech-
tigten (!) Forderungen der Erzieherinnen und Erzieher nach besseren Arbeits-
bedingungen sensibilisieren. Aus der Perspektive eines Kindes wird der Ablauf 
eines Streiktages erzählt: Ein Elternteil übernimmt die Betreuung seines Kindes 
sowie dessen Freundinnen und Freunden. Am Ende sind sich alle einig: Erziehe-
rinnen und Erzieher haben eine schwierige Arbeit. Ihre Forderung nach besse-
rer Bezahlung ist gerechtfertigt.
Die Sonderausgabe kann beispielsweise bei Aktionen in der Tarifrunde öffent-
licher Dienst Bund und Kommunen genutzt werden, um mit Eltern und Kindern 
ins Gespräch zu kommen. Und: Das Heft darf gerne an Kolleginnen und Kollegen 
weitergegeben werden.
Das Pixi-Buch kann unter der Artikelnummer 2204 kostenfrei im GEW-Shop bestellt 
werden (Verpackungseinheit: 25 Stück / zzgl. Verpackungs- und Versandkosten):  
www.gew-shop.de � ak/br
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Jede*r hat das
Recht auf Bildung.

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

www.wusgermany.de

Wer wir sind
World University Service 
(WUS) ist eine 1920 gegründe-
te internationale, politisch und 
konfessionell nicht gebundene 
Organisation von Studieren-
den, Lehrenden und Mitar-

beitenden im Bildungssektor. 
WUS-Deutschland ist eines von 
weltweit über 50 Komitees, 
die sich gemeinsam für das 
Menschenrecht auf Bildung 
einsetzen.

Studierende aus Afrika, Asien und Lateinamerika

WUS unterstützt ausländische 
Studierende durch Lobbyarbeit, 
berufliche Orientierung und 
Reintegration sowie durch 

das Studienbegleitprogramm 
STUBE Hessen und das Portal 
Hessische Hochschulen im 
Nord-Süd-Kontext.

Globales Lernen

Die Informationsstelle Bil-
dungsauftrag Nord-Süd 
vernetzt nicht-staatliche und 
staatliche Akteur*innen zu ent-
wicklungspolitischer Bildung. 

Das Portal Globales Lernen 
hält Informationen und Bil-
dungsangebote zum Globalen 
Lernen bereit. 

Das Portal Deutsche Länder 
in der Entwicklungspolitik 
präsentiert im Auftrag der 16 
Deutschen Länder deren ent-

wicklungspolitische Ziele und 
Aktivitäten. 

Das Projekt Grenzenlos - Glo-
bales Lernen in der beruflichen 
Bildung vermittelt Lehrkoope-
rationen mit Studierenden aus 
Afrika, Asien und Lateinamerika 
an berufsbildende Schulen.

Der WUS-Förderpreis zeichnet 
Studienabschlussarbeiten aus, 
die ausgewählte Themen der 
17 Nachhaltigkeitsziele behan-
deln.

GEW_EW_94x133_05_04_13.pdf   1   06.03.13   17:23

64483_2015_09_Bundesverwaltungsamt.indd   1 10.08.2015   11:08:57

Nullrunde „einfach nur zynisch“
Sabine Lafrentz, Betriebsrätin bei  
Elbkinder – Vereinigung Hamburger  
Kindertagesstätten 

So leicht lässt sich Sabine Lafrentz nicht 
aus der Ruhe bringen. In über 40 Jahren 
Betriebszugehörigkeit, davon bald 30 im 
Betriebsrat, hat die Hamburgerin betriebli-
che Krisen, Arbeitskämpfe und persönliche 
Schicksale miterlebt. Doch wenn die frei-
gestellte Betriebsrätin bei der Vereinigung 
Hamburger Kindertagesstätten Elbkinder über die Belastungen ihrer 
Kolleginnen und Kollegen während der Corona-Pandemie spricht, 
kommt sie in Fahrt. Als Zuständige für Arbeits- und Gesundheitsschutz 
ist die 64-Jährige eine ihrer wichtigsten Ansprechpartnerinnen. 
„Nicht einen Tag waren die Kitas nach Verhängung des teilweisen Shut-
downs geschlossen“, sagt Lafrentz. „Die Kolleginnen und Kollegen im 
Notdienst haben weitergearbeitet. Schutzlos.“ An Abstandhalten ist 
bei der Arbeit mit den Kleinsten, die auf dem Arm getragen und gewi-
ckelt werden müssen, nicht zu denken. Zudem hatte der Arbeitgeber 
verboten, Schutzmasken zu tragen. Insbesondere in Fragen wie dieser 
musste der Betriebsrat die Rechte der Beschäftigten schützen. Doch 
auch er arbeitete unter Ausnahmebedingungen. „Die Mitbestimmung 
war und ist erschwert“, sagt Lafrentz rückblickend. Weil das 33-köp-
fige Gremium nicht mehr tagen durfte, wurde die Arbeit zunächst auf 
den kleinen Betriebsausschuss übertragen. Um viele Themen wie die 
Aufhebung des Maskenverbots konnten sie sich kümmern. Manches 
sei ihnen jedoch „durch die Lappen gegangen“. 
Weiter zugespitzt hat sich die Arbeitssituation im Juni, als die Hamburger 
Kitas teilweise geöffnet wurden. „Wir haben in geschlossenen Gruppen 
gearbeitet und mussten Früh- und Spätdienste in den Teams organisie-
ren“, erklärt Lafrentz und rechnet vor: „Um 60 Prozent der Kinder zu be-
treuen, wurde das gesamte Personal benötigt.“ Nun wurden Angehörige 
der Risikogruppen zurückgeholt. Damit nicht genug: Weil die Stunden für 
Reinigungskräfte nicht erhöht wurden, musste das pädagogische Perso-
nal zusätzlich die strengen Hygienevorgaben umsetzen und regelmäßig 
Spielzeug, Tische und Türklinken desinfizieren. In diesen Monaten klin-
gelte das Diensthandy der Betriebsrätin häufig auch nach dem offiziellen 
Dienstschluss. Kolleginnen und Kollegen mit Vorerkrankungen oder kran-
ken Familienmitgliedern erzählten von ihren Ängsten und Problemen am 
Arbeitsplatz. „Der Job frisst ohnehin viel Zeit und beschäftigt mich auch 
nach Feierabend“, sagt sie. Doch in der Corona-Zeit haben ihr die Sorgen 
und Probleme der Kolleginnen häufig die Nachtruhe geraubt. 
Viele, so sagt sie, dächten ans Aufhören. „Die Arbeitsbelastungen in 
Kitas haben sich in der Corona-Zeit potenziert, der Job ist heute noch 
unattraktiver“, stellt Lafrentz fest. Gerade jetzt brauchten die Be-
schäftigten in Kitas Wertschätzung und Anerkennung. Eine spürbare 
Lohnerhöhung, so meint sie, sei das richtige Signal. „Die Kolleginnen 
sind sauer. Viele haben durchgearbeitet.“ Dass die Arbeitgeber die Be-
schäftigten nun mit einer Nullrunde abspeisen wollen, findet Lafrentz 
einfach nur zynisch.

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

Fo
to

: B
ab

ett
e 

Br
an

de
nb

ur
g

Sabine Lafrentz

Erziehung und Wissenschaft  | 10/2020

15TARIFRUNDE BUND UND KOMMUNEN 2020



// Wie wichtig die Arbeit der  
im Sozial- und Erziehungsdienst 
(SuE) tätigen Kolleginnen und 
Kollegen ist, haben die vergange-
nen Monate gezeigt. Darum ist 
die Forderung nach 4,8 Prozent, 
mindestens aber 150 Euro mehr 
Gehalt sehr berechtigt. Sagt 
Linda Engels, Vorsitzende der 
Bundesfachgruppe Sozialpäda
gogische Berufe der GEW. //

E&W: Künstler, Gastronomen und 
Soloselbstständige bangen in diesen  
von Corona geprägten Zeiten um ihre 
Existenz. Ist eine Forderung nach 
knapp 5 Prozent mehr Gehalt da an
gebracht?
Linda Engels: Auf jeden Fall. Auch in 
diesen ökonomisch schwierigen Zeiten 
bleiben die laufenden Kosten, etwa für 
Essen und Miete, für unsere Mitglieder 
auf dem hohen Niveau früherer Zeiten. 
Ich kenne jedenfalls keine Erzieherin-
nen oder in der Sozialarbeit Tätigen, 
deren Vermieterinnen oder Vermieter 
auf die Idee gekommen sind, die Miete 

zu senken. Ich bin fest davon überzeugt, 
dass es gerade jetzt Lohnerhöhungen 
geben muss.
E&W: Warum?
Engels: Wer hat denn in den vergan-
genen Monaten auch unter Einsatz 
der eigenen Gesundheit vielen die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und damit auch finanzielle Sicherheit 
ermöglicht, obwohl Kitas und Schulen 
ihren Betrieb einstellen mussten? Es 
waren doch die Kita-Kräfte, Sozialar-
beiterinnen und -arbeiter sowie Lehr-
kräfte, die die Betreuung von Kindern 
aufrecht hielten für jene Familien, die 
am dringendsten darauf angewiesen 
waren. 
E&W: Dafür zollte die breite Öffentlich-
keit ihnen große Anerkennung. 
Engels: Schon richtig. Aber vom Beifall 
kann sich niemand ein Brot kaufen. 
Die Corona-Auswirkungen, die uns 
ja mit Sicherheit in unserer täglichen 
Arbeit noch einige Monate begleiten 
werden, haben noch einmal gezeigt, 
wie wichtig der öffentliche Dienst, be-
sonders auch die Arbeit der im Sozial- 

und Erziehungsdienst Tätigen ist. Die 
vergangenen Monate haben offenge-
legt, was schon lange im Argen liegt: 
kapitalistische Strukturen, die auf den 
Schultern der Beschäftigten ausgetra-
gen werden, und längst überfällige Re-
formen.
E&W: Es fehlt allerdings der berufliche 
Nachwuchs. Reicht ein höheres Gehalt, 
um mehr jungen Menschen diese Arbeit 
schmackhaft zu machen?
Engels: Durch das Finanzielle wird die 
Tätigkeit aufgewertet. Auch wenn es in 
der nun anstehenden Tarifrunde nicht 
um Höhergruppierungen geht, muss 
man schon sagen, dass es einen deut-
lichen Nachholbedarf gibt. Wenn es 
diese so enorm engagierten und hoch-
qualifizierten Menschen im Sozial- und 
Erziehungsdienst, die Kinder nicht nur 
betreuen, sondern bilden und erziehen, 
nicht gäbe, würde unser gesellschaftli-
ches System zusammenbrechen. Es ist 
auf die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf angewiesen. Da hat es in der Ver-
gangenheit sicher erste Schritte in die 
richtige Richtung gegeben. Beispiels-
weise gibt es seit ein paar Jahren die 
Praxisintegrierte Ausbildung (PiA) zur 
Erzieherin und zum Erzieher – hier be-
kommen die Studierenden von Beginn 
an eine Ausbildungsvergütung. Der An-
drang auf diese Form der Ausbildung 
ist hoch, jedoch gibt es noch nicht ge-
nügend Schulplätze bzw. Träger, die die 
Ausbildung anbieten. Hier muss weiter 
öffentlich gefördert werden.
E&W: Dann ist Geld also doch das ent-
scheidende Kriterium?
Engels: Es ist ein wichtiges Kriterium, 
aber nicht das allein ausschlaggebende. 
Es fehlt an Personal, die oft unbezahlte 
Ausbildung ist unattraktiv, und die Auf-
stiegschancen sind minimal. Für viele 
stellt sich zudem die Frage, ob sie mit 60 
Jahren immer noch mit den Kindern auf 
dem Bauteppich „rumturnen“ möchten 
oder wie ihre Tätigkeit dann aussehen 
könnte. 

Vom Beifall kann man  
sich nichts kaufen
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Über 30 Jahre 

Expertise in

ganzheitlicher

Therapie

«

 

 Wigandstraße 1 · 34131 Kassel-Bad Wilhelmshöhe · www.habichtswaldklinik.de · 0561 3108 0

»AUSSICHTSLOS ...

... war meine Lebenssituation. 

Aber dann habe ich mir in der  
Habichtswald-Klinik Hilfe geholt  
und meine Lebensfreude  
und Stärke wiedergefunden.

Aufnahme als Krankenhausaufenthalt 
oder Rehabilitation möglich. 
Gerne beraten wir Sie ausführlich und 
persönlich: 0800 890 11 00

E&W: Wie verschärft Corona die Situati-
on für die älteren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter?
Engels: Auch wenn es darum in der 
Tarifrunde nicht geht, dürfen wir den 
Blick darauf nicht vernachlässigen. Was 
passiert mit jenen Kräften, die nach Co-
rona vielleicht nicht wieder in den Sozi-
al- und Erziehungsdienst zurückkehren 
können? Was passiert mit den Älteren 
und jenen, die zur sogenannten Risiko-
gruppe zählen. Diese Fragen lassen sich 
mit Geld allein nicht beantworten. Da 
müssen sich die Arbeitgeber etwas ein-
fallen lassen.
E&W: Was hören Sie von den Mitglie-
dern der GEW, wenn Sie mit ihnen über 
die Attraktivität des Berufs sprechen?
Engels: Jedenfalls nicht als erstes mo-
ney, money, money. Sie wünschen sich 
mehr Personal und bessere Rahmen-
bedingungen. Und gleichzeitig wissen 
alle, dass es uns vorne und hinten an 
Fachkräften mangelt und auch künftig 
mangeln wird. 

E&W: Was müsste sich außer einer Ge-
haltsaufbesserung also noch ändern?
Engels: Wir brauchen dringend bun-
deseinheitliche Qualitätsstandards für 
die Kitas – das hätte mit dem soge-
nannten Gute-Kita-Gesetz umgesetzt 
werden können, die Chance haben die 
Länder und der Bund jedoch vertan. 
Gute Qualität meint etwa eine verbes-
serte Fachkraft-Kind-Relation mit dem 
Schlüssel 1:2 für unter Einjährige, 1:3 
für Ein- bis Dreijährige, 1:8 für Drei- 
bis Fünfjährige und 1:10 für Kinder ab 
sechs Jahren. 
E&W: Wie unterscheidet sich die Tarif-
runde 2020 von früheren in Zeiten ohne 
Corona?
Engels: Die Gewerkschaften hatten 
vorgeschlagen, die Lohnrunde ins kom-
mende Jahr zu verschieben, wenn sich 
alles hoffentlich wieder ein Stück weit 
beruhigt und normalisiert hat. Das ha-
ben die Arbeitgeber abgelehnt. Für uns 
hat das beispielsweise konkret die Mo-
bilisierung der Mitglieder erschwert. In 

Nordrhein-Westfalen etwa haben wir 
den Online-Weg gewählt, um uns ein 
Meinungsbild zu verschaffen. Andere 
Geschäftsstellen haben sich analog, 
dann aber mit deutlich weniger Men-
schen getroffen und gesprochen. Der 
direkte intensive Austausch – wie bis-
lang gewohnt – ist weggefallen. 
E&W: Blicken wir zehn Jahre voraus. 
Welche Schlagzeile würden Sie dann 
gerne in den Medien über den Sozial- 
und Erziehungsdienst lesen?
Engels: Endlich gerechter Lohn für har-
te Arbeit: Beschäftigte des Sozial- und  
Erziehungsdienstes haben die 3.000- 
Euro-netto-Marke bei einer 35-Stunden- 
Woche geknackt!
Untertitel: Nach erneuten intensiven 
Verhandlungen mit den Arbeitgebern 
gibt es endlich bundeseinheitliche Qua-
litätsstandards in allen sozialen Einrich-
tungen.

Interview: Stephan Lüke, 
freier Journalist
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// Krisen wie die Corona-Pande
mie zeigen exemplarisch, ob 
Schulen auch jenseits des Regel-
betriebs gut funktionieren. Dabei 
hängt viel von den Schulleitun-
gen und den oft schwierigen 
Rahmenbedingungen ab, unter 
denen sie arbeiten. //

Die offizielle Nachricht vom Corona-
Lockdown ereilte die Schulen in Hessen 
an einem schicksalhaften Freitag, dem 
13. März. Als das Kultusministerium das 
Aus für den Präsenzunterricht verkün-
dete, hatte Ute Waffenschmidt bereits 
einen Plan B. Zwar konnte auch die Lei-
terin der Hupfeld-Ganztagsgrundschule 
in Kassel keinen perfekten Ersatzunter-
richt aus dem Hut zaubern. Trotzdem 
waren sie und das Kollegium auf die 
Schließung vorbereitet. „Wir haben das 
kommen sehen und deshalb früh re-
agiert“, sagt Waffenschmidt. Als viele 
Schulen montags noch Kinder kommen 
ließen, um Sachen abzuholen und sich 
mit Lehrkräften zu besprechen, war  
das an der Kasseler Schule nicht mehr 
nötig. Die Leitung hatte längst das 
Lehrerteam zusammengetrommelt, 
WhatsApp-Gruppen gegründet und El-
tern per E-Mail informiert. „Gute Ver-
netzung ist das A und O in solchen Zei-
ten. Das hätte sonst ein heilloses Chaos 
gegeben“, sagt Waffenschmidt. Ihre 
vorläufige Bilanz: „Bisher sind wir gut 
durch die Krise gekommen – auch dank 
funktionierender Teamarbeit.“ 

Hohe Belastung
Das können nicht alle Schulen in 
Deutschland von sich behaupten. Vie-
le Eltern fragen sich, warum etwa das 
Gymnasium der Tochter mit den Her-
ausforderungen relativ gut klarkommt, 
während beim Sohn an der Nachbar-
schule Chaos herrscht. Der Vorsitzende 
des Bundeselternrats, Stephan Wass-
muth, kennt die Klagen. Und er glaubt, 
dass Erfolg oder Misserfolg maßgeblich 
mit Steuerung durch die Schulleitung zu 
tun hat. In vielen Einrichtungen seien 
die ersten Wochen verständlicherwei-
se holprig gewesen, räumt Wassmuth 

ein. „Aber es gab Schulen, da beka-
men Eltern, Schülerinnen und Schüler 
keinerlei Rückmeldungen. Auch die 
Kommunikation der Schulleitung mit 
den Lehrerinnen und Lehrern hat nicht 
funktioniert.“ 

Dieser Ausnahmezustand scheint anzu-
dauern. So informierte laut Wassmuth 
die Leitung eines Gymnasiums in Nord-
hessen die Eltern nach Ferienende erst 
am Sonntagabend darüber, dass alle Kin-
der am Montag einen Zettel mitbringen 
müssten, wenn sie in einem Risikogebiet 
Urlaub gemacht haben. Andere Schul-
leitungen schafften es demnach nicht, 
den Hygieneplan umzusetzen, Lernplatt-
formen zu aktivieren oder schnell über 
einen an Corona erkrankten Schüler zu 
informieren. Wassmuth erreichten in 
diesen Wochen aber auch positive Bei-
spiele – etwa Leitungsteams, die an ih-
ren Schulen im Lockdown Infoveranstal-
tungen per Videochat anboten und sich 
auch beim Start ins neue Schuljahr als 
gute Organisatoren bewährten.

Ilka Hoffmann, im GEW-Vorstand ver-
antwortlich für den Bereich Schule, 
kennt die Licht- und Schattenseiten. Sie 
weiß aber auch um die hohe Belastung 
der Schulleitungen. „Schulleitung be-
deutet fast immer Mangelverwaltung, 

weil Ressourcen fehlen“, sagt Hoff-
mann. Für den Alltag heiße das: „Sie 
stehen permanent unter Druck, aber 
müssen nach außen hin zeigen, dass sie 
alles im Griff haben.“ 
Seit Jahren macht die GEW auf 
schlechte Rahmenbedingungen auf-
merksam: unzureichende Vorbereitung 
auf Führungsaufgaben und mangelnde 
Begleitung im Job, immer mehr Verwal-
tungsaufgaben und zu wenig Freistel-
lungsstunden  – gerade an Grundschu-
len. Hoffmann wundert sich deshalb 
nicht, dass nach einer Umfrage der 
Nachrichtenagentur dpa bundesweit 
mehr als 1.000 Leitungsstellen nicht 
besetzt sind und laut einer Hochschul-
studie jede fünfte amtierende Schul-
leitung gerne den Arbeitsplatz wech-

Gut geleitet durch die Krise
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Meer für Ihre Gesundheit 

Burnout? 
Wirkungsvolle Hilfe durch 
multimodale Komplexbehandlung. 
 

Chronische Schmerzen? 
Hilfe durch multimodale Schmerztherapie mit  
integrierter Ganzkörper-Kältetherapie bei -110°C 
 
Unser Leistungsspektrum umfasst: 
Krankenhausbehandlung 
(anstelle einer Behandlung am Wohnort) 
Rehabilitation (ehemals Sanatoriumsbehandlung) 
 
Die Inselklinik Heringsdorf „Haus Kulm“ ist spezialisiert auf die Behandlung 
von psychosomatischen Krankheitsbildern, insbesondere von  
chronischen Schmerzen wie Spannungskopfschmerz,  
Migräne und Fibromyalgie-Syndrom, Erschöpfungszustände/Burnout,  
depressive Störungen, Angststörungen, Anpassungs- und Schlafstörungen. 
 
Ein erfahrenes Team garantiert eine interdisziplinäre Zusammenarbeit zur 
Umsetzung des ganzheitlichen Behandlungskonzeptes.  

www.inselklinik.de 
 

seln würde (siehe Kasten S. 21). In 
Krisenzeiten zeige sich aber auch 
deutlicher als im Regelbetrieb, 
was eine erfolgreiche Leitung aus-
mache. „Neben vernünftigen Rah-
menbedingungen sind das gute 
Teamstrukturen und eine gemein-
same pädagogische Idee“, sagt 
Hoffmann: „Das Zauberwort heißt 
Schulentwicklung.“

Liegt es tatsächlich daran? Wolf-
gang Vogelsaenger war viele Jahre 
Leiter der Georg-Christoph-Lich-
tenberg-Gesamtschule Göttingen, 
die 2011 den Deutschen Schul-
preis gewonnen hat. Vogelsaen-
ger ist zwar im Ruhestand, coacht 
aber immer noch Schulen und ihre 
Leitungen. Er konstatiert: „Kri-
sen wie Corona offenbaren Stär-
ken und Schwächen, die vorher 
schon da waren.“ Auch er ist da-
von überzeugt, dass Schulen mit 
guten Teamstrukturen generell 
besser funktionieren als Einrich-
tungen, die von oben nach unten 
regiert werden. „Das Einzelkämp-
fertum bricht vielen das Genick.“ 
Vogelsaenger plädiert für Koope-

ration auf allen Ebenen: „Auch der 
Hausmeister oder die Mensamit-
arbeiterin sollten Entscheidungen 
treffen können. Sie dürfen nicht 
nur kontrolliert werden.“ Doch 
nicht alles, was in Schulen gut 
oder schlecht läuft, hängt allein 
von der Kompetenz an der Spitze 
ab. Die Rahmenbedingungen hät-
ten sich deutlich verschlechtert, 

sagt Vogelsaenger: „Der Verwal-
tungsaufwand hat zugenommen. 
Außerdem ist fast alles justiziabel, 
was Schulleitungen tun oder nicht 
tun. Sie tragen viel Verantwortung 
und gehen Risiken ein.“ 

Mangelnde Wertschätzung
Und so kommt es, dass immer we-
niger Lehrkräfte bereit sind, einen 
Leitungsposten zu übernehmen. 
In Baden-Württemberg etwa wa-
ren laut Kultusministerium kurz 
vor den Sommerferien rund 260 
Stellen von Rektorinnen und Rek-
toren nicht besetzt. Zwar laufen 
mittlerweile in insgesamt 104 
Fällen die Besetzungsverfahren,  
aber nach Ansicht der GEW-
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Viele Schulleitungen sind in der Praxis nur noch damit beschäftigt, 
für einen reibungslosen Ablauf zu sorgen. Die Umsetzung neuer 
Ideen und Veränderungen ist so kaum möglich. Da wundert es nicht, 
dass immer weniger Nachwuchskräfte Lust auf Leitung haben.
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>>> Vorsitzenden in Baden-Württemberg, 
Doro Moritz, mangelt es immer noch 
an Wertschätzung und professioneller 
Begleitung von Schulleitungen: „Wenn 
man Führungskräfte nicht als solche 
behandelt, dann fehlt ihnen in Krisen 
die Zeit und teilweise auch die Kompe-
tenz für das Management.“ Zwar sollen 
künftig auch Leitungen kleiner Schulen 
die Besoldungsstufe A13 bekommen. 
Aber nach Moritz‘ Ansicht reicht das 
nicht aus. Sie kritisiert, dass man in der 
Regel erst Schulleiter oder Schulleiterin 
werden muss, um in den Genuss beglei-
tender Fortbildung zu kommen: „Das ist 
die schwäbische Sparvariante.“ Moritz 
fordert, interessierte Kolleginnen und 
Kollegen schon viel früher zu unterstüt-
zen: „Wir brauchen mehr Zeit und mehr 
Qualifizierung, um Führungskräfte gut 
vorzubereiten.“
Nordrhein-Westfalen ist da schon ein 
Stück weiter. In einer verpflichtenden 
staatlichen Qualifizierung bereiten sich 
künftige Schulleiterinnen und Schul-
leiter auf ihre Aufgabe vor. Möglich ist 
auch ein begleitendes Coaching durch 
erfahrene Leitungen, etwa wenn eine 
Schule in einer Krisensituation ist, sich 
umstrukturieren will oder es um eine 
Neugründung geht. „Das steckt aber 
alles noch in den Kinderschuhen“, sagt 
die GEW-Landesvorsitzende Maike Fin-
nern: „Davon brauchen wir viel mehr.“ 
Auch in ihrem Bundesland bleiben vor 
allem an Grundschulen zahlreiche Lei-
tungsposten vakant. Finnern fordert 
deshalb: „Alle Grundschulen sollten ein  
Team mit mindestens zwei Leuten ha-
ben, an den weiterführenden mindes

tens drei.“ Außerdem brauchten Schul- 
leitungen eine kontinuierliche berufs-
begleitende Fortbildung, so wie es bei 
Führungskräften außerhalb des Schul-
systems auch üblich sei.

Widerstände überwinden
Mehr Zeit, gute Aus- und Fortbildung, 
Entlastung von Verwaltungsaufgaben, 
moderne Ausstattung – die Liste der 
Verbesserungsvorschläge liegt auf dem 
Tisch. Wie steht es aber mit Kriterien, 
die von außen kaum zu beeinflussen 
sind? Wie stark wirkt sich etwa die Per-
sönlichkeit einer Schulleitung auf Erfol-
ge oder Misserfolge aus?
Der Erziehungswissenschaftler Olaf-
Axel Burow hält das für entscheidend: 
„Gute Schulleitungen haben ein Ziel 
und setzen Dinge auch gegen Wider-
stände durch. Aber bei den Berufungs-
verfahren werden zu oft die sogenann-
ten Normopaten nach oben gespült, 
also diejenigen, die vor allem Vorga-
ben erfüllen“, sagt der Professor der 
Universität Kassel. Er befasst sich mit 
Schul- und Organisationsentwicklung. 
Burow nennt Beispiele überforderter 
Leitungen, „die sich angewöhnt haben, 
am Sonntag lange Mails mit Aufträgen 
zu verschicken, so dass am Montag 
die Hälfte des Kollegiums krank ist“. 
Umgekehrt zeige sich, dass innovative 
Schulleitungen kaum Probleme hätten, 
durch Krisen zu kommen, etwa indem 
sie schon vorher auf selbstgesteuertes 
und digital unterstütztes Lernen setz-
ten. „Solche Leitungen, von denen es 
immer mehr gibt, sollten durch die Bil-
dungsverwaltung stärker unterstützt 

werden“, fordert der Wissenschaftler: 
„Wir brauchen mehr Beispiele für zu-
kunftsweisende Schulentwicklung.“
Einer, der nach Einschätzung der Deut-
schen Schulakademie seit Jahren einen 
guten Job macht, ist Harald Ebert. Der 
61-Jährige leitet die Don Bosco Berufs-
schule in Würzburg und reagiert auf 
die Frage nach Unterricht in Krisenzei-
ten ziemlich gelassen: „Corona hat uns 
nicht aus dem Konzept geworfen. Wir 
waren schon vorher Spezialisten für ei-
nen Plan B.“ An seiner Schule werden 
16- bis 25-Jährige unterrichtet, die nicht 
auf der Sonnenseite des Lebens stehen: 
junge Leute im Strafvollzug, alleinerzie-
hende Mütter, psychisch Erkrankte – 
Ebert spricht von „schwierigen Lebens-
lagen“. Die Schule ist daran gewöhnt, 
individuelle Lösungen zu suchen. Sche-
ma F hat hier noch nie funktioniert. 
Als der Lockdown kam, war Eberts erstes 
Ziel, Kontakt zu den Schülerinnen und 
Schülern zu halten und schnell in den 
Präsenzunterricht zurückzukehren. Die 
ohnehin schon Benachteiligten sollten 
nicht noch weiter abgehängt werden. 
Das ist ihm gelungen, auch weil Ebert 
und sein Team sich als Netzwerker ver-
stehen. Sie sind ständig im Gespräch mit 
Jugend- und Sozialämtern, Handwerks-
kammern, Betrieben und der Justizvoll-
zugsanstalt. Für die Kommunikation mit 
den Schülerinnen und Schülern nutz-
te Ebert vorübergehend auch digitale 
Wege, die offiziell eigentlich verboten 
sind. „Schulleitungen sind Grenzgänger“, 
sagt Ebert. Die Floskel „Ich darf ja nicht“, 
hinter der sich andere gern verstecken, 
taugt für ihn nicht: „Wir wagen hier viele 

Harald Ebert
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Wolfgang Vogelsaenger
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ungewöhnliche Dinge – und bekommen 
trotzdem am Ende die Rückendeckung 
der Schulbehörden.“
Nach Ansicht von OECD-Bildungsdirek-
tor Andreas Schleicher wird in deutschen 
Schulen generell zu viel nach oben ge-
schaut: „Der Lehrer guckt auf den Schul-
leiter und der auf das Ministerium“, sagt 
Schleicher. Mit Blick auf Krisen wie die 
Corona-Pandemie hält er Schulleitungen 
für einen entscheidenden Faktor. Dabei 
gehe es aber nicht nur um die Person an 
der Spitze, sagt der Bildungsforscher: 
„Wenn Sie als Schulleiter erfolgreich sein 
wollen, dann fragen Sie nicht, wie viele 
Kollegen ihren Weisungen folgen, son-
dern, wie gut sie zusammenarbeiten und 
selbstständig mit den Herausforderun-
gen umgehen können.“

Katja Irle, 
freie Journalistin

*www.gew.de/studie-schulleitungen2020

Viel Verantwortung, wenig Freiraum
Laut der Studie „Leadership in German Schools“* denkt jede fünfte Schullei-
tung darüber nach, den Arbeitsplatz zu wechseln. Ein Forschungsteam der 
Universitäten Tübingen, Lüneburg und einer Pädagogischen Hochschule aus 
der Schweiz hat mehr als 400 Schulleiterinnen und -leiter an allgemeinbilden-
den Schulen befragt. Besonders kritisch äußerten sich demnach Leitungen an 
Grund- sowie Haupt- und Realschulen. Insgesamt gab mehr als die Hälfte der 
Befragten an, sich beruflich weiterentwickeln zu wollen, 44 Prozent fanden ihre 
Bezahlung nicht angemessen, rund 30 Prozent beklagten eine mangelnde Un-
terstützung. Dabei waren die meisten anfangs sehr motiviert, neue Ideen um-
zusetzen. In der Praxis waren sie jedoch vor allem damit beschäftigt, für einen 
reibungslosen Ablauf zu sorgen. Bei etwa jeder sechsten Schulleitung fanden 
die Forscher Hinweise auf einen Burnout.
Da wundert es nicht, dass immer weniger Nachwuchskräfte Lust auf Leitung 
haben. Nach Umfragen der Nachrichtenagentur dpa waren Ende vergangenen 
Jahres bundesweit mehr als 1.000 Leitungsstellen nicht besetzt, vor allem an 
Grundschulen. In Nordrhein-Westfalen fehlen aktuell laut dpa rund 500 Lei-
tungen an den insgesamt knapp 5.500 Schulen. Das Kultusministerium in Ba-
den-Württemberg meldet fast 260 unbesetzte Leitungsstellen bei rund 4.500 
Schulen insgesamt. Auch in den meisten anderen Bundesländern sind Schul-
leitungen Mangelware, etwa in Niedersachsen, wo das Kultusministerium im 
Frühjahr rund 140 offene Stellen meldete – vor allem bei kleinen Schulen auf 
dem Land.� K.I.
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// Die Dokumentation „Germans & Jews“ setzt sich  
mit den zahlreichen Widersprüchen jüdischen Lebens 
im post-nazistischen Deutschland auseinander. //

75 Jahre nach der Befreiung der nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager findet man die am schnellsten wachsende 
jüdische Community Europas ausgerechnet in der ehemaligen 
Schaltzentrale des Nazi-Terrors: Berlin ist zu einem Magneten 
für junge Israelis geworden, es gibt Synagogen mit liberalem, 
konservativem und orthodoxem Ritus, jüdische Feinkostläden, 
jüdische Kulturtage. Wie kann das sein, das fragten sich auch 
die Regisseurinnen Janina Quint und Tal Recanati – die eine 
nicht-jüdische Deutsche, die andere US-amerikanische Jüdin – 
und machten sich auf Spurensuche in Berlin. In einer Collage 
von historischen Aufnahmen, Bildern der deutsch-jüdischen 
Gegenwart und Interviews mit Überlebenden und Nachfahren 
der Täter und Opfer überspannt die Dokumentation „Germans 
& Jews“ eine große Lücke in der Wahrnehmung der Geschichte 
jüdischen Lebens in Deutschland: die Zeit nach 1945. 
Der 2016 verstorbene Historiker Fritz Stern etwa floh als Kind 
mit seiner Familie aus Nazi-Deutschland. 1950 kehrte er für 
seine Dissertation ins noch vom Krieg gezeichnete Deutsch-
land zurück. Dort sah man sich immer noch vor allem als 
Opfer des Krieges, zahllose Ex-Nazis konnten hier völlig un-

behelligt leben und arbeiten. Dennoch zog es nach dem Krieg 
27.000 Juden in eben dieses Deutschland. 
Etwa den Vater von Rebecca Gop, die dessen Entscheidung 
nie verstehen und die sich nie als Deutsche fühlen konnte. 
Ihr Mann Ilja Gop dagegen kam im Zuge der jüdischen Ein-
wanderungswelle Anfang der 1990er-Jahre aus der damaligen 
Sowjetunion nach Deutschland. Sein Verhältnis zur Bundesre-
publik sei viel unbefangener als das seiner Frau, weil er sich 
bewusst für dieses Land entschieden habe, erklärt er. Ihr ge-
meinsamer Sohn schließlich tritt bei der Makkabiade, einem 
internationalen jüdischen Sportfest, wie selbstverständlich in 
Schwarz-Rot-Gold für das deutsche Team an. 

Nicht die ganze Wahrheit
Ergänzt werden diese individuellen Geschichten durch die Ex-
pertise von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, etwa 
der des Historikers Thorsten Wagner. Dieser beschreibt den 
langen Weg der deutschen Auseinandersetzung mit dem Nati-
onalsozialismus von einer Phase des Schweigens in den 1950er- 
über die Nazi-Prozesse der 1960er-Jahre bis in die Gegenwart. 
Durch die Summe der Stimmen all derer, die in der Dokumen-
tation zu Wort kommen, entsteht das Bild einer echten Er-
folgsgeschichte: Deutschland ist demokratisch, Berlin ist cool, 
jüdisches Leben hier so sicher wie sonst kaum irgendwo. Die 
nicht-jüdischen Deutschen, die in dem Film einen Auftritt ha-
ben, hadern sämtlich mit ihrer Identität, mit deutscher Schuld.
Es ist ohne Frage richtig, dass sich in weiten Teilen der großstäd-
tischen Mittelschicht ein echtes Feingefühl für den Umgang mit 
toten wie lebenden Juden herausgebildet hat, die ganze Wahr-
heit ist es aber nicht. Dass es auch eine andere Seite der Medail-
le gibt, übergeht „Germans & Jews“ zwar nicht. Das Thema wird 
aber nur am Rande erwähnt, etwa dass Umfragen zeigten, dass 
sich eine Mehrheit der Deutschen weigert, an den Holocaust er-
innert zu werden, oder dass der israelbezogene Antisemitismus 
auch hierzulande immer aggressiver auftritt. Eine Erklärung da-
für kann der Film nicht liefern. Allerdings hatte die Dokumenta-
tion ihre Premiere bereits 2016 in den USA und damit vor dem 
Anschlag auf die Synagoge in Halle und dem Höhepunkt der 
Debatte um Antisemitismus in den Schulen. Es ist bedrückend, 
dass der Optimismus des Films aus heutiger Sicht fast wieder 
wie ein Relikt aus besseren Zeiten wirkt. Das macht „Germans 
& Jews“ nicht weniger interessant, im Gegenteil vielleicht, und 
das Schlusswort, das Fritz Stern gebührt, nicht weniger richtig: 
Stern mahnt, auch die jüngste Generation in Deutschland müs-
se sich bewusst machen, dass für eine liberale und tolerante 
Gesellschaft ohne Unterlass gekämpft werden muss.

Joshua Schultheis, 
Redaktion bbz – Berliner Bildungszeitschrift der GEW Berlin 

Auf DVD und zum Download: 
www.wfilm.de/germans-and-jews/downloads/

Ein kompliziertes Verhältnis
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// 30 Jahre liegt die deutsche Einheit nun zurück. Wie haben Ältere in Ost und West den Umbruch erlebt? 
Wie prägen die unterschiedlichen Erfahrungen ihren Lebenslauf bis heute? Was haben Ost und West  
voneinander gelernt, und wie erleben Ältere das Verhältnis im Jahr 2020? Der Dialog hat zwei Frauen 
befragt, eine aus dem Osten und eine aus dem Westen. //

 Doppelter Rückblick auf 30 Jahre Einheit

Die Grenzen verwischen

INHALT:
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Die Grenzen verwischen 
� Seiten 1–3 

GEW-Kommentar
Viel zusammen erreicht
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>>> Rückblick OST

„Wir haben halt gelebt“
Barbara Erdmann, Jahrgang 1962, 
Sozialpädagogin, Eisenach und Berlin

„Der Mauerfall hat mich damals total 
überrascht. Natürlich hatte ich die Pro-
teste beobachtet, seit 1988 waren im-
mer wieder Kollegen abgehauen. Aber 
im Freundeskreis gab es keine Wider-
standskämpfer, eine eigene Meinung 
hatte ich noch nicht gebildet. Und wel-
che Alternative sollte es zur DDR auch ge-
ben? Von meiner Wohnung 1989 konnte 
ich auf den Grenzübergang Bornholmer 
Straße schauen. Als ich am 9. November 
nachts mit der Straßenbahn nach Hause 
kam, war da der Teufel los. Zwei Nach-
barinnen brachten spontan ihre Kinder 
vorbei und sind rüber. Für mich war al-
les angstbesetzt. Ich hatte zwei kleine 
Kinder, schreckliche Angst, nie wieder 
Arbeit zu finden und unter der Brücke zu 
landen. Erst zwei Monate später bin ich 
selbst mal in den Westen.
Später hat mich vieles angewidert: der 
Konsumrausch der Ossis, die Fixierung 
auf D-Mark und Bananen. Mensch, wir 
hatten doch auch ein Leben, auf das wir 

stolz sein konnten. 
Etwa zwei Jahre 
nach der Wende  
war mein Freun-
deskreis gepalten. 
Einige hatten es 
geschafft, andere 
waren in Niedrig-
lohnjobs gelandet. 
Nach meinem Che-
miestudium hatte mich der Staat ins 
Werk für TV-Elektronik nach Berlin ge-
schickt, 1990 wurde ich entlassen. Auf 
dem West-Arbeitsmarkt war ich chan-
cenlos. Schließlich landete ich in der So-
zialarbeit. Nach meinen Zweitstudium in 
Sozialer Arbeit habe ich in der Familien-
hilfe Fuß gefasst, erst auf Honorarbasis, 
später fest. Viele Freunde machten mitt-
lerweile etwas Soziales, das hat mich 
gereizt. Aber es war ein holpriger Weg.
Dennoch: In der DDR wäre ich in einem 
öden Job vergammelt, jetzt habe ich 
ein bunteres, abwechslungsreicheres 
Leben. Meine Rentenversorgung wird 
okay sein, weil ich bis auf wenige Lü-
cken immer erwerbstätig war. Ich habe 
es geschafft, in diesem System zurecht-
zukommen. Und doch kommt immer 
ein bisschen Wehmut, wenn ich an die 

Wiedervereinigung denke: Hätten wir 
es nicht besser machen können? Der 
Systembruch war brutal, es hat mich 
empört, dass alles derart platt gemacht 
wurde. Gegen Mietwucher und Häuser-
verkauf habe ich mich nach der Wende 
in einer Bürgerinitiative engagiert, ohne 
großen Erfolg. Und warum ist nichts 
von dem guten Bildungssystem der DDR 
erhalten geblieben? 
Ich habe auch viel dazugelernt, zum 
Beispiel in den Geisteswissenschaften. 
Was wussten wir im Osten schon von 
Adorno und Co.? Oder Eigeninitiative 
zu entwickeln, mich selbst zu kümmern 
und schneller zu sagen, wenn mir etwas 
nicht passt. Wessis beschweren sich 
eher und laufen zum Anwalt. Ossis müs-
sen nicht immer alles durchkämpfen, 
sondern warten ab: Gucken wir mal. 
Heute ist das Miteinander gut, zumin-
dest in Berlin. Die Menschen sind of-
fen, die Grenzen verwischen. Und doch 
muss ich immer wieder grinsen, wenn 
mein Mann mir so komische Wessi-Fra-
gen stellt wie: ‚Hast du gelitten in der 
DDR?‘ ‚Nee‘, sage ich dann, ‚wir haben 
halt gelebt.‘“ 

Viel zusammen erreicht

30 Jahre sind eine lange Zeit. Da lohnt es 
sich, zurückzuschauen und die Sichtach-
sen zu überprüfen: Welche Wege sind 
wir gegangen? Was hat diese Zeit mit 
uns gemacht? Was haben wir gemein-
sam erarbeitet, so selbstverständlich es 

uns heute auch erscheint? Was weist 
uns den Weg in die Zukunft? Sicher ist: 
Die GEW hat durch die Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Osten einen gewal-
tigen Schub bekommen, gerade in der 
Seniorinnen- und Seniorenarbeit. Statt 
förmlich gekleideter Männer gab es in 
den 1990er-Jahren plötzlich viel mehr 
Frauen mit bunter Kleidung, voller neuer 
Gedanken und anderer Themen – Rente 
zum Beispiel. Ich erinnere mich an das 
betretene Schweigen auf einer Ver-
anstaltung, als eine Lehrerin aus dem 
Osten sagte: „Ich bekomme 900 Euro 
Rente, das ist sicher weniger als die 
im Westen üblichen Pensionen.“ Der 
Kampf um die Angleichung der Ostren-
ten wurde gewerkschaftliche Aufgabe, 
der Blick aller erweiterte sich. 
Bei den Ost-West-Dialogen der GEW ha-
ben wir gelernt, genauer hinzuschauen, 

Unkenntnis, aber auch Vorurteile wahr-
zunehmen und abzubauen. Wir haben 
die pädagogische Praxis verglichen und 
Lebenserfahrungen ausgetauscht. Ja, es  
gab Ost-West-Unterschiede, manche 
gibt es vielleicht noch heute. Aber wir 
haben gelernt, gemeinsam daran zu 
arbeiten, konstruktiv um Positionen zu 
ringen und etwas auf die Beine zu stel-
len. Dass sich die Seniorenarbeit in allen 
Landesverbänden der GEW etabliert hat 
und heute aus einem selbstbewussten 
Mix von Sozialpolitik, aktiver Beteiligung 
in der GEW, im DGB, in Seniorinnen-
verbänden und Gemeinschaft besteht, 
haben wir zusammen erreicht  – die  
Mitglieder aus Ost und West.

Frauke Gützkow, 
GEW-Vorstandsmitglied Frauenpolitik, verant-
wortlich für Seniorinnen- und Seniorenpolitik
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Rückblick WEST

„Der Westen dominierte 
erschreckend“
Christin Grohn-Menard, Jahrgang 1944, 
ehemalige Geschichtslehrerin, Berlin 

„Meine Schule lag direkt an der Grenze 
zwischen Reinickendorf und Pankow, 
in den Wochen nach dem Mauerfall 
bekamen wir viele Anmeldungen von 
Schülerinnen – es waren vor allem 
Mädchen – aus dem Osten. Sie waren 
unglaublich gut, aber den Klassenkame-
raden im Westen zu leistungsorientiert.
Ich bin Westdeutsche, aufgewachsen 
vor allem in Niedersachsen und Hessen. 
Als ich später in Westberlin Geschich-
te auf Lehramt studierte, gehörte die 
Teilung zum Alltag. Am Grenzübergang 
Schlange stehen, Zwangsumtausch, 
Straßen, die im Nichts enden. 1970 
wurde ich an einer der ersten Berliner 
Gesamtschulen eingestellt. Gesamt-
schule ist ein Herzensthema für mich. 
Als Tochter aus dem gehobenen Bür-
gertum habe ich früh gemerkt, wie 
sehr Bildungschancen mit Herkunft ver-
knüpft sind. Das wollte ich ändern. Wir 
gehörten auch zu den Ersten, die mit 
Mädchenarbeit experimentierten. 
1990 ordnete der Senat dann Kontakte 
zu Ostschulen an. Wir mussten mit in 
den Abiturprüfungen sitzen und gucken, 

ob im Osten alles 
richtig läuft. Mir war 
das furchtbar unan-
genehm. Die Kolle-
ginnen und Kolle-
gen im Osten waren 
sichtbar gestresst 
und fühlten sich ge-
gängelt. Überhaupt 
dominierte der Wes-
ten erschreckend, es  

war schwierig, persönlich in Kontakt zu  
kommen. Erschreckt hat mich auch, 
dass sich die Ostfrauen nach der Wen-
de völlig überrollen ließen. Die meisten 
überließen ihren männlichen Kollegen 
tatenlos das Feld. Sie bewarben sich 
fast nie auf all die Stellen, die damals im 
Schuldienst frei wurden, weil politisch 
belastete Lehrkräfte gehen mussten. 
‚Wir lassen das mal auf uns zukom-
men, ergibt sich schon‘, sagten viele 
Ostkolleginnen stattdessen. Für uns, 
feministisch geprägt, war das unfassbar 
blauäugig. Ein Jahr nach der Wiederver-
einigung wurden die ersten Lehrkräfte 
aus dem Osten an unsere Schule ver-
setzt. Manche Fachbereiche organisier-
ten Austauschrunden zu pädagogischen 
Erfahrungen, im Unterricht aber verän-
derte sich nichts. 
Wie konfliktreich das Verhältnis zwi-
schen Ost- und West-Lehrkräften in den  
1990ern war, ist mir bei den ersten 
GEW-Treffen klargeworden. Die Ost-
frauen beschwerten sich massiv, dass 

sie zu Unrecht permanent kritisiert 
würden, der Unterricht im Osten sei au-
toritär und so weiter. Wir Wessis haben 
die Empfindlichkeit der Kolleginnen aus 
dem Osten einfach zu wenig gesehen, 
das wiederum war westliche Blauäugig-
keit. Sie hing auch mit der unterschied-
lichen Sozialisation zusammen. Die 
Westfrauen wollten klare Kritik, wollten 
Tacheles reden. Frauen aus dem Os-
ten nahmen das persönlich, fanden es 
schroff, beleidigend. Zweite Konfliktli-
nie: Das unterschiedliche Verhältnis zu 
Autoritäten – in der Gewerkschaft zum 
Beispiel haben wir die Ostkolleginnen 
als obrigkeitshörig empfunden. Manch-
mal drohte die Zusammenarbeit daran 
zu zerbrechen. 
Trotzdem haben wir voneinander ge-
lernt. Mit der Zeit dämmerte uns, wo 
die Ostkolleginnen und -kollegen etwas 
voraus haben: Es gab gute Elternarbeit 
im Osten und viel mehr Erfahrungen mit 
einem Modell ähnlich der Gesamtschu-
le. Heute nehme ich die Unterschiede 
nicht mehr so wahr. Schlimm finde ich, 
dass viele Schülereltern aus dem Osten 
Jahre später nicht auf die Wendezeit an-
gesprochen werden wollten. Man muss 
doch über so wichtige Phasen reden, 
um gemeinsam Zukunft gestalten zu 
können. Erinnerungsarbeit halte ich für 
unverzichtbar. In Ost und West.“

Aufgezeichnet von Anja Dilk, 
freie Journalistin
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// ... Ruth Grabs, 66,  
Lehrerin an einer  
Regionalen Schule in  
Wismar, Mecklenburg- 
Vorpommern, seit 2017  
im Ruhestand? // 

	�Wie ich meinen Tag beginne.
	� Ich stehe immer noch zwischen 

5.45 und 6.15 Uhr auf – alte Ge-
wohnheiten kann man nicht so 
schnell ablegen. Beim Frühstück 
höre ich Nachrichten, checke die 
neuesten Infos auf dem Smart-
phone und bespreche mit mei-
nem Mann, was erledigt werden 
muss: Einkauf, Gartenarbeiten, 
Mittagessen, Haushalt.

	�Was mich bildungspolitisch 
umtreibt. 

	� Bis vor kurzem habe ich an der 
Volkshochschule (VHS) Schul-
abbrecher und -verweigerer 
unterstützt, Abschlüsse nachzu-
holen. Die Schulen verkennen 
ungeheuer oft das Potenzial von 
Jugendlichen. Fast alle meine 
Schülerinnen und Schüler an der 
VHS hätten ihren Abschluss ohne 
einen solchen Umweg erreichen 
können – würden wir Schule nur 
endlich anders machen. Das be-
tone ich in jeder Gesprächsrun-
de mit Verantwortlichen. Aber 
die Strukturen sind festgefahren, 
Veränderungen brauchen ewig. 
Und individuelles Lernen für jun-
ge Menschen – das erfordert viel 
Zeit und Engagement.

	�Was ich mir vorgenommen habe. 
	� Ich möchte den Kontakt zu ehe- 

maligen Kolleginnen und Kolle-
gen nicht verlieren und arbeite 
deshalb in der Gruppe Ruhe-
ständler Mecklenburg-Vorpom-
mern an Seniorenthemen mit.  
Ansonsten: Lesen, Garten, Enkel- 
kinder, Malen, Radfahren, Schwim- 
men. Für Langeweile habe ich gar 
keine Zeit.

	� Aufgezeichnet von: Anja Dilk,  
freie Journalistin

Unterschiedliche Leitbilder
// Unterschiedliche gesellschaftli-
che Leitbilder und Rahmenbedin-
gungen haben die Lebensläufe von 
Frauen in Ost und West geprägt, 
die jetzt im Ruhestand sind. Was 
bedeutet das heute noch für sie? 
Ein Gespräch mit der Berliner Poli
tikwissenschaftlerin Regina Frey. //

Dialog: Frau Frey, inwieweit unterschei-
den sich die Lebensläufe von Frauen aus 
Ost und West, die heute kurz vor oder 
im Ruhestand sind? 
Regina Frey: Ihr Leben wurde von voll-
kommen unterschiedlichen Leitbildern 
geprägt. Nach dem Staatsverständnis 
der DDR sollten Frauen und Männer 
gleichermaßen in der Produktion tätig 
sein, Erwerbstätigkeit war für Frauen 
eine Selbstverständlichkeit. Im Westen 
dagegen war in dieser Generation die 
Frau erstmal Mutter und Hausfrau, der 
Mann Alleinernährer der Familie. „Mei-
ne Frau muss nicht arbeiten gehen“, ge-
hörte zum Leitbild im bürgerlichen Mi-
lieu. Die Realitäten allerdings sahen in 
beiden Teilen des Landes oft anders aus. 
Dialog: Inwiefern?
Frey: Auch im Westen waren Frauen 
immer erwerbstätig, ärmere Schichten 
brauchten schlicht zwei Einkommen. 
Vollzeit war die Ausnahme, kleine „Zuver-
dienst-Jobs“ waren die Regel. Umgekehrt 
gab es in der DDR durchaus Frauen, die 
gerade in der Kinderphase weniger gear-
beitet haben. Ohnehin war Care-Arbeit – 
Kinder, Pflege, Haushalt, Ehrenamt – Frau-
ensache, die sogenannte zweite Schicht. 
Von Gleichheit in der Arbeitswelt konnte 
also auch in der DDR keine Rede sein. 
Dialog: Welche Konsequenzen haben 
diese unterschiedlichen Arbeitsbiogra-
fien für das Leben im Alter von Frauen 
dieser Generationen?

Frey: Weil sie mehr und länger gear-
beitet haben, können Frauen im Osten 
noch eher von ihrer eigenen Rente le-
ben, Westfrauen hingegen sind gerade 
im Alter von den Einkünften ihres Part-
ners abhängig. Der Gender Pension Gap 
ist in Westdeutschland viel größer als 
in Ostdeutschland: Er liegt hier bei 58 
Prozent, im Osten nur bei 28 Prozent, 
Frauen der Generation 65+ im Westen 
bekommen durchschnittlich 773 Euro 
Rente im Monat (Männer 1.825), Frau-
en im Osten 967 Euro (Männer 1.341). 
Allerdings profitieren Frauen in den 
westdeutschen Bundesländern natür-
lich von den vergleichsweise hohen Al-
terseinkünften ihrer Partner.
Dialog: Inwieweit haben sich Vorstel-
lungen von Arbeit und Familie in Ost 
und West seit der Wiedervereinigung 
angeglichen?
Frey: Erstaunlich wenig – obwohl west-
deutsche Instrumente wie das Ehegat-
tensplitting das westliche Leitbild in Ge-
setze gegossen haben und heute Frauen 
deutschlandweit Anreize geben, weniger 
zu arbeiten. Frauen im Osten allerdings 
wurden nach 1990 aus den technischen 
und naturwissenschaftlichen Berufen 
herausgedrängt. Und leider wurden An-
reize aus der DDR, die egalitäre Lebens-
modelle belohnen, nicht übernommen. 
Ein besserer Mutterschutz, längere Vä-
terzeiten für Kinder oder die gute Be-
treuungsinfrastruktur etwa. Allerdings 
werden sich wohl langfristig Ost und 
West zunehmend angleichen: in Rich-
tung egalitärer Aufteilung. Die kritischen 
Diskussionen derzeit über die Abschaf-
fung des Ehegattensplittings weisen in 
diese Richtung. 

Interview: Anja Dilk, 
freie Journalistin

Was bewegt …
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Bildungseinrichtungen stehen insbesondere seit der Schlie-
ßung von Schulen und Kitas in der Corona-Pandemie im 
Blickpunkt der Öffentlichkeit. Sie fehlten allen, weil sie 
nicht nur ein Ort von Betreuung, Bildung und Wissensver-
mittlung, sondern auch ein Ort des sozialen Zusammenle-
bens sind. Sie können auch ein Schutzraum sein, wenn das 
familiäre Umfeld durch Gefährdungen beeinträchtigt ist. 
Die Öffentlichkeit hat die schnelle Öffnung von Kitas und 
Schulen gewünscht und beklagt in erster Linie die mangeln-
de digitale Ausstattung. Dies erkennt auch die Politik und 
hat zusätzliche Mittel für digitale Endgeräte für Lehrkräfte, 
für Kinder in Risikolagen und nun auch zur Ausbildung und 
Einstellung von Systemadministrator*innen in Aussicht ge-
stellt. Gut so. 
Dieser Blick auf die Bildungseinrichtungen ist aber zu ein-
geengt. Der Nationale Bildungsbericht und die OECD-Be-
richterstattung zeigen, dass Bildung zentral das Leben der 
Menschen bestimmt. Wer gut gebildet ist, lebt finanziell 
sicherer, gesünder, beteiligt sich aktiv in Sport und Gesell-
schaft. 
Menschen mit beruflichem Abschluss mit anschließendem 
Studium sind, das zeigen Untersuchungen, außerordentlich 
mit ihrem Leben zufrieden. Bildung ist also lebenswichtig. 
Studien belegen jedoch ein ums andere Mal, dass in 
Deutschland nach wie vor der Zugang zu besserer Bildung 
von der Risikolage eines Kindes abhängt, sei diese sozial, 
weil die Eltern nicht erwerbstätig sind, finanziell, weil sie 
armutsgefährdet sind, oder bildungsfern, weil die Eltern 
keinen Berufsabschluss haben. Kinder mit Migrationshin-
tergrund oder von Alleinerziehenden leben noch häufiger 
in Risikolagen als andere, denn diese haben mit mehr Här-
ten zu kämpfen. 
Die soziale Spaltung wird durch das föderale Finanzierungs-
system in Deutschland verstärkt. Kinder in armen Kommu-
nen haben schlechtere Startmöglichkeiten. So ergab 2019 

eine Untersuchung zu den Investitions- und Unterhaltsaus-
gaben in Hessen, dass die Stadt Kassel für Kinder pro Kopf 
und Jahr 267 Euro ausgegeben hat, im gleichen Bundesland 
der Hochtaunuskreis 1.444 Euro. Und das nicht nur ein-
mal in einem Jahr, sondern dauerhaft. Pro Kind investierte 
der Hochtaunuskreis in 25 Jahren die 5,5-fachen Finanz-
mittel wie Kassel. Ungeheuerlich! Diese soziale Ungleich-
heit sorgt bei mir immer wieder für eine Gänsehaut und 
Kampfeswillen für gleiche Lebensverhältnisse. Wir müssen 
Bund, Länder und Kommunen auf ihre Pflichten hinweisen: 
Es darf nicht vom Wohnort abhängen, wie gut Kinder in ih-
rer Entwicklung unterstützt werden. Dies fordern wir im-
mer wieder ein.
Der Nationale Bildungsbericht belegt, was wir alle aus 
der Praxis wissen: Der Fachkräftemangel steigt in allen 
Bildungsbereichen. Diesem Mangel kann die Politik nur 
durch eine Senkung der Arbeitsbelastung und bessere Be-
zahlung der Beschäftigten Rechnung tragen. Die Arbeit im 
Bildungsbereich zeichnet sich dadurch aus, dass sie Sinn 
gibt. Die Lehrenden wollen einen Unterschied machen im 
Leben der Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen, die sie 
(aus)bilden. Aber die Arbeitsbelastung ist sehr hoch, das 
zeigen Arbeitszeit- und -belastungsstudien. Deshalb will 
die GEW die Öffentlichkeit mit Aktionen im Herbst auf die 
Arbeitsbelastung der Menschen, die im Bildungsbereich 
arbeiten, aufmerksam machen (s. Seite 4). Sie brauchen die 
Unterstützung der Gesellschaft, damit die Politik handelt. 
Die Fachkraft-Kind-Relation muss gesenkt werden. Die 
Lerngruppen in Schule, berufsbildender Schule, Hochschu-
le und in den Integrationskursen müssen kleiner werden. 
Dann machen Lernen und Lehren mehr Freude und haben 
mehr Aussicht auf Erfolg für alle. 

Marlis Tepe, 
GEW-Vorsitzende

Fo
to

: K
ay

 H
er

sc
he

lm
an

n

MARLIS TEPE

Bildung ist lebenswichtig!
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// Stockt der Trend zu immer 
höherer Bildung? Nach Jahren 
des Anstiegs registriert der Nati-
onale Bildungsbericht erstmals 
weniger mittlere Abschlüsse und 
auch weniger Abiturienten – 
zudem wieder mehr Jugendliche 
ohne Hauptschulabschluss. //

Gemessen am Altersjahrgang ist der 
Anteil der jungen Menschen, die einen 
mittleren Bildungsabschluss erzielen, 
zwischen 2014 und 2018 von 56 auf 
51 Prozent geschrumpft. Und auch die 
Quote derer, die das Abitur oder die 
Fachhochschulreife erwarben, ging im 
gleichen Zeitraum zurück – und zwar 
von 53 auf 51 Prozent*. Gleichzeitig 
steigt nach Jahren des leichten Rück-
gangs wieder die Quote der Schülerin-
nen und Schüler, die die Schule ohne 
Hauptschulabschluss verlassen. 2014 
waren dies 5,8 Prozent, 2018 dagegen 
fast 7 Prozent. Das waren knapp 54.000 
junge Menschen, und zwar deutlich 
mehr Männer als Frauen. 
Zugleich stagniert seit Jahren der Anteil 
der jungen Menschen, die keinen Bil-
dungs- oder Berufsabschluss haben und 
auch keinen Qualifizierungskurs mehr 
besuchen. Unter den 20- bis 30-Jähri-
gen sind das in Deutschland mehr als 
1,5 Millionen. Während auch hier der 
Anteil der Frauen an den Ungelernten 
sinkt, steigt er bei den Männern. 
Dabei schließen die Autoren des Natio-
nalen Bildungsberichtes nicht aus, dass 
sich im Rückgang der Erfolgsquoten mit 
Blick auf Mittlere Reife sowie Abitur 
auch die erhöhte Flüchtlings- und Mi-
grationszuwanderung der Jahre 2015 
und 2016 statistisch negativ nieder-
schlägt. Gleichwohl reicht ihnen dies 
als Erklärung allein nicht aus. Denn un-
geachtet dessen stieg auch die Zahl der 
Schulabbrecher mit deutscher Staats-
bürgerschaft wieder an. 
Der Nationale Bildungsbericht wird alle 
zwei Jahre im Auftrag von Bund und 
Ländern von einer Wissenschaftler-
gruppe unter Federführung des Leib-
niz-Instituts für Bildungsforschung und 
Bildungsinformation erstellt. Bildungs-

forscher und Studienleiter Kai Maaz be-
zeichnete den Rückgang bei der Abituri-
entenquote wie bei der Mittleren Reife 
als „überraschend“. Gleichwohl sei nach 
jahrelanger Bildungsexpansion eine 
„gewisse Sättigung“ zu verzeichnen. 
Eine Umkehrung der Expansion, also 
eine Rückkehr zu den früheren niedrige-
ren Abiturientenzahlen, sei jedoch nicht 
zu erwarten, so Maaz. 

Konservative frohlocken
Konservative Politiker und Verbände 
frohlockten hingegen und beschworen 
angesichts der leicht gesunkenen Ab-
iturquote das Ende des „Akademisie-
rungswahns in Deutschland“. Kleinere 
Hochschulstandorte, vor allem im Osten 
Deutschlands, sollten sich schon auf den 
Abbau von Studienplätzen einstellen 
oder gar auf ihre komplette Schließung. 
Dass die angebliche Überakademisie-
rung der Bildung seit Jahren eine rein 
deutsche Stammtischfiktion konserva-
tiver Kreise ist, verdeutlichen folgende 
Zahlen: Zwischen 2010 und 2018 nah-
men jährlich jeweils rund 500.000 junge 
Menschen ein Studium neu auf, darun-
ter rund 100.000 sogenannte Bildungs-
ausländer, die ihre Hochschulzugangs-
berechtigung nicht in Deutschland 
erworben hatten und zum Teil auch nur 
einige wenige Gastsemester in der Bun-
desrepublik studieren wollten. Hand-
werk, Handel, Industrie und Verwaltung 
schlossen pro Jahr im Schnitt jeweils 
rund 500.000 neue Lehrverträge ab. 
Zudem gab es jährlich zwischen 220.000 
und 250.000 Neueintritte in das berufs-
qualifizierende Schulberufssystem  –  
etwa als vollzeitschulischer Ersatz für 
fehlende betriebliche Lehrstellen oder  
auch für Berufsziele wie Krankenschwes-
ter, Pfleger, Erzieherin oder pharma-
zeutisch-technischer Assistent. Diese 
jungen, ebenfalls berufspraktisch aus-
gebildeten Menschen, werden in den 
hitzigen Debatten um eine vermeintliche 
Überakademisierung der Gesellschaft 
und beim Streitthema berufliche Bildung 
versus Studium gern unterschlagen. 
Auch in dem aktuellen Bericht „Bildung 
auf einen Blick 2020“ der Organisation 

Achillesferse des deutschen  Bildungswesens
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) wird auf diesen er-
folgreichen Teil der beruflichen Qualifi-
zierung in Deutschland kaum eingegan-
gen. Erstmals vergleicht die OECD die 
Berufsbildungssysteme der 30 wichtigs-
ten Industrienationen. Es geht um Zah-
len, um Quantität – nicht um Qualität 
und Inhalte. Zugleich ist die OECD voll 
des Lobes für deutsche duale Ausbil-
dungsgänge mit ihrem Zusammenspiel 
von Betrieb und Berufsschule. Die OECD 
fordert zwar mehr „Digitalisierung und 
Modernisierung“, damit „Deutschlands 
traditionsreiche Berufsbildung auch im 
21. Jahrhundert stark bleibt“. Ansonsten 
findet sich kaum Kritisches, allenfalls am 
Rande. Etwa kein Wort dazu, dass von 
den rund 2,2 Millionen Betrieben heute 
nicht einmal mehr jeder Fünfte Auszu-
bildende einstellt und dass ausreichend 
Lehrstellenangebote in den attraktiven, 
hochqualifizierenden Ausbildungswegen 
fehlen, wie in den Rechts- und Verwal-
tungsberufen, im Metall- und Elektro-
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bereich und im Maschinenbau. Dagegen 
gibt es ein Überangebot in Berufen mit 
ungünstigen Arbeitsbedingungen und 
schlechter Bezahlung, etwa in der Le-
bensmittelherstellung oder im Hotel- 
und Gaststättengewerbe. 
Die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe hielt 
zudem der OECD vor, in ihrem jüngs-
ten Bildungsbericht den dramatischen 
Fachkräftemangel an Schulen und Ki-
tas in Deutschland auszublenden: „Der 
Fachkräftemangel, den die Bundeslän-
der zu verantworten haben, erweist 
sich zunehmend als Achillesferse des 
deutschen Bildungswesens.“ 
Dazu enthält der Nationale Bildungsbe-
richt einige interessante Zahlen: So hat 
in einigen Bundesländern mehr als ein 
Viertel aller jährlich Neueingestellten 
in den Schuldienst keine grundständige 
Lehramtsausbildung mehr absolviert. 
Bundesweit hat sich der Anteil der 
Quer- und Seiteneinsteiger seit 2012 
auf 13 Prozent aller neueingestellten 

Lehrkräfte vervierfacht. Hinzu kommt, 
dass immer mehr Lehrkräfte fachfremd 
eingesetzt werden, um Unterrichtsaus-
fall zu reduzieren. Als problematisch 
stellt der Bericht fest, dass Quer- und 
Seiteneinsteiger sowie fachfremd un-
terrichtende Lehrkräfte ausgerechnet 
vermehrt in Schularten und -klassen 
mit einem hohen Anteil von Schülerin-
nen und Schülern mit Migrationshin-
tergrund, niedrigem Sozialstatus oder 
geringen kognitiven Grundfähigkeiten 
eingesetzt werden. 
Das wohlklingende OECD-Loblied auf 
die berufliche Bildung in Deutschland 
wirkte politisch bestellt. OECD-Bil-
dungskoordinator Andreas Schleicher, 
ein Deutscher, galt über viele Jahre 
hinweg als jemand, der die Trennung 
zwischen dualer Berufsausbildung und 
Hochschulbildung kritisierte. Er forder-
te stets mehr Öffnung hin zu akademi-
schen Ausbildungswegen und beklag-
te permanent die im internationalen 

Achillesferse des deutschen  Bildungswesens
Vergleich für eine Industrienation wie 
Deutschland extrem niedrigen Studie-
rendenzahlen. Unter anderem legte 
Schleicher eine Studie über die ver-
meintlich geringe Flexibilität beruflich 
Ausgebildeter bei plötzlichem Arbeits-
platzverlust vor – alles sehr zum Miss-
behagen deutscher Bildungspolitiker. 

Gesinnungswandel der OECD
Über die Gründe des OECD-Gesinnungs-
wandels lässt sich nur spekulieren. Doch 
seit einigen Jahren schon klingt die Kritik 
der Wirtschaftsorganisation am deut-
schen Bildungssystem viel moderater 
als früher. Deutschland ist nicht nur ein 
wichtiger OECD-Beitragszahler. Die Bun-
desregierung hat es zudem geschafft, 
zwei ihrer in Berlin „ausgedienten“, 
extrem konservativen politischen Top-
Beamten jeweils als Vize-Generalse-
kretäre an der Spitze der Pariser OECD-
Zentrale zu etablieren. Der erste war 
2014 der neoliberale FDP-Mann Stefan 
Kapferer, einst beamteter Staatssekre-
tär und rechte Hand des gescheiterten 
Ex-FDP-Chefs Philipp Rösler. Kapferer 
ist inzwischen Cheflobbyist der Energie-
wirtschaft in Berlin. Ihm folgte auf dem 
OECD-Vizeposten Ludger Schuknecht, 
einst Chefvolkswirt unter Ex-Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU) und ver-
antwortlich in der Finanzkrise 2008/09 
unter anderem für den sehr harten Spar-
kurs gegenüber Griechenland.

Karl-Heinz Reith, 
freier Journalist

*Die Zahl der Abgängerinnen und 
Abgänger bzw. Absolventinnen und 
Absolventen wird auf die gleichaltrige 
Wohnbevölkerung bezogen. Es kommt 
zu zeitversetzten Doppelzählungen,  
zum Beispiel wenn Personen Schul-
abschlüsse nachholen oder um einen 
weiteren Schulabschluss ergänzen.
Nationaler Bildungsbericht 2020: 
bit.ly/nat-bildungsbericht-2020-pdf
OECD-Bericht „Bildung auf einen  
Blick 2020“: 
bit.ly/oecd-bildung-blick-2020-pdf 
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// Trotz Corona-Pandemie hat  
das Schuljahr mit weitgehend 
regulärem Normalbetrieb begon-
nen, meist ohne Maskenpflicht 
und nur mit einigen Hygieneauf-
lagen. Erste Schulen mussten 
aber schon wieder schließen.  
Der Frankfurter Virologe Martin 
Stürmer, der selbst infiziert 
war, rät indes zum Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes – auch  
im Klassenzimmer. //

E&W: In den Schulen sind die Klassen-
zimmer meist wieder voll, es gibt kaum 
Abstände, kaum eine Maskenpflicht – 
und das in geschlossenen Räumen. Idea-
le Bedingungen also für Neuinfektionen?
Martin Stürmer: In der wärmeren Zeit 
nach den Sommerferien konnte man das 
Ansteckungsrisiko durch permanente 
Frischluftzufuhr und viele Pausenhof-

zeiten sicher abmildern. Im Herbst aber, 
wenn es zunehmend kälter wird, sehe 
ich wachsende Risiken. Für das Corona-
Virus SARS-CoV-2 herrschen dann im 
Unterricht leider optimale Verbreitungs-
möglichkeiten. Umso wichtiger werden 
jetzt mehr Unterbrechungen, um gründ-
lich durchzulüften. Damit könnte man 
trotz der Enge und des Fehlens von Mas-
ken eine gewisse Sicherheit schaffen. Für 
einen besseren Schutz der Gesundheit 
sollte man meines Erachtens den 45-Mi-
nuten-Fahrplan des Unterrichts für eine 
Übergangszeit modifizieren und mehr 
Zeiten für frische Luft einplanen.
E&W: Reichen aus Ihrer Sicht die 
Schutzvorkehrungen der Schulen aus?
Stürmer: Manche technischen Möglich-
keiten, die weiterhelfen könnten, wer-
den noch viel zu wenig genutzt. Zum 
einen gibt es mobile Luftfilter, die die 
Aerosole in der Luft abreichern und die 

man in Klassenzimmern aufstellen kann. 
Studien der Bundeswehr-Universität 
München haben mit solchen Luftrei-
nigern für wenige Tausend Euro schon 
sehr gute Ergebnisse gezeigt. Zum Zwei-
ten könnte man den CO2-Gehalt in den 
Klassenzimmern kontinuierlich messen 
und einen Schwellwert festlegen, bei 
dem eine Pause eingelegt und ordent-
lich durchgelüftet wird. Das funktio-
niert schon mit Geräten für etwa 100 
Euro. Das Verfahren wäre nicht nur in 
Corona-Zeiten hilfreich, um Aerosole zu 
reduzieren, sondern könnte generell für 
bessere Luft im Klassenzimmer sorgen.
E&W: Sollten Lehrkräfte, Schülerinnen 
und Schüler im Unterricht Masken tra-
gen?
Stürmer: Ich hielte es in diesem Herbst 
und Winter für das Mittel der Wahl, 
dass Lehrerinnen und Lehrer wie auch 
Schülerinnen und Schüler Masken im 

Lüften und Masken tragen

Zum Schutz vor einer Ansteckung mit dem Corona-Virus 
dienen nicht nur der Mund-Nasen-Schutz und strenge  
Hygieneauflagen, sondern auch eine andere Unterrichts
taktung und verlängerte Pausenzeiten.
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Unterricht tragen – auch wenn das von 
vielen Lehrkräften kritisch gesehen 
wird. Natürlich muss man zugleich dafür 
sorgen, dass diese Regel nicht zu einem 
permanenten Maskentragen führt. Es 
muss zwischendurch immer wieder Ge-
legenheiten geben, den Mund-Nasen-
Schutz gefahrlos abzulegen und frische 
Luft zu tanken. Dafür muss es Konzepte 
geben. Zum Beispiel könnte man die 
Maske in Pausenzeiten auf dem Schul-
hof weglassen – statt sie gerade dann 
zu tragen, wie es zurzeit vielerorts prak-
tiziert wird. Zudem könnte man mehr 
Pausenzeiten einplanen.
E&W: Erste Studien im In- und Ausland 
haben gezeigt, dass das Ansteckungs-
risiko durch Schülerinnen und Schüler 
sehr gering ist – es gibt kaum Beispie-
le für solche Übertragungen. Wie groß 
schätzen Sie die Gefahr von Infektionen 
in Schulen und Kitas generell ein?
Stürmer: Kitas und Schulen sehe ich 
tatsächlich nicht als Hotspots, an denen 
wir viele und massive Covid-19-Ausbrü-
che erleben werden. Kinder haben zwar 

auch ein Risiko, sich und andere zu infi-
zieren. Solche Beispiele gibt es. Bei den 
bisherigen Infektionsfällen hatten sich 
die Betroffenen aber primär außerhalb 
der Schule angesteckt, die jeweilige 
Klasse wurde dann vorsorglich in Qua-
rantäne geschickt. Von einer Infekti-
onsweitergabe unmittelbar an Schulen 
kenne ich bisher in Deutschland noch 
keine Fallberichte – was nicht heißen 
soll, dass sich die Lage in diesem Herbst 
nicht ändern könnte.
E&W: Wie groß ist aus Ihrer Sicht das 
Ansteckungsrisiko für die Pädagoginnen 
und Pädagogen?
Stürmer: Bloß, weil es bisher in den 
Schulen und Kitas kaum Ansteckungen 
gab, heißt das nicht, dass dies nicht pas-
sieren kann. Ich kann gut verstehen, 
dass besonders ältere Kolleginnen und 
Kollegen große Bedenken haben. Daher 
gibt es einige Schulen, die eine Masken-
pflicht verhängen, auch wenn dies vom 
jeweiligen Bundesland gar nicht gefor-
dert wird. Wenn man sich individuell 
schützen möchte, rate ich zur FFP2-
Maske, weil nur sie die Aerosole mit ei-
ner hohen Wirksamkeit abhält.
E&W: Wie schätzen Sie die Situation 
speziell in den Kitas ein?
Stürmer: Es wird sicher nicht möglich 
sein, das Risiko in den Kitas auf null zu 
senken. Tendenziell gilt nach wie vor: 
Je kleiner die Kinder sind, umso weniger 
infizieren sie sich und umso besser über-
stehen sie eine Infektion. Allerdings sind 
viele Thesen, über die wir zurzeit verfü-

gen, in der Notbetreuung entstanden 
und nicht im Regelbetrieb. Am sinn-
vollsten ist es sicher, die Gruppen klein 
zu halten und dort, wo dies möglich ist, 
sie nicht zu durchmischen. Mehr wird 
man – neben guter Lüftung – zur Risiko-
minimierung in Kitas nicht tun können.
E&W: Sollte eine Schule mit einer voll-
ständigen Schließung reagieren, wenn 
ein positiv getesteter Corona-Fall auf-
tritt, wie dies ja schon teilweise zu Be-
ginn dieses Schuljahres geschehen ist?
Stürmer: Das hängt vom Konzept der 
Schule ab. Wenn die Lerngruppen gut 
voneinander getrennt und nachverfolg-
bar sind, kann man auch eine einzelne 
Lerngruppe isoliert in Quarantäne schi-
cken. Sollte aber zum Beispiel eine Lehr-
kraft betroffen sein, die mehrere Klas-
sen betreut, wird das Trennen sicher 
schwierig. Daher muss es lokale und 
individuelle Antworten geben.
E&W: Erwarten Sie eine zweite große 
Welle – oder wird es bald wieder einen 
ganz regulären Schulbetrieb geben?
Stürmer: Je mehr sich unser Alltag mit 
der kalten Witterung in geschlossene 
Räume verlagert, umso mehr werden 
wir flächendeckend steigende Infek-
tionszahlen sehen. Ich bin dennoch 
guter Dinge, dass wir dank bisheriger 
Erfahrungen eine zweite große Welle 
vermeiden können, wenn sich alle Be-
teiligten zusammenreißen. Und ich bin 
optimistisch, dass wir nächstes Jahr ei-
nen Impfstoff bekommen und die Ein-
schränkungen beherrschbar werden. 
Viele Einschnitte, über die wir jetzt dis-
kutieren, sind also hoffentlich nur für 
das laufende Schuljahr notwendig. Da-
nach können wir, wenn alles gut läuft, 
deutlich entspannter zu einer Norma-
lität zurückkehren – aber ich hoffe mit 
ein paar Lehren aus der Corona-Zeit.
E&W: Welche Lehren sollten dies sein?
Stürmer: Wichtig wären generell eine 
stärkere Einhaltung einfacher hygieni-
scher Maßnahmen im Schulalltag. Auch 
die neuen Formate von Schule und Ar-
beit, die durch Corona plötzlich wich-
tig wurden, wie mehr Homeoffice und 
Online-Meetings sowie mehr digitaler 
Unterricht, sollten in Zukunft weiter ge-
nutzt werden. 

Interview: Sven Heitkamp, 
freier Journalist

Martin Stürmer
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„Eine Arbeit, die nie enden darf“
// Im Sommer feierte das Netz-
werk „Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage“ (SoR – SmC) 
sein 25-jähriges Bestehen. Im 
Interview mit E&W erläutert die 
SoR-SmC-Direktorin Sanem Kleff, 
warum das Netzwerk auch in 
Zukunft gebraucht wird. //

E&W: Die Anfänge von „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage“ liegen 
in einer Zeit, in der die rassistischen An-
schläge von Mölln oder Solingen und 
die Pogrome in Rostock-Lichtenhagen 
noch nicht lange her waren. Rassismus 
und Rechtsextremismus sind seitdem 
nicht aus der Gesellschaft verschwun-
den. Ist die Arbeit des Netzwerkes eine 
Aufgabe, die nie endet?
Sanem Kleff: Ja, das ist eine Arbeit, die 
nie endet und nie enden darf, weil es 
Menschenfeindlichkeit schon immer 
gegeben hat und immer geben wird. 
E&W: Das klingt jetzt fatalistisch.
Kleff: Nein, das Gegenteil ist ge-
meint. Wir dürfen uns dem Phänomen  
Menschenfeindlichkeit nicht ergeben, 
sondern müssen immer wieder aktiv 
dagegen angehen. Es gibt große Unter-
schiede, wie sich Menschenfeindlich-

keit, Rassismus und Diskriminierung in 
einer Gesellschaft breit machen – oder 
eben nicht. Unsere Aufgabe sehe ich da-
rin, alle Formen der Menschenfeindlich-
keit soweit wie möglich einzudämmen. 

E&W: Die ersten Jahre bestand der 
Schwerpunkt der Aktivitäten des Netz-
werkes in der Arbeit gegen Rassismus. 
Anfang der 2000er-Jahre wurde das 
Konzept um andere Formen der Dis-
kriminierung erweitert. Was gab dafür 
den Ausschlag?
Kleff: Dass am Anfang von „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage“ der 
Fokus im engsten Sinn auf dem Phä-
nomen Rassismus lag, hat historische 
Gründe. Die Grundidee stammt aus Bel-
gien. Dort hatten sich Mitte der 1980er-
Jahre die Flamen und Wallonen so in 
einen rassistischen Diskurs verheddert, 
dass es zu bürgerkriegsähnlichen Zu-
ständen kam. Nach dem Wahlerfolg 
der rechtsextremen Vlaams-Partei 
gründeten Schülerinnen und Schüler 
in Antwerpen das Netzwerk „Schulen 
ohne Rassismus“. In Deutschland wur-
de dieses Konzept von Aktion Courage 
übernommen. Als ich 2000 die Leitung 
übernahm und in „Schule ohne Rassis-
mus – Schule mit Courage“ umbenann-
te, fand ich, dass man Rassismus nicht 
isoliert betrachten darf, sondern ihn als 
eine Variante von Menschenfeindlich-
keit sehen muss. Wir setzen uns heute 
nicht nur mit Bildungsprogrammen mit 

Sanem Kleff wurde 1955 in Ankara gebo-
ren und wuchs in Bremen, Hamburg und 
Nordrhein-Westfalen auf. Nach ihrem 
Studium der deutschen Sprache und 
Literatur war sie unter anderem als Leh-
rerin in Berlin und am Berliner Landes-
institut für Lehrerfortbildung tätig. Seit 
2000 leitet sie das Netzwerk „Schule 
ohne Rassismus – Schule mit Courage“.
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allen Formen von Menschenfeindlich-
keit auseinander – mit Rassismus wie 
mit Antisemitismus, Homophobie und 
anderen Formen der Diskriminierung.
E&W: Bis in die 2000er-Jahre wurde 
von regierungsoffizieller Seite der Be-
griff Rassismus vermieden; man sprach 
von Ausländerfeindlichkeit oder – noch 
schlimmer – von Fremdenfeindlichkeit. 
Heute werden diese beiden Begriffe 
kaum noch verwendet. Wie kam es zu 
diesem Wandel? 

Kleff: So kritisch man im Nachhinein das 
Agieren der ab 1998 regierenden rot-
grünen Bundesregierung sehen muss – 
Stichwort Agenda 2010 –, so deutlich 
muss man aber auch würdigen, dass in 
der Ära Rot-Grün das Thema Rassismus 
und Diskriminierung von Minderheiten 
auf die politische Tagesordnung kam. 
Erstmals liefen am 9. November 2000 
in Berlin Vertreter einer deutschen 
Bundesregierung an der Spitze einer 
antirassistischen Demonstration. Das 
war auch die Geburtsstunde der ers-
ten bundesweiten Programme gegen 
Diskriminierung, Rassismus und Anti-
semitismus. Dieser Wandel führte aber 
noch lange nicht dazu, dass sich in den 
Köpfen der Menschen, aber auch in den 
Institutionen etwas änderte. 
Übrigens: Anfang der 2000er-Jahre war 
der Begriff Homophobie noch ähnlich 
tabuisiert wie der Begriff Rassismus. 
Wenn an Schulen Workshops zum The-
ma Homophobie organisiert werden 
sollten, stieß man vielfach noch auf 
Widerstände in den Schulverwaltungen 
und in der Kultusbürokratie. Da hat sich 
inzwischen einiges geändert. 
E&W: In der Festschrift zum 25-jähri-
gen Jubiläum beschreiben Sie, wie bis 
in die jüngste Zeit Kinder migrantischer 
Herkunft in den Schulen benachteiligt 
wurden. Sie wurden in sogenannte Aus-
länderklassen gesteckt und überpro-
portional häufig an „Sonderschulen“ 
abgeschoben. Was hat sich im vergan-
genen Vierteljahrhundert zum Positi-
ven geändert, was muss sich noch wei-
terentwickeln?

Kleff: Selbstverständlich hat sich eini-
ges zum Positiven gewendet. Einige der 
strukturellen Ausgrenzungsmechanis-
men sind verschwunden. Auch hat sich 
in der Ausbildung der Lehrkräfte vieles 
zum Besseren entwickelt. Heute ist es 
nicht mehr vorstellbar, dass Kinder al-
leine deshalb, weil sie einen anderen 
Pass als den deutschen haben, in Son-
derklassen aussortiert werden. Faktisch 
findet eine Segregation aber dennoch 
statt. Einem Kind, das Ahmed heißt, 
wird nicht zugetraut, dass es so gute 
Leistungen bringen kann wie ein Kind, 
das Max heißt – selbst wenn beide aus 
der gleichen sozialen Schicht kommen. 
E&W: Eine Schule, die Teil des Netzwer-
kes wird, erklärt sich zur Erfüllung von 
drei Grundsätzen bereit (siehe Kasten). 
Wird eine Schule ausgeschlossen, wenn 
sie gegen diese Grundsätze verstößt?
Kleff: Nein. Der Titel „Schule ohne Ras-
sismus – Schule mit Courage“ soll die 
Schulen täglich an die Pflicht zur Einhal-
tung der Grundsätze des Netzwerkes 
erinnern, die sie angenommen haben, 
wenn nötig auch mahnen und motivie-
ren. Unser Prinzip ist, den Faden zu ei-
ner Schule niemals abreißen zu lassen. 
Mit einem Ausschluss einer Schule wäre 
niemandem geholfen. 
E&W: Es gab in der Vergangenheit ei-
nige solcher Fälle, so beispielsweise 
an einer Schule in Berlin, an der es zu 
einem antisemitischen Angriff kam.  
Was tun?
Kleff: Unsere Landeskoordinationen 
mit mehr als 80 Regionalkoordinatio-
nen bieten der Schule Hilfe und Unter-
stützung an. Eine „Courage-Schule“ ist 
keine Schule, an der es Diskriminierung, 
Rassismus und Antisemitismus nicht 
gibt. Dessen müssen sich alle Beteiligten 
klar sein. Deshalb ist der zweite Grund-
satz, zu dem sich Schulen verpflichten, 
wenn sie dem Netzwerk beitreten, auch 
so wichtig: Einsatz gegen jegliche Form 
von Gewalt und Diskriminierung, soll-
ten diese an der Schule auftreten! Es 
geht darum, dass alle Mitglieder an der 
Schule eine Resilienz gegen Diskriminie-
rung entwickeln, sensibilisiert sind und 
die Gleichwertigkeit aller Menschen an-
erkennen.

Interview: Jürgen Amendt, 
Redakteur der „Erziehung und Wissenschaft“
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„Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ …
… gibt es seit 1995. Mit knapp 3.500 teilnehmenden Schulen und über 1,5 Millio-
nen Schülerinnen und Schülern ist es das größte Schulnetzwerk in Deutschland. 
Eine Schule kann Teil des Netzwerkes werden, wenn mindestens 70 Prozent al-
ler Menschen dieser Schule – vom technischen Personal, den Schülerinnen und 
Schülern und Eltern bis zu den Pädagoginnen und Pädagogen und der Schullei-
tung – sich in einer geheimen Abstimmung dafür aussprechen. Sie müssen sich 
mit den drei Grundsätzen des Netzwerkes (Entwicklung nachhaltiger Projekte 
gegen jegliche Form von Diskriminierung; Einsatz gegen Gewalt und Diskriminie-
rung, sollten diese an der eigenen Schule auftreten; Organisation eines Projektes 
zum Thema Diskriminierung einmal im Jahr) einverstanden erklären und sich ein 
entsprechendes Profil erarbeiten. Etwaige bisherige Aktivitäten gegen Rassismus 
und Diskriminierung sind keine Vorbedingung für die Aufnahme. Bundesweit 100 
Landes- und Regionalkoordinationsstellen sowie sogenannte Paten, die die Schu-
len sich selbst aussuchen, unterstützen jede Einrichtung.� jam

1995 ging das Netzwerk „Schu-
le ohne Rassismus – Schule mit 
Courage“ an den Start. Zahlreiche 
Verbände und Organisationen – 
darunter auch die GEW – sind heute 
als Kooperationspartner Teil des 
Netzwerkes.
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// Finanzwissenschaftler Birger 
Scholz über die finanziellen 
Folgen der Corona-Krise für die 
Kommunen und wie diese abge-
mildert werden können. //

E&W: Herr Scholz, inwiefern leiden die 
Kommunen finanziell unter der Corona-
Krise?
Birger Scholz: Wir erleben einen histori-
schen Konjunktureinbruch. Nach der im 
September aktualisierten Steuerschät-
zung, die auch die Steuersenkungen des 
Konjunkturprogramms berücksichtigt, 
sinken die Einnahmen der Kommunen 
im laufenden Jahr gegenüber der ur-
sprünglichen Planung um 9 Prozent. 
Und das, obwohl die Konjunktur bes-
ser läuft als noch im Frühjahr erwartet. 
Die Kommunen kämpfen zudem mit 
wegbrechenden Einnahmen, etwa im 
öffentlichen Personennahverkehr, und 
enormen Zusatzausgaben, etwa im Ge-
sundheitsschutz. Sie geraten also von 
allen Seiten unter Druck.
E&W: Die öffentlichen Haushalte hatten 
2019 ein positives Finanzierungssaldo 
von 45,2 Milliarden Euro. Wie sieht es 
2020 aus? 
Scholz: Das Defizit wird gigantisch sein.
E&W: Die finanzielle Lage vieler Kommu-
nen war schon vor Corona nicht rosig. 
Wie sehr verschärft sich die Lage dort? 
Scholz: Vor allem Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen (NRW), dem Saarland 
und Rheinland-Pfalz sind stark betrof-
fen. Sie haben in den vergangenen 20 
Jahren unter dem Druck des unbewäl-
tigten Strukturwandels sehr hohe Kas-
senkredite angehäuft. Sämtliche Bemü-
hungen, sich zu entschulden, drohen 
jetzt durch die Corona-Krise zunichte 
gemacht zu werden. Fast alle Kommu-
nen sind nun auf die Unterstützung der 
Länder angewiesen. 
E&W: Den Ausfall von Gewerbesteuer-
einnahmen wollen Bund und Länder zu 
gleichen Teilen auffangen. 6,1 Milliarden 
Euro sind dafür vorgesehen. Reicht das?

Scholz: Das ist ein wichtiger Beitrag, 
der aber leider auf 2020 begrenzt ist. 
Was ist 2021 und 2022? Selbst im Falle 
einer konjunkturellen Erholung bleiben 
im Vergleich zur Finanzplanung enorme 
Defizite, weil Sozial- und Personalausga-
ben weiter steigen und die Steuersen-
kungen wirken. Die Kommunen werden 
mit Ach und Krach vielleicht noch dieses 
Jahr überstehen, aber wenn Bund und 
Länder nicht deutlich nachbessern, wird 
es ein kommunales Massaker geben. 
E&W: Wie können die kommunalen De-
fizite aufgefangen werden?
Scholz: In einer Notlage wie der Corona-
Krise können Bund und Länder von den 
strikten Vorgaben der Schuldenbremse 
abweichen. Sie dürfen aktuell nicht nur 
Mindereinnahmen kreditfinanzieren, 
sondern auch Mehrausgaben. So könn-
ten sie das gesamte Defizit decken, das 
durch die Krise entsteht. Und das gilt 
solange die Notsituation besteht, also 
über 2020 hinaus. Die Länder dürfen 
daher auch eigene Konjunktur- und In-
vestitionsprogramme, beispielsweise 

für die Digitalisierung der Schulen, über 
Kredite finanzieren. Auch die Einnah-
meausfälle der Kommunen können er-
setzt werden. 
E&W: Tun die Länder das auch?
Scholz: Die Länder haben bislang ganz 
unterschiedlich reagiert. Hinsichtlich 
möglicher Konjunkturprogramme und 
Hilfen für die Kommunen über 2020 
hinaus ist aber noch deutlich Luft nach 
oben.
E&W: Braucht es zusätzlich eine Vermö-
gensabgabe oder einen Corona-Soli für 
Besserverdiener?
Scholz: Der Bund und die Länder können 
sich nicht unbegrenzt auf eine Corona-
Notsituation berufen. Spätestens ab 
2023 oder 2024 gilt wieder das Nullver-
schuldungsgebot des Grundgesetzes. 
Viele Zusatzausgaben werden aber dau-
erhaft bleiben, und der Investitionsbe-
darf ist größer denn je. Zudem müssen 
die Corona-Schulden getilgt werden. 
Diese Zusatzbelastungen sollten nach 
der Krise über eine Sonderabgabe fi-
nanziert werden. Das kann ein weiterer 
Solidaritätszuschlag auf die Einkom-
mensteuer oder auch eine befristete 
Vermögensabgabe sein. Letztere hat es 
in der jungen Bundesrepublik in Form 
des Lastenausgleichs für die Heimatver-
triebenen gegeben. Beide Sonderabga-
ben bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrats. So steigen die Chancen auf 
eine schnelle Umsetzung. Die Einnah-
men würden allerdings ausschließlich 
dem Bund zufließen. Eine nötige Betei-
ligung der Länder und der Kommunen 
kann aber über eine Änderung der Um-
satzsteuerverteilung erreicht werden.
Unabhängig hiervon brauchen wir drin-
gend eine breite gesellschaftliche De-
batte über eine Reform der deutschen 
und europäischen Schuldenregeln, da-
mit Zukunftsinvestitionen in Bildung, 
Digitalisierung, Verkehr oder Klima-
schutz wieder kreditfinanziert werden 
können. Beim momentanen Zinsniveau 
kann die öffentliche Hand in Deutsch-

„Das Defizit wird 
gigantisch sein“ Gewerkscha�

Erziehung und Wissenscha�

Bildung. Weiter denken!

Birger Scholz ist Volkswirt und Ver-
waltungswirt. Er beschäftigt sich 
unter anderem mit Haushalts- und 
Steuerpolitik. Scholz ist Mitautor des 
gerade veröffentlichten „Kommu-
nalfinanzbericht 2020“ von ver.di-
NRW. Er lebt und arbeitet in Berlin.

Fo
to

: p
riv

at

Erziehung und Wissenschaft  | 10/2020

34 INITIATIVE „BILDUNG. WEITER DENKEN!“



land langfristig Anleihen mit negativen 
Zinsen begeben*.
E&W: In welche Bereiche müsste der 
Staat jetzt besonders investieren?
Scholz: Zum Beispiel in Digitalisierung, 
die im Übrigen auch eng mit Bildung 
verknüpft ist. Wenn Schulen keinen Prä-
senzunterricht mehr machen können, 
brauchen alle Lehrkräfte und Schüler 
Tablets oder Laptops. Die Pädagogin-
nen und Pädagogen müssen in die Lage 
versetzt werden, digital gut zu unter-
richten und alle Schüler mitzunehmen. 
Da liegt sehr viel im Argen, gerade auch 
in der öffentlichen Verwaltung. Die Poli-
tik hat das Thema bisher weitestgehend 
verschlafen. Andere wichtige Bereiche 
sind der klimagerechte Ausbau des öf-
fentlichen Personenverkehrs, gemein-
wirtschaftlicher und vor allem leistba-
rer Wohnungsbau und eine gelingende 
Integration der vielen Zuwanderer.

E&W: Der Bund will für Kindergärten, 
Kitas und Krippen dieses und nächs-
tes Jahr eine Milliarde Euro zusätzlich 
für Ausbaumaßnahmen bereitstellen. 
Reicht das aus?
Scholz: Das ist sinnvoll, reicht aber nicht. 
Zudem sind diese Bundesprogramme 
Gift für den Föderalismus. Die Kommu-
nen müssen in die Lage versetzt werden, 
diese Investitionen aus eigener Kraft zu 
stemmen. Das Grundgesetz garantiert 
nicht ohne Grund die Selbstverwaltung 
der Kommunen. Hierzu gehört auch eine 
angemessene Finanzausstattung.
E&W: Thema Ganztagsschulen und 
-betreuung: Länder, die 2021 und 2022 
Mittel für Investitionen abrufen, erhal-
ten später weitere. Besteht die Gefahr 
überstürzter Investitionen?
Scholz: Ich sehe hier eher die Gefahr, 
dass finanzschwache Länder überhaupt 
nicht in der Lage sind, die Mittel abzu-

rufen. Nach zwei Dekaden der Entstaat-
lichung fehlen in vielen Kommunen In-
genieure und Planer, um Bauvorhaben 
schnell zur Planungsreife zu bringen. 
In der Finanzkrise konnte Bayern ver-
gleichsweise viele Gelder abrufen, weil 
dort bereits etliche Maßnahmen und 
Projekte fertig geplant in der Schublade 
lagen. Andere Länder hatten das Nach-
sehen. Es reicht demnach nicht, nur 
Gelder zu Verfügung zu stellen. Länder 
und Kommunen müssen ihr Personal 
aufstocken. Das ist in Zeiten des Fach-
kräftemangels nicht einfach.

Michael Stahl, 
freier Journalist

*Unter „begeben“ wird in der Börsen-
sprache das Ausgeben von Aktien oder 
Anleihen verstanden.
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Der Sanierungsbedarf für die Schulen in 
Deutschland ist enorm. Schon vor Aus-
bruch der Corona-Pandemie bezifferte 
ihn die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
auf 47,7 Milliarden Euro. Die Corona-
Krise hat gezeigt, dass die öffentliche 
Hand vor allem deutlich mehr Geld 
für die digitale Transformation der Bil-
dungseinrichtungen ausgeben muss.
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// Für viele Lehrkräfte im Osten 
ging die Einheit 1990 mit einer 
Verlusterfahrung einher. Unter-
stufenlehrkräfte, in der DDR 
als vollwertige Lehrkräfte tätig, 
wurden formal dequalifiziert. Nur 
die neuen Bundesländer erkann-
ten ihren Abschluss an. Zudem 
wurden sie im Gehaltstarifvertrag 
niedriger eingestuft als Lehrkräfte 
mit einem Grundschullehrer-
Abschluss der alten Bundesländer. 
Zur Gleichstellung mussten sie 
Anpassungsseminare besuchen. 
In den ostdeutschen Ländern galt 
eine spezielle Form des Bundes-
angestelltentarifvertrags (BAT): 
der BAT Ost mit einer niedrigeren 
Bezahlung als im Westen. E&W 
sprach mit Eva-Maria Stange, zu 
DDR-Zeiten Lehrerin, nach 1990 in 
der GEW aktiv und von 1997 bis 
2005 Vorsitzende der Bildungsge-
werkschaft. //

E&W: Welche persönliche Erinnerung 
haben Sie an den 3. Oktober 1990?
Eva-Maria Stange: Eine ambivalente. 
1989 und zu Beginn des Jahres 1990 
hatte ich die Hoffnung, dass es eine 
neue, eine gesamtdeutsche Verfassung 
geben wird. Mit dem Einigungsvertrag 
im August 1990 war klar, in welche Rich-
tung die Entwicklung gehen wird. Der 3. 
Oktober 1990 hat die politische Einheit 
quasi nur noch formal vollendet. Für 
mich als Lehrerin wie als Gewerkschaf-
terin stellten sich damals existenzielle 
Fragen, beispielsweise in welcher Form 
die Ausbildung der Lehrkräfte der DDR 
zukünftig anerkannt wird. Das hat uns 
viel mehr beschäftigt als die Unterzeich-
nung des Einigungsvertrages.
E&W: Viele Pädagoginnen und Pädago-
gen waren nach dem 3. Oktober 1990 
mit Arbeitslosigkeit und einer Abwer-
tung ihrer beruflichen Leistung konfron-
tiert. Wie sehr prägt diese Erfahrung 
Ihrer Ansicht nach heute noch bei vielen 
Lehrkräften den Blick auf die Einheit?
Stange: Sehr stark, denn davon sind 
auch die Renten betroffen. Die formale, 
aber auch menschliche Abwertung setz-

te ja schon einen Schritt vorher ein. Zu 
DDR-Zeiten wurden die Lehrkräfte für 
die unteren Klassen an Fachschulen aus-
gebildet. 1989/90 sollte es eine Umstel-
lung auf eine Diplom-Lehrerausbildung 
geben. Diese gab es wegen der Wende 
dann nicht. Die Unterstufenlehrkräfte 
waren allerdings dafür ausgebildet, in 
den unteren Klassen zu unterrichten und 
als Erzieherinnen oder Erzieher in den 
Schulhorten eingesetzt zu werden. Das 
gab es im Westen nicht, und so mussten 
sie sich nach 1990 entscheiden, ob sie 
künftig im Hort oder einer Kita oder in 
der Schule arbeiten wollen. Das hatte 
erhebliche Konsequenzen. Der Hort ge-
hört zur Kommune, und die Kolleginnen 
und Kollegen wurden tarifrechtlich he
rabgestuft. Sie hatten keine Möglichkeit, 
als Lehrkraft in den Landesdienst zurück-
zukehren, obwohl sie dafür qualifiziert 
waren. Eine Anpassungsqualifizierung 
mussten übrigens auch Erzieherinnen 
absolvieren. Das wurde als Abwertung 

der Ausbildung und der beruflichen 
Leistung erlebt. 
Diese mussten auch die Oberstufenlehr-
kräfte erfahren. Sie waren in der DDR 
als Diplomlehrer sowohl für den Unter-
richt an den Polytechnischen Oberschu-
len (POS) als auch an den Erweiterten 
Oberschulen (EOS) ausgebildet, letzte-
re waren mit der Sekundarstufe II des 
Gymnasiums in Westdeutschland ver-
gleichbar. Nach 1990 mussten sie sich 
für die neu entstandenen Gymnasien 
bewerben, nicht aber, wenn sie an eine 
der neu gegründeten Mittelschulen ge-
hen wollten. Von den betroffenen Kolle-
ginnen und Kollegen wurde auch das als 
Demütigung erlebt. 
E&W: Nach der Vereinigung setzten 
in den neuen Bundesländern rasante 
Veränderungen in nahezu allen schul-
relevanten Bereichen ein. Ohne viel 
Vorbereitung musste die damals viel 
kritisierte Lehrerschaft im Osten die 
praktische Verantwortung für die Um-

Eine Reihe von Demütigungen

Am 31. August 1990 unterzeichne-
ten Bundesinnenminister Wolfgang 
Schäuble (CDU, links) und DDR-
Staatssekretär Günther Krause (CDU) 
den Vertrag über die Herstellung 
der Einheit Deutschlands. Auf rund 
1.000 Seiten regelte der Vertrag 
die rechtlichen Grundlagen für den 
Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
Deutschland.
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gestaltung übernehmen. Wie haben Sie 
diesen Prozess damals erlebt?
Stange: Faktisch lag nur die Verantwor-
tung für den laufenden Unterricht bei 
den Lehrkräften. Die strukturellen und 
inhaltlichen Veränderungen wurden 
politisch gesteuert und durchgesetzt. 
Formal gab es zwar Möglichkeiten mit-
zuentscheiden, so zum Beispiel in Form 
öffentlicher Anhörungen; letztlich ent-
schieden allerdings die politischen Mehr-
heiten. Das betraf auch die Inhalte des 
Unterrichts. Die meisten neuen Bundes-
länder hatten sogenannte Partnerländer 
aus dem Westen. Im Falle Sachsens war 
das Baden-Württemberg. Wir haben im 
Wesentlichen die Stundentafeln und 
Lehrinhalte von dort übernommen. Das 
hatte beispielsweise gravierende Aus-
wirkungen auf das Verhältnis zwischen 
Naturwissenschaften und den sprachli-
chen und anderen Fächern. In der DDR 
war der Anteil der Naturwissenschaften 
sehr hoch, in Baden-Württemberg do-
minierten andere Fächer. Das stieß auf 
Kritik von Lehrkräften und Eltern. 
E&W: Dem konnte man nichts entge-
gensetzen?

Stange: Das Tempo der Veränderungen 
war so schnell, dass wir als Lehrkräfte zu 
Beginn des Schuljahres gar nicht wuss-
ten, in welcher Klasse wir unterrichten, 
manchmal nicht einmal, an welcher 
Schule wir eingesetzt werden. Der Auf-
bau des neuen Schulsystems war für die 
Pädagoginnen und Pädagogen in den 
ersten Jahren mit sehr viel Unsicherheit 
verbunden. Der Schulbetrieb durfte ja 
nicht unterbrochen werden. Bis Mitte 
der 1990er-Jahre mussten sie zwischen 
den verschiedenen Schulformen und 
Schulen wechseln. Das und vieles andere 
hat zu einer großen Verunsicherung bei 
den Kolleginnen und Kollegen geführt.
E&W: Wie leicht oder wie schwer war es 
in der Zeit nach dem 3. Oktober 1990, 
ostdeutsche Sichtweisen in der GEW zu 
artikulieren und durchzusetzen?
Stange: Ich hatte immer das Gefühl, dass 
die beschriebenen Probleme allein die 
von uns Ostdeutschen sind. Wir wur-
den von den Kolleginnen und Kollegen 
aus dem Westen beim Aufbau der GEW 
unterstützt. Wir haben da viel gelernt in 
kurzer Zeit. Aber ich hatte den Eindruck, 
dass wir unsere Probleme immer wieder 
erklären mussten, weil sie im Westen zu 
wenig bekannt waren. Ein Beispiel: Für 
uns war der Kampf gegen die Erhöhung 
des Stundendeputats eine existenzielle 
Frage. In der DDR bestand diese aus 21 
Stunden, verteilt auf sechs Tage. Nach 
1990 wurde die Unterrichtsverpflich-
tung schrittweise auf 27 Stunden erhöht. 
Dadurch wurden weniger Lehrkräfte 
benötigt und es drohten – neben einer 
Erhöhung der Arbeitsbelastung – Kündi-
gungen. Wir hatten keinen Kündigungs-
schutz im Tarifvertrag. Den meisten Kol-
leginnen und Kollegen im Westen waren 
solche Erfahrungen fremd. 
E&W: 2005 haben Sie nicht mehr für das 
Amt der GEW-Vorsitzenden kandidiert. 
Ihre achtjährige Tätigkeit an der Spitze 
der Gewerkschaft resümierten Sie damals 
in einem Artikel in der E&W. Darin blick-
ten Sie voller Hoffnung in die Zukunft. 
Auch wenn konservative Kräfte immer 
noch versuchten, „die Bildungspolitik zur 
Reproduktion der Klassengesellschaft zu 
nutzen“, schrieben Sie, was sich besonders 
beim Kampf um das gegliederte Schulsys-
tem zeige, hätten diese Kräfte „vor der Ge-
schichte bereits verloren“. Sind Sie heute 
immer noch so optimistisch?

Stange: Ja, auch wenn das Ziel beson-
ders in Sachsen noch weit entfernt ist. 
1990 war hier die CDU besonders stark 
und hat von Anfang an deutlich ge-
macht, dass sie bildungspolitisch zum 
dreigliedrigen Schulsystem will. Wir 
hatten als Gewerkschaft zunächst noch 
die Hoffnung, dass das System der DDR, 
in der Kinder länger gemeinsam lernen 
konnten, wenigstens bis zur Klasse 8 
erhalten werden kann. Dies wurde und 
wird auch von der Mehrheit der Bevöl-
kerung im Osten unterstützt. Es gab 
in der Wendezeit zahlreiche entspre-
chende Schulmodelle. Die CDU hat in 
Sachsen leider die Gesamtschule und 
alles, was auch nur in die Nähe eines 
solchen Modells kam, verhindert. Heu-
te zeigt sich allerdings, dass das längere 
gemeinsame Lernen immer mehr in die 
Schulsysteme implementiert wird  – in 
Ost wie in West übrigens. Auch in Sach-
sen wird es Gemeinschaftsschulen ge-
ben – 30 Jahre nach der Wende.

Interview: Jürgen Amendt, 
Redakteur der „Erziehung und Wissenschaft“
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Eva-Maria Stange (63) war in der DDR 
als Lehrerin für Physik und Mathe-
matik sowie in der Lehrerausbildung 
tätig. Nach 1990 engagierte sie sich in 
der GEW – zunächst als Vorsitzende 
des Bezirkspersonalrats Gymnasien in 
Dresden, dann von 1993 bis 1997 als 
Landesvorsitzende der GEW Sachsen. 
1997 wurde sie zur GEW-Vorsitzenden 
gewählt. Von 2006 bis 2009 und von 
2014 bis 2019 bekleidete sie das Amt 
der Ministerin für Wissenschaft und 
Kunst in Sachsen; zwischen 2009 und 
2019 saß sie für die SPD im sächsischen 
Landtag.
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// Sisters Network unterstützt 
junge Frauen mit Fluchtgeschichte 
bei Berufsorientierung und 
Ausbildungsplatzsuche, damit sie 
ihre eigenen Wege finden. //

Lilith Buchartowski blickt in die Gesich-
ter der jungen Frauen auf ihrem Bild-
schirm. „Wie steht es um euer Deutsch, 
wenn ihr so viel zu Hause seid?“, fragt 
die 27-Jährige. Die „Mädels“, wie sie 
sich untereinander nennen, seufzen. 
Doch Fatemeh hat einen Tipp. Ihre 
Nachhilfelehrerin habe geraten, jeden 
Tag ein paar Seiten in einem deutschen 
Roman zu lesen und das Gelesene zu-
sammenzufassen. „Das hilft“, findet sie. 
Big Sister Buchartowski nickt.
Die Sozialarbeiterin arbeitet gemein-
sam mit der Medienpädagogin Nina 
Soppa ehrenamtlich für Sisters Net-
work. Seit mehr als einem Jahr trifft sich 
die Gruppe jeden Mittwoch in einem ru-
higen Nebenraum der Hamburger Zen
tralbibliothek, nur wenige Minuten vom 
Hauptbahnhof entfernt. Während des 
Corona-Lockdowns saßen die 14 jun-
gen Frauen und ihre Big Sisters jedoch 
zu Hause in ihren Gemeinschaftsun-
terkünften und Wohnungen vor Handy 
oder Laptop und diskutierten in Video-
Konferenzen über das, was sie beschäf-
tigt: von den Abschlussprüfungen über 
Ramadan in Corona-Zeiten bis hin zu 
Cybermobbing. 
„Wir nehmen ihre Anliegen auf, ge-
ben aber auch Impulse zu Themen wie 
Frauenrechten, kulturellen Identitäten 
oder wie man ein Referat präsentiert“, 
sagt Stephanie Landa. Die 54-Jährige 
hat das Netzwerk vor zwei Jahren als 
Projekt des gemeinnützigen Unterneh-
mens Audiyou gegründet, das unter 
anderem eine Internet-Plattform zur 
Medienbildung betreibt. Sisters Net-
work begleitet junge Frauen zwischen 
16 und 21 Jahren, die „Unterstützung 
für den Übergang von Schule in Aus-
bildung suchen“, erläutert sie. Beson-
ders groß sei der Bedarf bei Frauen mit 
Fluchtgeschichte in den Ausbildungs-
vorbereitungsklassen für Migranten  – 
jedoch „steht das Angebot allen Ham-

burgerinnen offen“. Bisher gibt es drei 
Gruppen mit bis zu 14 Teilnehmerin-
nen. Die Big Sisters unterstützen bei 
Fragen rund um die Schul- und Ausbil-
dungsplatzsuche. Ziel ist, dass die jun-
gen Frauen „einen für sie passenden 
beruflichen Weg finden, um später fi-
nanziell auf eigenen Beinen stehen zu 
können“. 

Wichtig sind Vorbilder
Das sei keineswegs selbstverständlich, 
berichtet Landa. „Die meisten Mütter 
sind nicht berufstätig und weibliche 
Erwerbsbiografien keine Normalität.“ 
Mit den Big Sisters können die jun-
gen Frauen über Themen rund um 

die Berufsfindung sprechen und sich 
durch Rollenspiele möglichen Tätigkei-
ten annähern. Wichtig sind Vorbilder: 
So haben sie bereits eine Ärztin, eine 
Schriftstellerin, eine Bäuerin und eine 
Kommunalpolitikerin getroffen und zu 
deren beruflichem Alltag, aber auch 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
interviewt. „Wir ermuntern die Frauen, 
ihre Stärken und Wünsche zu erkennen 
und zu äußern“, sagt Buchartowski. Als 
Big Sister versteht sie sich als Brücke zu 
Menschen und Ideen. Sie wolle dabei 
unterstützen, „Menschen anzuspre-
chen und eigene Netzwerke aufzubau-
en – jenseits ihrer ethnischen Commu-
nities“.

Über Umwege ans Ziel

Shaima, Fatemeh und Norhan  
(v. li. n. re.) finden bei Sisters 
Network in Hamburg die Unter-
stützung, die sie brauchen, damit 
Integration gelingen kann.
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Britta Ratuschny weiß, wie schwierig 
es für viele Jugendliche mit Fluchtge-
schichte ist, in der neuen Heimat Fuß 
zu fassen. Die Sozialpädagogin an der 
Beruflichen Schule City Nord ist froh, 
dass sie ihre Schülerinnen in ein An-
gebot wie Sisters Network vermitteln 
kann. „Die jungen Frauen möchten sich 
integrieren. Dafür brauchen sie Orien-
tierung sowohl in beruflicher als auch 
persönlicher Hinsicht“, bestätigt die 
Pädagogin. „Als Töchter, manchmal so-
gar Ehefrauen, sind sie stark in ihre Fa-
milien und Communities eingebunden. 
Andererseits sehen sie in der Schule 
und überhaupt in ihrem neuen Lebens-
umfeld Freiheiten, die sie vorher nicht 
kannten.“ Sisters Network unterstüt-
ze die jungen Frauen „sehr individuell, 
ohne vorgefertigte Standards“, diesen 
Spagat zu bewältigen.

Shaimas Vater und Bruder sind Informa-
tiker. Die junge Syrerin interessiert sich 
jedoch viel mehr für Mode und zeichnet 
gern. Für ihre Eltern sei dies nicht mehr 
als ein Hobby. Unterstützt von Big Sis-
ter Soppa ist Shaima nun ihrem Traum 
vom Modedesign-Studium einen Schritt 
nähergekommen: Sie hat eine gymnasi-
ale Oberstufe mit Kunstprofil gefunden 
und sich dort beworben. „Zu Hause in 
Syrien haben unsere Eltern uns unter-
stützt“, sagt Shaima. „Hier müssen wir 
ihnen helfen und viel erklären.“ Den 
nötigen Rückhalt, so Norhan, gebe den 
„Mädels“ dabei die Gruppe. „Wenn wir 
an uns glauben und uns gegenseitig an-
feuern, können wir unsere Ziele errei-
chen.“ 

Weitere Kooperationen geplant
Die 18-Jährige lernt Einzelhandels-
kauffrau und ist die erste Auszubilden-
de der Gruppe. Als sie vor vier Jahren 
vor dem syrischen Bürgerkrieg nach 
Hamburg flüchtete, träumte sie da-
von, zu studieren. Doch die Schule in 
der Hansestadt war mühsam, schwe-
ren Herzens entschied sie sich für eine 
Ausbildung. Ihren Traum hat sie nicht 
aufgegeben. „Danach werde ich das 
Abi machen.“ Denn heute weiß sie: 
„In Deutschland muss man manchmal 
Umwege gehen, um ans Ziel zu kom-
men.“

Für die meisten jungen Frauen sind die 
Big Sisters die einzigen „Deutschen“, zu 
denen sie ein enges Vertrauensverhält-
nis aufbauen. Gemeinsam entdecken 
sie Orte und Aktivitäten, die für viele 
Gleichaltrige selbstverständlich sind: 
Sie besuchen Museen, reisen ins Ham-
burger Umland, lernen Schlittschuh-
laufen oder gehen ins Kino. In diesem 
geschützten Rahmen würden auch 
Probleme in der Familie angesprochen, 
so Buchartowski. In solchen Fällen er-
klären ihnen die Big Sisters, welche 
Freiheiten und Rechte junge Frauen in 
Deutschland haben. „Wir stülpen den 
Mädchen diese Lebensrealitäten nicht 
über, sondern gehen reflektiert in den 
Austausch.“ Bei Bedarf geben sie ihnen 
die Telefonnummern von Hilfseinrich-
tungen. 
Mithilfe neuer Fördergelder entwickelt 
Landa das Netzwerk organisatorisch 
weiter: So sollen im Herbst drei wei-
tere Gruppen geöffnet und Kooperati- 
onen mit weiteren Schulen geschlos-
sen werden. Denn die Nachfrage – 
auch außerhalb Hamburgs – sei groß, 
so Landa.

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

https://sistersnetwork.de

Fo
to

s:
 B

ab
ett

e 
Br

an
de

nb
ur

g

Stefanie Landa (li.) und ihre Kollegin Lilith Buchartowski von Sisters Network  
ermuntern die jungen Migrantinnen, ihre Stärken und Wünsche zu erkennen und  
zu äußern.
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Entspannung zum Nulltarif
// Das Konzept ist einfach, leicht  
umzusetzen und erfolgreich. An 
der Rolandschule, einer Grund-
schule in Oberhausen, rennen die 
Kinder mittwochs nicht einfach 
in die große Pause, voll Freude, 
dass sie eine Weile nicht büf-
feln müssen. Sie freuen sich aus 

einem besonde-
ren Grund, denn 
nun heißt es: 
Musik ab. //

Der Vater der Idee 
heißt Marcel Weyer. 
Er bezeichnet sich als 

jemanden, der Musik („nicht das Fach“) 
zwar mag, aber kein Instrument spiele 
und überhaupt nicht singen könne. Doch 

das, was er mit seiner ehemaligen Kolle-
gin Catharina Hölter an seiner früheren 
Schule, der Ruhrschule in Oberhausen-
Alstaden, eher zufällig entdeckte, faszi-
niert ihn bis heute. Bei der Vorbereitung 
eines Schulfestes studierten die beiden 
mit ihren Schülerinnen und Schülern auf 
dem Schulhof einen Tanz ein. Das Pau-
senklingeln riss sie aus der Spannung. 
Dutzende Kinder strömten nach drau-
ßen, schauten ob der lauten Musik kurz 
verwirrt und begannen dann zu tanzen. 
Andere sangen mit, wieder andere be-
obachteten parallel zum eigenen Spiel 
das sonderbare Geschehen. Von sonst 
eher üblichen Streitereien keine Spur.
Weyer und Hölter waren begeistert. 
„Wir schilderten dem Kollegium unse-
re Eindrücke und schlugen vor, Musik-

pausen einzuführen“, erinnert sich der 
gelernte Deutsch- und Religionslehrer 
Weyer. Gesagt, getan. Einmal wöchent-
lich rollte fortan der Hausmeister eine 
Box auf den Schulhof. Er tat es nicht häu-
figer, um den Reiz zu erhalten. Zunächst 
wählten Erwachsene Lieder aus. Spä-
ter übernahmen das die Mädchen und 
Jungen. Sie erstellten Playlisten in ihren 
Klassen – von Kinderliedern über Charts 
bis hin zu Schlagern. „Uns war damals 
schon klar, dass das mehr als eine lustige 
Abwechslung sein würde“, erinnert sich 
Weyer. Er fügt hinzu: „Allein
die gemeinsame Auswahl der 
Musik 
fördert 
Partizi-
pation 
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Die musikalischen Schulpausen von 
Marcel Weyer folgen dem Motto, 
dass Denken und Lernen nur dann 
gut funktionieren können, wenn der 
Körper wach und lebendig ist.
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und Demokratieverständnis. Man muss 
auch schon einmal ein Lied ertragen, 
das man selbst nicht favorisiert.“
Das Laune-Barometer stieg bei den 
Grundschülerinnen und -schülern, aber  
auch der gesamten Schulgemeinde. 
Frohgemut rannten die Kinder in die 
Pause und kehrten entspannt aus ihr 
zurück. Streitereien und Raufereien  
blieben wie von Zauberhand ver-
schwunden. Weyer leicht amüsiert: 
„Die Kolleginnen und Kollegen rissen 
sich förmlich darum, ihre Aufsicht in 
den Musikpausen führen zu dürfen.“ 
Nicht nur, weil sie weniger Konflikte 
zu lösen hatten. Musik entspannt auch  
ältere Semester.

Friedlicher und konzentrierter
Nur ein Jahr nach der wundersamen 
Entdeckung der musikalischen Unter-
richtsunterbrechung wechselte Weyer 
den Arbeitsplatz. Seine neue Heimat 
fand er in der Rolandschule. Rund 220 
Kinder besuchen die offene Ganztags-
grundschule. Sie liegt in einem sozial 
schwierigeren Umfeld Oberhausens, 
im Stadtteil Schlad. Schon nach seinen 
ersten Pausenbeobachtungen stand für 
den 35-Jährigen fest: Hier muss die Mu-
sikpause her. Kinder beleidigten oder 
schlugen sich. Kräfte messen und Positi-
onen abstecken prägten den Alltag der 
Kleinen.
Weyer zögerte ein wenig, seinen Vor-
schlag zu unterbreiten: „Als Neuer 
direkt tolle Konzepte vorzuschlagen, 
kommt meistens nicht besonders gut 
an.“ Lange aber hielt er sein selbst auf-
erlegtes Schweigen nicht durch. Nach 
einigen Wochen stellte er das Konzept 
vor. Es stieß auf ein durchweg positives 
Echo. Seither heißt es immer wieder 
mittwochs in den Hofpausen: Die Musik 
kann beginnen. 
Kinder und Eltern, die ursprünglich ein 
wenig verdutzt reagiert hatten, sind 
längst begeistert. Zumal sie bei Eltern-
sprechtagen erfahren, dass es nicht nur 

in den Pausen, sondern auch im Un-
terricht friedlicher zugeht. „Außerdem 
merken wir, dass die Kleinen deutlich 
konzentrierter und mit mehr Spaß bei 
der Sache sind“, bilanziert der junge 
Lehrer. 
Die Bedeutung von Bewegung und Mu-
sik für die Entwicklung und Lernfähig-
keit betont nicht nur der Neurobiologe 
Professor Gerald Hüther regelmäßig. 
Auch die Berliner Musik- und Bewe-
gungspädagogin Bettina Leuckert un-
terstreicht dies: „So wie ich die Neu-
robiologie heute verstehe, ist es ein 
Holzweg zu meinen, dass das Denken 
und die mentalen Fähigkeiten nur den 
Kopf brauchen und abgekoppelt vom 
Körper existieren. Vielmehr ist es so, 
dass Denken und Lernen dann gut funk-
tionieren können, wenn der Körper 
wach und lebendig ist, und wenn wir 
vor allem – aber nicht nur – im Kindes-
alter viele und vielfältige körperliche 
Erfahrungen machen dürfen.“ Zudem 
würden das Selbstbewusstsein, die 
emotionale Intelligenz und die Fähigkeit 
zur Empathie gestärkt, wenn man mitei-
nander in Bewegung sei. 
Weyer und seine Mitstreiter an der 
Rolandschule können das bestätigen. 
Auch während der Corona-Zeit finden 
die Musikpausen regelmäßig statt. Al-
lerdings mit versetzten Pausenzeiten 
und geschlossenen Gruppen. „Gerade 
in diesen Zeiten“, so Weyer, „sind die 
Musikpausen wichtiger denn je.“

Tipps für Nachahmer
Für alle, die vielleicht Ähnliches pla-
nen, hält der Grundschulpädagoge zwei 
Tipps parat. „Ganz wichtig ist, die Nach-
barschaft der Schule einzubeziehen“, 
betont er. In seiner vorherigen Schule 
sei dies zunächst nicht geschehen. Mit 
der Folge, dass sich Anwohner gegen 
den „Lärm“ wehrten. Die Schule stopp-
te das Projekt. Weyer aber weiß: „Dabei 
haben Messungen ergeben, dass un-
sere Musikpausen nicht lauter als nor

male Pausen sind.“ Das aber müsse man 
auch kommunizieren.
Sein zweiter Hinweis: Auch rechtlich 
ist das Abspielen von Musik außer-
halb des Unterrichts kein Problem. 
Sprich, es werden keine Gebühren fäl-
lig. Das Schulministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen hat einen Ge-
samtvertrag mit der Gesellschaft für 
musikalische Aufführungs- und mecha-
nische Vervielfältigungsrechte (GEMA) 
geschlossen, mit dem ein zwischen 
der Bundesvereinigung der kommu-
nalen Spitzenverbände und der GEMA 
geschlossener Pauschalvertrag umge-
setzt wurde. Dieser sieht vor, dass für 
„Schulveranstaltungen“ ohne oder bis 
maximal 2,60 Euro Eintritt keine Vergü-
tungen zu zahlen sind. 
Den Musikpausen steht also nichts im 
Wege. Und mit ihnen ein wertvoller und 
sehr einfacher Schritt hin zu Gewalt-
prävention, Partizipation, Integration, 
Demokratie und besserem Lern- und 
Schulklima. 

Stephan Lüke, 
freier Journalist
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// Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) urteilte am 14. Mai 2019 
(s. E&W 11/2019): Die Arbeitszeit 
auch von verbeamteten Lehrkräf-
ten und Hochschulbeschäftigten  
muss stundenweise erfasst 
werden. Sinkt damit künftig die 
Arbeitsbelastung an Schulen und 
Hochschulen? E&W hat bei dem 
Fachanwalt Peter Hauck-Scholz 
nachgefragt. //

E&W: Nach deutschem Arbeitszeitge-
setz sind Arbeitgeber bislang nur ver-
pflichtet, Überstunden festzuhalten  – 
und wie lange an Sonn- und Feiertagen 
gearbeitet wurde. Was wird sich jetzt 
ändern?
Peter Hauck-Scholz: Nach dem Urteil 
des EuGH müssen die Arbeitgeber in 
Zukunft sämtliche geleisteten Arbeits-
zeiten erfassen. Gemessen in Zeitstun-
den, von der Stunde null bis zum Ende 
des Tages, bis zum Ende der Woche. 
Egal, wann sie geleistet werden. Ob am 
Wochentag, am Samstag oder am Sonn-
tag. Egal, wo sie geleistet werden. Im 
Betrieb, zu Hause oder auf Reisen.
E&W: Das deutsche Arbeitszeitgesetz 
gilt lediglich für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Verbeamtete Lehr-

kräfte oder Hochschullehrer werden gar 
nicht erfasst. Was sagt der EuGH dazu?
Hauck-Scholz: Der EuGH nimmt eine sol-
che Differenzierung nicht vor. Er knüpft 
daran an, dass im Europarecht der Be-
griff Arbeitnehmer auch die Beamten 
umfasst. Vor diesem Hintergrund hat das 
deutsche Arbeitsrecht eine Lücke.
E&W: Die Arbeitszeitrichtlinie der Euro-
päischen Union von 2003 hält fest, dass 
die wöchentliche Arbeitszeit von 48 
Stunden im Regelfall nicht überschrit-
ten werden darf. Viele Lehrkräfte ar-
beiten länger. Wie groß ist die Chance, 
dass die Belastung durch Mehrarbeit 
nun sinkt?
Hauck-Scholz: Der Schlüssel ist die Ar-
beitszeiterfassung. Nach dem Urteil des 
EuGH muss die Arbeitszeit auch von 
Lehrerinnen und Lehrern erfasst wer-
den. Damit schafft man eine empirische 
Grundlage. Anschließend muss wo-
möglich der Gesetzgeber tätig werden. 
Denn das Bundesverwaltungsgericht 
hat bereits formuliert, dass die Lehrerar-
beitszeit nicht größer sein darf als die Ar-
beitszeit aller anderen Beamten. Und die 
schwankte im Laufe der Jahre, mal waren 
es 39 Wochenstunden, mal 40 oder 41. 
E&W: Aber wie lässt sich die Arbeitszeit 
der Lehrkräfte erfassen? Werden sie 

verpflichtet, ihre Arbeitsstunden aufzu-
schreiben?
Hauck-Scholz: Die Fachwelt diskutiert 
jetzt die Frage: Geht das, dass der Ar-
beitnehmer die Aufzeichnungen sel-
ber macht? Darf der Arbeitgeber diese 
Pflicht an die Arbeitnehmer delegie-
ren? Da streiten sich die Gelehrten. Die 
überwiegende Zahl ist der Meinung, das 
geht schon, aber nur unter bestimmten 
Bedingungen.
E&W: Welchen?
Hauck-Scholz: Der Arbeitgeber bleibt 
für die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der Aufzeichnungen verantwortlich. 
Daraus folgt, dass er sich etwa durch 
Stichproben von der Richtigkeit der 
Aufzeichnungen überzeugen muss und 
diese zeitnah, am besten am selben Tag 
erfolgen.
E&W: In Hessen haben Lehrerinnen und 
Lehrer bereits vor Jahren versucht, mit 
Selbstaufzeichnung ihrer Arbeitszeit 
gegen Mehrarbeit vorzugehen. Was ist 
daraus geworden?
Hauck-Scholz: Die Lehrkräfte in Hes-
sen sind mit diesen Aufzeichnungen 
vor Gericht gezogen. Sie haben gesagt: 
Die geltende Arbeitszeitverordnung für 
Lehrkräfte in Hessen ist unwirksam. Wir 
arbeiten ja viel mehr. Das ist damals 

Selbstausbeutung 
bekämpfen
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vor Gericht gescheitert. Die richterliche 
Entscheidung dazu ist lesenswert, weil 
es eine solche anmaßende Abfertigung 
der Lehrkräfte ist – von oben herab, das 
sucht seinesgleichen. Eine derartige Ab-
fuhr ist nach dem Urteil des EuGH nicht 
mehr möglich.
E&W: Was ist mit den Beschäftigten an 
Hochschulen? Welche Regelungen gel-
ten dort bislang?
Hauck-Scholz: Es gibt Tarifbeschäftigte 
und es gibt Beschäftigte, für die kein 
Tarifvertrag gilt. Die haben dann in-
dividuelle Arbeitsverträge. Doch zur 
Arbeitszeit-Aufzeichnung gibt es nichts. 
Weder im Tarifvertrag, noch in sons-
tigen individuellen Arbeitsverträgen. 
Hier besteht Handlungsbedarf.
E&W: Was wird sich jetzt für wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ändern?
Hauck-Scholz: Professoren lassen oft 
die Art, wie sie ihre Arbeit bewältigen, 
auch ihren Mitarbeitern angedeihen. 
Da herrscht mitunter große Freizügig-
keit und Liberalität. Das führt dazu, 
dass sie vielfach zu Hause arbeiten. 
Jedoch gibt es keine rechtlichen Rege-
lungen, die Ansprüche begründen oder 
Verbote aussprechen. Es gibt auch Wis-
senschaftler, die machen Studienreisen, 
um Archive oder Bibliotheken aufzusu-
chen. Was soll mit denen passieren? Da 
bleibt nichts anderes übrig, als dass sie 
selbst aufzeichnen. Der Arbeitgeber ist 
ja nicht dabei.
E&W: Aufzeichnungspflicht durch den 
Arbeitnehmer ist Mehrarbeit. Das wird 

vielen Lehrkräften und Hochschulbe-
schäftigten nicht gefallen.
Hauck-Scholz: Der EuGH hat gesagt: 
Die Regelung über die Arbeitszeit und 
die Arbeitszeiterfassung dienen dem 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer. 
Das ist europäisches Recht. Und über 
solche Regelungen kann sich der einzel-
ne Arbeitnehmer nicht hinwegsetzen. 
Außerdem gehört das Aufzeichnen zur 
Arbeitszeit des Beschäftigten.
E&W: Weniger Freiheit, mehr Gesund-
heit – und das als staatliche Vorgabe?
Hauck-Scholz: Das ist der Versuch, die 
viel zitierte Selbstausbeutung zu be-
kämpfen. Das ist der Grundgedanke des 
EuGH.
E&W: Das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales novelliert jetzt das Ar-
beitszeitgesetz. Wie ist der Stand?

Hauck-Scholz: Ich weiß nur, welche 
Rechtsgutachten das Ministerium dazu 
eingeholt hat. Und welche Vorschläge 
darin formuliert wurden. Und ich weiß, 
dass diese Vorschläge die Spezifika von 
Lehrkräften und Hochschulbedienste-
ten nicht im Blick haben.
E&W: Wie kann das sein?
Hauck-Scholz: Ganz einfach. Die Gut-
achter sind Arbeitsrechtler. Für die 
sind Beamte außerhalb ihres Denkens 
(lacht). Weil das deutsche Arbeitszeit-
gesetz die Beamten nicht erfasst, sind 
diese Professoren überhaupt nicht auf 
die Idee gekommen, dass sie sich über 
Beamte Gedanken machen müssen. 
Soweit ich das überblicke, bin ich der 
Erste, der durch einen Aufsatz auf diese 
Problematik eingegangen ist.
E&W: Dann muss unser Interview wohl 
fortgesetzt werden, wenn die Novelle 
des Arbeitszeitgesetzes vorliegt.
Hauck-Scholz: Sehr gern.

Interview: Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

Peter Hauck-Scholz, Arbeitszeiter
fassung – Probleme für den Schul-  
und Hochschulbereich nach dem Urteil 
des EuGH vom 14. Mai 2019, in:  
Zeitschrift für das öffentliche Arbeits- 
und Tarifrecht, 6/2020
GEW: Kommt die Stechuhr für alle? 
www.gew.de/eugh-urteil-arbeitszeit 
GEW: Viele Lehrkräfte arbeiten mehr  
als 48 Stunden: www.gew.de/ 
PM-studie-lehrkraftarbeitszeit
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DGB: Arbeitgeber sollen jede Arbeitsstunde erfassen
Eine gesetzliche Pflicht für Arbeitgeber, jede Arbeitsstunde der Beschäftigten zu 
erfassen, befürwortet der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), Arbeitgeberver-
treter lehnen sie dagegen ab. Das wurde in einer Anhörung des Ausschusses für 
Arbeit und Soziales im Deutschen Bundestag Mitte September in Berlin deutlich. 
Gegenstand der Anhörung waren die von den Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen 
und Die Linke vorgeschlagenen Änderungen des Arbeitszeitrechts gemäß den Vor-
gaben eines Urteils des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) vom Mai 2019. „Eine 
korrekte Umsetzung der EuGH-Entscheidung setzt neben einer generellen Zeiter-
fassungspflicht für alle Arbeitgeber auch die Umsetzung der Vorgaben der Objek-
tivität, Verlässlichkeit und Zugänglichkeit voraus“, heißt es in der Stellungnahme 
des DGB. „Ohne eine Erfassung der Arbeitszeit, für die der EuGH klare Vorgaben 
gemacht hat, können Arbeitgeber dieser Verpflichtung nicht nachkommen“, er-
gänzte Johanna Wenckebach vom Hugo Sinzheimer Institut für Arbeits- und Sozi-
alrecht. Aus Sicht der Arbeitgeber stellt eine systematische Erfassung der Arbeits-
zeit jedoch einen unverhältnismäßig hohen bürokratischen Aufwand dar. � jam

Peter Hauck-Scholz
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// Corona habe das Ziel, Kinder
arbeit weltweit zu überwinden, 
in deutlich weitere Ferne rücken  
lassen, befürchtet Samuel Grumiau, 
Projektkoordinator für die  
Bildungsinternationale (BI). //

E&W: Wie hat sich die Corona-Krise auf 
den Kampf gegen Kinderarbeit ausge-
wirkt?
Samuel Grumiau: Konkret in erster Linie 
dadurch, dass die Schulen geschlossen 
sind. Die Kinder gewöhnen sich ab, zur 
Schule zu gehen. Die Eltern gewöhnen 
sich ab, sie hinzuschicken. Und das schon 
seit Monaten. Es gibt Kinder mit sehr 
erheblichen Lernrückständen, die kaum 
die Möglichkeit haben, diesen Rückstand 
aufzuholen. Zudem hat sich vielfach die 
Armut enorm verschärft, so dass Men-
schen mit Hilfe von Kinderarbeit versu-
chen, ein bisschen Geld zu verdienen.

E&W: Gibt es dazu bezifferbare Erkennt-
nisse?
Grumiau: In Nicaragua ist der Schulbe-
such von Kindern zwischen Februar und 
Juni um bis zu 40 Prozent zurückgegan-
gen. In der Gegend von Dowa in Malawi 
hatten wir im vorigen Jahr 285 Kinder aus 
Arbeitsverhältnissen herausgeholt und in 
den zehn Schulen untergebracht, die wir 
dort betreuen. Seit der Schulschließung 
im März ist dort ein Anstieg von Kinder-
ehen und Schwangerschaften minder-
jähriger Mädchen festzustellen. Allein im 
Bezirk Dowa haben 234 Mädchen und 23 
Jungen, die jünger als 18 Jahre sind, ge-
heiratet, 95 Mädchen sind schwanger ge-
worden. Es gibt übrigens dort Eltern und 
sogar lokale Behörden, die glauben, dass 
die Schulen nie wieder öffnen.
E&W: Was kann man machen?
Grumiau: Unsere Kooperationspartner 
in Malawi betreiben im lokalen Hörfunk 

große Aufklärungskampagnen. In Ugan-
da mit einer in mancher Hinsicht ähnli-
chen Problemlage lassen sie Lautspre-
cherwagen durch die Straßen fahren, 
um vor Kinderarbeit und Frühschwan-
gerschaften zu warnen. Sie betonen die 
Gefahr von Kinderehen. Es wird viel ge-
macht. Aber sicherlich ist die Arbeit im 
Augenblick schwer gehandicapt.
E&W: Reden wir über Deine Arbeit bei 
der BI.
Grumiau: Ich bin für die Koordination 
von Projekten zuständig, die von unse-
ren lokalen Gewährsleuten mit Hilfe der 
BI und ihrer Partner betrieben werden. 
Unterstützung kommt von der GEW-
Stiftung „fair childhood“, aber auch von 
einer niederländischen Organisation. 
Im Augenblick betreue ich 17 Projekte 
in zwölf Staaten, darunter Länder wie 
Mali oder Uganda, wo wir drei verschie-
dene Projekte gleichzeitig haben. Ich 

Aufklärung wirkt

Auch im westafrikanischen Burkina Faso betreibt die Bildungsinter-
nationale (BI) Projekte, die Schulen darin unterstützen, Kinderarbeit 
zurückzudrängen. Das Bild zeigt den BI-Koordinator Samuel Grumiau 
vor Teilnehmerinnen und Teilnehmern einer Schulung.

Fo
to

: p
riv

at

44 FAIR CHILDHOOD – BILDUNG STATT KINDERARBEIT

Erziehung und Wissenschaft  | 10/2020



childh   d
fair

GEW-Stiftung 
Bildung statt Kinderarbeit

Ja,  �ich möchte mehr Informationen fair childhood.� E&W 10-2020 
Bitte sendet mir weitere Informationen zu.

Name, Vorname 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort 

E-Mail 

Datum, Unterschrift 

Bitte sende diesen Coupon in einem ausreichend frankierten Umschlag an:

 �Kindern eine
 ��Kindheit geben
Mach mit! Unterstütze die Projekte  
der GEW-Stiftung fair childhood.
Spendenkonto: Bank für Sozialwirtschaft, 
IBAN: DE16 7002 0500 0009 8400 00
BIC: BFSWDE33MUE

www.gew.de/internationales/fair-childhood
fair childhood ist eine Treuhandstiftung unter Treuhänderschaft 
der Stiftung Kinderfonds

fair childhood 
GEW-Stiftung „Bildung statt Kinderarbeit“ 
Reifenberger Straße 21 
60489 Frankfurt am Main

#

Foto: Tobias Schwab

überwache den Fortgang der Projekte, 
halte die Geldgeber auf dem Laufen-
den, schaue, wo die Probleme sind, 
kümmere mich um interne und externe 
Kommunikation.
E&W: Dabei liegt ein Schwerpunkt auf 
der Einrichtung „kinderarbeitsfreier  
Zonen“?
Grumiau: Genau. In vielen unserer 
Projekte schlagen wir den einheimi-
schen Lehrergewerkschaften diesen 
gemeinschaftsbezogenen Ansatz vor. 
Die Gewerkschaften können sich die 
Zielgebiete selbst aussuchen. Das 
kann ein kleines Dorf sein, ein Stadt-
teil, eine Plantage. Wichtig ist, dass 
die Projekte in der Lage sind, in einer 
solchen Zone messbare Fortschritte zu 
erzielen. Wir legen auch Wert darauf, 
dass dabei kein Unterschied gemacht 
wird zwischen schlimmeren und ver-
meintlich weniger schlimmen Formen 
der Kinderarbeit. Wir versuchen viel-
mehr, in der Bevölkerung einen Men-
talitätswandel zu bewirken in dem 
Sinne, dass jede Art von Kinderarbeit 
inakzeptabel ist. Nach unserem Ver-
ständnis ist jedes Kind, das nicht zur 
Schule geht, ein arbeitendes Kind. Das 
ist eine sehr weit gefasste Definition. 
Sie zielt darauf ab, das Bewusstsein 
der Leute so zu verändern, dass sie 
die Norm akzeptieren: Kein Kind sollte 
sich in seiner Schulbildung durch Ar-
beit behindert sehen.
E&W: Wie lässt sich die Nachhaltigkeit 
eines solchen Sinneswandels sicher
stellen?
Grumiau: Wir versuchen von Anfang an,  
Lehrkräfte und Schulleitungen weiter
zubilden und zu sensibilisieren. Über-
dies sprechen wir die örtlichen Behör
den, traditionellen Amtsträger und 
andere Menschen mit Einfluss in der 
Gemeinschaft an. Wir schaffen Struk-
turen, die auch nach dem Ende eines 
Projekts Bestand haben, beispielswei-
se eine Müttervereinigung, ein Auf-
sichtsgremium, deren Tätigkeit nicht 
von auswärtigen Geldgebern finanziert 
wird. Vor Ort begegnen wir immer 
wieder Eltern, die erzählen, wie froh 
sie sind, ihre Kinder in der Schule zu 
haben. Sie werden das nicht wieder 
verlieren wollen, wenn das Projekt en-
det. In Mali, in einer Gegend namens 
Ouroun, haben wir seit fünf Jahren ein 

Projekt, das einige Schulen in einem 
knappen Dutzend Dörfern und Weilern 
betreut. Dort haben die Nachbardörfer 
ohne auswärtige Förderung die in un-
serem Zielgebiet praktizierten Metho-
den übernommen, um ihrerseits die 
Kinderarbeit zurückzudrängen.
E&W: Das strahlt also aus?
Grumiau: Richtig. Wir versuchen, in Pi-
lotzonen, die nur einige Dörfer umfas-
sen, Kinderarbeit ganz zu beseitigen, 
um zur Nachahmung anzuregen.
E&W: Aber grenzt es nicht an ein Wun-
der, wenn Familienväter und Oberhäup-
ter traditioneller Gesellschaften, die 
Kinderarbeit seit Generationen für nor-
mal gehalten haben, auf einmal anderer 
Meinung sind?
Grumiau: Das geht nicht auf einmal. Die 
Botschaft sickert allmählich ein – und 
zwar nicht in drei Wochen. Mentalitä-
ten zu ändern, dauert manchmal Jahre. 
Da kommen keine Gewerkschafter aus 
der Hauptstadt, die den Leuten etwas 
aufpfropfen. Sie suchen das Gespräch. 
Sie sagen: Es gibt internationale Abkom-
men, nationale Gesetze gegen Kinder-
arbeit, die alles verbieten, was ihr hier 
macht. Aufgeklärte lokale Amtsträger 
werden schließlich einsehen, welchen 
Vorteil es hat, wenn die Kinder zur 
Schule gehen. Die Botschaft verbreitet 
sich auch durch Anti-Kinderarbeits-
Clubs in den Schulen, Eltern- und Müt-
tervereine.
E&W: Gibt es auch positive Effekte 
für die einheimischen Partnergewerk
schaften?
Grumiau: Tatsächlich beobachten wir  
eine Stärkung gewerkschaftlicher Schlag-
kraft dort, wo wir gegen Kinderarbeit 
tätig sind. Mitgliederzahlen steigen, 
manchmal um bis zu 23, in anderen Fäl-
len um bis zu 47 Prozent. Das Ansehen 
der Gewerkschaften steigt ebenfalls. 
Wir werden gelegentlich als Leute ge-
sehen, die sich nur um die eigenen Mit-
glieder kümmern. Projekte wie diese, 
die der Gemeinschaft insgesamt zugute 
kommen, machen deutlich, dass das 
nicht stimmt.

Interview: Winfried Dolderer, 
freier Journalist
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Gewalten im Ungleichgewicht
(E&W 6/2020, Seite 32 f.: „Grundrechte 
im Würgegriff“)
Der Artikel von Klaus Heimann infor-
mierte über die – insbesondere auf dem 
Paragrafen 28 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) beruhenden – Einschränkungen 
der Grundrechte. Er nannte die einschlä-
gigen Grundgesetzartikel und erläuterte 
Grad und Art der Einschränkungen sowie 
die Zuständigkeit von Ländern und Bund. 
Da nicht alles in einen Artikel passt, 
möchte ich aus juristischer Laienmei-
nung etwas ergänzen: Das IfSG gehört 
zum Polizeirecht und ist Teil der Exe
kutive. Daran erinnerte ich mich, als ich 
davon hörte, durch die Aktivierung des 
IfSG und die Arbeitseinschränkungen in 
der Tätigkeit der Gerichte sei eine Über-
macht der Exeku-
tive entstanden. 
Das Austarieren 
mit den übrigen 
beiden Gewalten 
der Verfassung,  
der Judikative und  
Legislative, ist auf  
ein Funktionieren  
des Grundrechts auf Meinungs- und In-
formationsfreiheit angewiesen. Da sehe 
ich Konflikte zwischen der staatlichen 
Durchsetzung von Maßnahmen und der 
prinzipiellen Möglichkeit, über diese 
auch kritisch zu informieren und öffent-
lich zu debattieren. Gerade die Notwen-
digkeit, dass dafür Fingerspitzengefühl 
nötig ist, zeigt schon das Besondere 
und Unnormale der heutigen Situation. 
Für mich ist ärgerlich, wenn Internetsei-
ten und YouTube-Videos ohne richter-
liche Anordnung verschwinden. Ich bin 
fähig, mir ein eigenes Bild zu machen. 
Das IfSG nennt auch die Meinungs- 
und Informationsfreiheit nicht als ein 
Grundrecht, das eingeschränkt werden 
darf. Ich freue mich schon auf die Zeit, 
in der einige der Maßnahmen von den 
Gerichten wieder kassiert werden. Den 
Zwang, in Verfahren rational zu argu-
mentieren, finde ich dabei hilfreich. Ich 
bin überzeugt, dass die Demokratie aus 
Krisen auch gestärkt herauskommen 
kann. Muss ich besonders betonen, 
dass ich mich nicht zusammen mit Neo-
nazis und Verschwörungstheoretikern 
auf die Straße stelle?
Hans Bernd Ashauer-Jerzimbeck, Düsseldorf

Corona lässt grüßen
(E&W 7-8/2020, Seite 2, Gastkommen-
tar: „Digitalisierung im Panikmodus“)
Der Artikel von Sigrid Hartong ent-
spricht genau meinen Empfindungen. 
Digitalisierung im Panikmodus und das 
in der Grundschule. Es ist Wasser auf 
die Mühlen aller Befürworter der Digi-
talisierung geschüttet worden. Corona 
lässt grüßen.
In diesem Fall sind die Kritiker der Digi-
talisierung ein Auslaufmodell. Ich bin so 
ein Auslaufmodell mit 40 Jahren Grund-
schulerfahrung, gerade dabei ein Buch 
fertigzustellen, das unter anderem auch 
die Digitalisierung im Blick hat.  
Antonie Hartmann-Striebel, Laupheim

Erfolg ist fraglich
(E&W 7-8/2020, Seite 40 f.: „Deutlich 
mehr Kinderarbeiter“)
Im deutschen Recht findet sich der pa-
triarchalisch anmutende Paragraf 1619 
Bundesgesetzbuch zur Kinderarbeit: 
Es geht um „Dienstleistungen“ für die 
Eltern – im Haushalt, im Geschäft, auf 
dem Hof –, solange die Kinder zu Hause 
wohnen und von den Eltern unterhal-
ten werden. Kinderarbeit im Sinne wirt-
schaftlicher Aktivität ist bis zum Alter 
von 15 Jahren mit wenigen Ausnahmen 
verboten, bis 17 reglementiert. Die Ge-
setzgebung ist Antwort auf die skanda-
löse Kinderarbeit im Zuge der Industri-
alisierung, vor allem im Bergbau und in 
der Textilindustrie. 
Die weltweiten Zahlen sind immer noch 
erschreckend. Unicef, das Kinderhilfs-
werk der UN, berichtet von 218 Millio-
nen arbeitenden Kindern zwischen fünf 
und 17 Jahren. 152 Millionen Mädchen 
und Jungen arbeiten demnach unter 
unwürdigen Bedingungen, zumeist in 
Afrika und Asien, zu 70 Prozent in der 
Landwirtschaft. Die Kinder leiden ge-
sundheitlich und haben keine Chance 
auf angemessene Bildung. 
Zu den schlimmsten Formen der Kin-
derarbeit zählt die Internationale Ar-
beitsorganisation (ILO) Sklaverei sowie 
Zwangsarbeit einschließlich des Ein
satzes von Kindersoldaten, Kinderpros-
titution und -pornografie. 
Ob das geplante Lieferkettengesetz 
wirklich dabei helfen kann, diese Miss-
stände zu beseitigen, ist allerdings frag-
lich. Es besteht die Gefahr, dass ein Bü-

rokratiemonster 
geschaffen wird, 
das hohe Kosten 
verursacht, aber 
wenig Nutzen 
bringt. 
Ein Grund da-
für liegt im ho-
hen Grad der 
Arbeitsteilung in der Weltwirtschaft. 
Die Jeanshose eines deutschen Labels 
entsteht oft vollständig im Ausland, 
dutzende Firmen aus aller Welt liefern 
zu. Das wirft viele Fragen auf: Wer soll 
die Zulieferer vor Ort überwachen? Wer 
setzt dafür die notwendigen Standards? 
Wo fängt die Verantwortung der Firmen 
an – auf dem Acker, auf dem die Baum-
wolle wächst, oder auf der Ölplattform, 
auf der der Rohstoff für synthetische 
Fasern gefördert wird? 
Auch bringt es wenig, wenn nur inlän-
dische Firmen einem Lieferkettenge-
setz unterworfen werden, denn das 
verzerrt den Wettbewerb. Deutsche 
Anbieter wären vermutlich schnell vom 
Markt verschwunden oder würden ins 
Ausland abwandern, wenn sich interna-
tionale Konkurrenten nicht an ein Lie-
ferkettengesetz halten müssen und so 
billiger produzieren können. 
Das Verbot von Kinderarbeit kann letzt-
lich nur vor Ort, in den jeweiligen Län-
dern, umgesetzt werden. Das heißt: Die 
Parlamente müssen gesetzgeberisch 
handeln. 
Doch dieser Weg wird ein langer sein, 
denn nicht nur in Europa haben Politi-
ker als Entscheidungsträger „ihren“ Ma-
chiavelli verinnerlicht: „Lasst uns doch 
nicht die Zeit mit Kleinigkeiten verlie-
ren, am Ende werden die Armen alles 
bezahlen. Und davon haben wir genug!“ 
Ulrich Bald, Hagen

Untersuchungen abschaffen
(E&W 9/2020, Seite 4: „Überlastete 
Gesundheitsämter“)
Ute Teichert, Vorsitzende des Bundes-
verbandes der Ärztinnen und Ärzte im 
öffentlichen Gesundheitsdienst, stellt 
fest, dass Lehrerinnen und Lehrer nun 
(aufgrund der fehlenden Eingangs-
untersuchung der Erstklässler) sehen 
müssten, wie sie im Unterricht mit 
eventuellen Defiziten der Erstklässler 
umgehen. Diese Aussage suggeriert, 
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Friesland
Charter

Seit
1966 Charter

Gruppenfahrten auf 
traditionellen Segelschiffen
Auf IJsselmeer und Binnengewässer
10 bis 60 Personen
• Klassenfahrten
• Wochenendfahrten
• Radtouren
Fam. Koopmans
Slinke 19, NL9011 WV Jirnsum
Ruf +31 566 631604
info@frieslandcharter.nl
www.frieslandcharter.nl
  Klipper DE HOOP****

  
  

  

Alle aktuellen Reisen auf www.schulfahrt.de

Klassenfahrt gerettet!
Einzigartiges Corona Schutz- und Sicherheitspaket –
nur bei schulfahrt.de!
Jetzt Angebot mit allen Infos online oder per 
Telefon anfordern! 
Die besten Reiseziele für Schulen ohne Risiko 
buchen und mit uns sicher reisen!

Schulfahrt Touristik SFT GmbH
Herrengasse 2 · 01744 Dippoldiswalde

Tel.: 0 35 04/64 33-0
info@schulfahrt.de

Klassenfahrt 2021?
Aber sicher!

GEW 10-2020-Klassenfahrt gerettet_94x50  27.08.20  18:55  Seite 1

Klassenfahrten London
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm
info@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

Klassenfahrten London
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm
info@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm
info@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

Andalusien
Kleines Ferienhaus auf Finca im
Olivenhain am Naturschutzpark 

bietet Ruhe und Erholung.
Für Wanderer ein Paradies.

T: 05171/16343  www.la-ruca.de

75652_2014_03_Mueller.indd   1 21.01.2014   16:51:57

Insel Rügen: Ferienwohnungen mit mo-
derner Ausstattung in Putbus, für 2-4 Pers., 
mit Balkon, 2 Schlafzimmer, von privat, 
ruhig, sonnig, Natur pur, Tel. 038301 60289

www.alte-tischlerei-putbus.de

76062_2016_10_Jens.indd   1 24.08.2016   10:19:32

www.schulorganisation.com
Dokumentation

Organisation  
Rechtssicherheit

T 02521 29905-10

Ihre Anzeige in der E&W: Tel. 0201/84300-0 · anzeigen@stamm.de

Eingangsuntersuchungen würden dem 
Lehrpersonal dabei helfen, mit Defizi-
ten umzugehen. Diese Zeiten sind längst 
vorbei. Offenbar wurde Frau Teichert 
nicht mitgeteilt, dass Kinder aufgrund 
einer fehlenden Schulreife nicht mehr 
vom Schulbesuch zurückgestellt werden 
dürfen, dass die früher sehr hilfreichen 
„Schulkindergärten“, in denen Kinder 
mit Defiziten sorgfältig und spielerisch 
auf die Schule vorbereitet wurden, in 
Nordrhein-Westfalen bereits vor etli-
chen Jahren geschlossen wurden, dass 
Kinder mit großen Defiziten im Lern-, 
Leistungs- und Sozialverhalten aufgrund 
des Inklusionsvorhabens ohne nennens-
werte sonderpädagogische Unterstüt-
zung gemeinsam mit anderen Kindern 
beschult werden, dass aufgrund eines 
dramatischen Personalmangels viele 
Grundschulklassen überfüllt sind und 

„bedarfsdeckend“ von Lehramtsanwär-
terinnen und -anwärtern oder fachlich 
geringer qualifizierten Seiteneinsteigern 
unterrichtet werden.
Das Wissen um 
Defizite einzel-
ner Schulneulin-
ge kann also in 
der gegenwär-
tigen Situation 
nicht mehr be-
wirken, dass sich 
im Unterricht der  
Grundschule Heterogenität und Unter-
richtsstörungen verringern, dass sich 
die effektive Lernzeit pro Kind vergrö-
ßert und dass sich die Unterrichtsqua-
lität verbessert. Das Gegenteil ist der 
Fall. Leider.
Da Eingangsuntersuchungen keine 
schulischen Auswirkungen mehr haben, 

sollte darüber nachgedacht werden, 
diese Untersuchungen ganz abzuschaf-
fen. Das würde Geld sparen, Geld, mit 
dem Grundschullehrkräfte gerecht be-
zahlt werden könnten. 
Jörg Schreckenberg-Weber, Recklinghausen

Gesunde Ernährung 
in Kita, Schule 
und Hochschule
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